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A. Problem 

Entsprechend der allgemeinen Zielsetzung des Sozialgesetz-
buchs soll nach dem Allgemeinen Teil und den Gemeinsa-
men Vorschriften für die Sozialversicherung das bisher in zahl-
reichen Einzelgesetzen unübersichtlich geregelte sozialrecht-
liche Verwaltungsverfahren zusammengefaßt und harmonisiert 
werden, um für den Bürger die Wahrnehmung seiner Rechte 
und für Verwaltung und Rechtsprechung die Anwendung 
des Rechts zu erleichtern. 

Es hat sich gezeigt, daß die Vorschrift über das Sozialgeheimnis 
(§ 35 des Allgemeinen Teils) in der Praxis zu Schwierigkeiten 
und widersprüchlichen Entscheidungen geführt hat. Eine um-
fassende Neuregelung dieses Komplexes ist daher notwendig. 

Regelungsbedürftig ist ferner die Verbesserung der nahtlosen 
Verbindung von Leistungen nach dem Arbeitsförderungsgesetz 
mit denen der Rentenversicherung und der Krankenversiche-
rung. Neue medizinische Erkenntnisse gebieten zudem, in be-
stimmten Fällen das Alter für die Vorsorgeuntersuchungen im 
Bereich der Krankenversicherung zu senken. Die Erstattung der 
Aufwendungen der Arbeitgeber für die Lohn- bzw. Gehalts-
fortzahlung im Krankheitsfalle bei Arbeitsunfähigkeiten, für 
die nach Gesetzen des sozialen Entschädigungsrechtes gehaftet 
wird, muß gesetzlich geregelt werden. 
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B. Lösung 

Das sozialrechtliche Verwaltungsverfahren wird systematisch 
und einheitlich im Ersten Kapitel des Zehnten Buches neu ge-
ordnet. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat beschlossen, 
zur Verbesserung des Schutzes der Sozialdaten ein Zweites 
Kapitel anzufügen, in dem bereichsspezifische Regelungen für 
die Datenverarbeitung mitenthalten sind. Die Regelung des 
§ 35 des Allgemeinen Teils betreffend das Sozialgeheimnis 
wird neu gefaßt. 

Ferner hat der Ausschuß zur Regelung der übrigen unter A. 
genannten dringlichen sozialpolitischen Anliegen den Artikel II 
des Regierungsentwurfs ergänzt. 

Annahme des Gesetzentwurfs bei einigen Stimmenthaltungen 
seitens der Fraktion der CDU/CSU. 

C. Alternativen 

Die CDU/CSU-Fraktion hat eine Reihe von Änderungen im 
Bereich des Sozialdatenschutzes vorgeschlagen, die insbeson-
dere die Bezugnahme auf das Bundesdatenschutzgesetz betref

-

fen. Die Mehrheit des Ausschusses hat diese alternativen 
Regelungen nicht übernommen. 

D. Kosten 

Aufgrund einer Übergangsvorschrift, nach der für die Bezieher 
von Lohnersatzleistungen nach dem Arbeitsförderungsgesetz 
zunächst noch erhöhte Krankenversicherungsbeiträge zu zah-
len sind, ergeben sich für den Bund vorübergehend Mehraus-
gaben, die 1981 bis 1983 etwa je 18 Millionen DM, 1984 etwa 
12 Millionen DM und 1985 etwa 6 Millionen DM betragen; 
1987 wird der Bund um etwa 6 Millionen DM entlastet. 

Wegen der Erstattung der Aufwendungen der Arbeitgeber für 
die Lohn- und Gehaltsfortzahlung im Krankheitsfalle bei Ar-
beitsunfähigkeiten, für die nach dem sozialen Entschädigungs-
recht gehaftet wird, ergibt sich für den Bund ein Mehrbedarf 
in folgender Höhe: 1981 etwa 0,4 Millionen DM und 1982 und 
1983 etwa je 0,5 Millionen DM. 

Durch den Aufwendungsersatz für die Erfüllung der Mitwir-
kungspflichten der Leistungsempfänger (Artikel II § 26 Nr. 3) 
wird der Bund voraussichtlich mit Mehrkosten in Höhe von 
0,2 Millionen DM jährlich belastet; die voraussichtlichen Mehr-
kosten für die Länder betragen 0,1 Millionen DM jährlich. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Sozialgesetz-
buchs (SGB) — Verwaltungsverfahren — (Drucksache 8/2034) in der aus der 
anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen; 

2. folgende Entschließung anzunehmen: 

Die Bundesregierung wird gebeten, bei einer künftigen Änderung des Straf-
gesetzbuchs entsprechend §§ 354 und 355 des Strafgesetzbuchs Vorschläge 
zu machen, auch Verstöße gegen das Sozialgeheimnis mit einer höheren 
Strafe zu bedrohen, als dies bisher in § 203 des Strafgesetzbuchs vorgesehen 
ist; 

3. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Eingaben und Petitionen für erledigt 
zu erklären. 

Bonn, den 13. Mai 1980 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Rappe (Hildesheim) 

Vorsitzender 

Gansel 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 
des Entwurfs eines Sozialgesetzbuchs (SGB) — Verwaltungsverfahren - 
— Drucksache 8/2034 — 
mit den Beschlüssen des Ausschusses für Arbeit und 
Sozialordnung (11. Ausschuß) 

Entwurf 

Entwurf eines Sozialgesetzbuchs (SGB) 
Verwaltungsverfahren — 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Zehntes Buch (X) 
Verwaltungsverfahren und 

Beziehungen der Leistungsträger 
zueinander und zu Dritten 

Erstes Kapitel 
Verwaltungsverfahren 

Erster Abschnitt 

Anwendungsbereich, Zuständigkeit, Amtshilfe 

§ 1 

Anwendungsbereich 

(1) Die Vorschriften dieses Kapitels gelten für 
die öffentlich-rechtliche Verwaltungstätigkeit der 

 Behörden, die nach diesem Gesetzbuch ausgeübt 
wird, soweit sich aus dem Allgemeinen Teil und den 
besonderen Teilen dieses Gesetzbuchs nichts Ab-
weichendes ergibt. Die Vorschriften gelten nicht 
für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungs-
widrigkeiten. 

(2) Behörde im Sinne dieses Gesetzbuchs ist 
jede Stelle, die Aufgaben der öffentlichen Verwal-
tung wahrnimmt. 

§2 

Örtliche Zuständigkeit 

(1) Sind mehrere Behörden zuständig, entschei-
det die Behörde, die zuerst mit der Sache befaßt 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Entwurf eines Sozialgesetzbuchs (SGB) 
— Verwaltungsverfahren — 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Zehntes Buch (X) 
Verwaltungsverfahren, Schutz der 

Sozialdaten, 
Zusammenarbeit der Leistungsträger 
und ihre Beziehungen zu Dritten 

Erstes Kapitel 
Verwaltungsverfahren 

Erster Abschnitt 

Anwendungsbereich, Zuständigkeit, Amtshilfe 

§ 1 

unverändert 

§2 
Örtliche Zuständigkeit 

(1) Sind mehrere Behörden örtlich zuständig, ent-
scheidet die Behörde, die zuerst mit der Sache be- 
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Entwurf 

worden ist, es sei denn, die gemeinsame zuständige 
Aufsichtsbehörde bestimmt, daß eine andere ört

-

lich zuständige Behörde zu entscheiden hat. Diese 
Aufsichtsbehörde entscheidet ferner über die ört-
liche Zuständigkeit, wenn sich mehrere Behörden 
für zuständig oder für unzuständig halten oder wenn 
die Zuständigkeit aus anderen Gründen zweifelhaft 
ist. Fehlt eine gemeinsame Aufsichtsbehörde, treffen 
die zuständigen Aufsichtsbehörden die Entscheidung 
gemeinsam. 

(2) Ändern sich im Lauf des Verwaltungsver-
fahrens die die Zuständigkeit begründenden Um-
stände, kann die bisher zuständige Behörde das 
Verwaltungsverfahren fortführen, wenn dies unter 
Wahrung der Interessen der Beteiligten der ein-
fachen und zweckmäßigen Durchführung des Ver-
fahrens dient und die nunmehr zuständige Behörde 
zustimmt. 

(3) Hat die örtliche Zuständigkeit gewechselt, 
muß die bisher zuständige Behörde die Leistungen 
noch solange erbringen, bis sie von der nunmehr 
zuständigen Behörde fortgesetzt werden. Diese hat 
der bisher zuständigen Behörde die nach dem Zu-
ständigkeitswechsel noch erbrachten Leistungen 
auf Anforderung zu erstatten. § 43 Abs. 3 des Ersten 
Buches gilt entsprechend. 

(4) Bei Gefahr im Verzug ist für unaufschiebbare 
Maßnahmen jede Behörde örtlich zuständig, in deren 
Bezirk der Anlaß für die Amtshandlung hervortritt. 
Die nach den besonderen Teilen dieses Gesetz-
buchs örtlich zuständige Behörde ist unverzüglich 
zu unterrichten. 

§3 

Amtshilfepflicht 

(1) Jede Behörde leistet anderen Behörden auf 
Ersuchen ergänzende Hilfe (Amtshilfe). 

(2) Amtshilfe liegt nicht vor, wenn 

1. Behörden einander innerhalb eines bestehenden 
Weisungsverhältnisses Hilfe leisten, 

2. die Hilfeleistung in Handlungen besteht, die der 
ersuchten Behörde als eigene Aufgabe obliegen. 

§4 

Voraussetzungen und Grenzen der Amtshilfe 

(1) Eine Behörde kann um Amtshilfe insbesondere 
dann ersuchen, wenn sie 

1. aus rechtlichen Gründen die Amtshandlung nicht 
selbst vornehmen kann, 

2. aus tatsächlichen Gründen, besonders weil die 
zur Vornahme der Amtshandlung erforderlichen 
Dienstkräfte oder Einrichtungen fehlen, die Amts-
handlung nicht selbst vornehmen kann, 

3. zur Durchführung ihrer Aufgaben auf die Kennt-
nis von Tatsachen angewiesen ist, die ihr unbe-
kannt sind und die sie selbst nicht ermitteln 
kann, 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

faßt worden ist, es sei denn, die gemeinsame Auf-
sichtsbehörde bestimmt, daß eine andere örtlich 
zuständige Behörde zu entscheiden hat. Diese Auf-
sichtsbehörde entscheidet ferner über die örtliche 
Zuständigkeit, wenn sich mehrere Behörden für zu-
ständig oder für unzuständig halten oder wenn die 
Zuständigkeit aus anderen Gründen zweifelhaft ist. 
Fehlt eine gemeinsame Aufsichtsbehörde, treffen die 
Aufsichtsbehörden die Entscheidung gemeinsam. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

(4) unverändert 

§ 3 

unverändert 

§4 

(1) unverändert 
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Entwurf 

4. zur Durchführung ihrer Aufgaben Urkunden oder 
sonstige Beweismittel benötigt, die sich im Be-
sitz der ersuchten Behörde befinden, 

5. die Amtshandlung nur mit wesentlich größerem 
Aufwand vornehmen könnte als die ersuchte Be-
hörde. 

(2) Die ersuchte Behörde darf Hilfe nicht leisten, 
wenn 

1. sie hierzu .aus rechtlichen Gründen nicht in der 
Lage ist, 

2. durch die Hilfeleistung dem Wohl des Bundes 
oder eines Landes erhebliche Nachteile bereitet 
würden. 

Die ersuchte Behörde ist insbesondere zur Vorlage 
von Urkunden oder Akten sowie zur Erteilung von 
Auskünften nicht verpflichtet, wenn die Vorgänge 
nach einem Gesetz oder ihrem Wesen nach geheim-
gehalten werden müssen. 

(3) Die ersuchte Behörde braucht Hilfe nicht zu 
leisten, wenn 

1. eine andere Behörde die Hilfe wesentlich ein

-

facher oder mit wesentlich geringerem Aufwand 
leisten kann, 

2. sie die Hilfe nur mit unverhältnismäßig großem 
Aufwand leisten könnte, 

3. sie unter Berücksichtigung der Aufgaben der er-
suchenden Behörde durch die Hilfeleistung die 
Erfüllung ihrer eigenen Aufgaben ernstlich ge-
fährden würde. 

(4) Die ersuchte Behörde darf die Hilfe nicht des-
halb verweigern, weil sie das Ersuchen aus anderen 
als den in Absatz 3 genannten Gründen oder weil 
sie die mit der Amtshilfe zu verwirklichende Maß-
nahme für unzweckmäßig hält. 

(5) Hält die ersuchte Behörde sich zur Hilfe nicht 
für verpflichtet, teilt sie der ersuchenden Behörde 
ihre Auffassung mit. Besteht diese auf der Amtshilfe, 
entscheidet über die Verpflichtung zur Amtshilfe die 
gemeinsame zuständige Aufsichtsbehörde oder, so-
fern eine solche nicht besteht, die für die ersuchte 
Behörde zuständige Aufsichtsbehörde. 

§5 

Auswahl der Behörde 

Kommen für die Amtshilfe mehrere Behörden in 
Betracht, soll nach Möglichkeit eine Behörde der 
untersten Verwaltungsstufe des Verwaltungszwei-
ges ersucht werden, dem die ersuchende Behörde 
angehört. 

§6 

Durchführung der Amtshilfe 

(1) Die Zulässigkeit der Maßnahme, die durch die 
Amtshilfe verwirklicht werden soll, richtet sich nach 
dem für die ersuchende Behörde, die Durchführung 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

(2) Die ersuchte Behörde darf Hilfe nicht leisten, 
wenn 

1. unverändert 

2. unverändert 

Die ersuchte Behörde darf insbesondere Urkunden 
oder Akten nicht vorlegen sowie Auskünfte nicht 
erteilen, wenn die Vorgänge nach einem Gesetz oder 
ihrem Wesen nach geheimgehalten werden müssen. 

(3) unverändert 

 

(4) unverändert 

(5) Hält die ersuchte Behörde sich zur Hilfe nicht 
für verpflichtet, teilt sie der ersuchenden Behörde 
ihre Auffassung mit. Besteht diese auf der Amtshilfe, 
entscheidet über die Verpflichtung zur Amtshilfe die 
gemeinsame Aufsichtsbehörde oder, sofern eine sol-
che nicht besteht, die für die ersuchte Behörde zu-
ständige Aufsichtsbehörde. 

§5 

unverändert 

§ 6 

unverändert 
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Entwurf 

der Amtshilfe nach dem für die ersuchte Behörde 
geltenden Recht. 

(2) Die ersuchende Behörde trägt gegenüber der 
ersuchten Behörde die Verantwortung für die Recht-
mäßigkeit der zu treffenden Maßnahme. Die er-
suchte Behörde ist für die Durchführung der Amts-
hilfe verantwortlich. 

§7 
Kosten der Amtshilfe 

(1) Die ersuchende Behörde hat der ersuchten Be-
hörde für die Amtshilfe keine Verwaltungsgebühr 
zu entrichten. Auslagen hat sie der ersuchten Be-
hörde auf Anforderung zu erstatten, wenn sie im 
Einzelfall fünfzig Deutsche Mark, bei Amtshilfe 
zwischen Sozialleistungsträgern einhundertfünfzig 
Deutsche Mark übersteigen. Abweichende Vereinba-
rungen werden dadurch nicht berührt. Leisten Be-
hörden desselben Rechtsträgers einander Amtshilfe, 
werden die Auslagen nicht erstattet. 

(2) Nimmt die ersuchte Behörde zur Durchfüh-
rung der Amtshilfe eine kostenpflichtige Amtshand-
lung vor, stehen ihr die von einem Dritten hierfür 
geschuldeten Kosten (Verwaltungsgebühren, Benut-
zungsgebühren und Auslagen) zu. 

Zweiter Abschnitt 

Allgemeine Vorschriften 
über das Verwaltungsverfahren 

Erster Titel 

Verfahrensgrundsätze 

§8 

Begriff des Verwaltungsverfahrens 

Das Verwaltungsverfahren im Sinne dieses Ge-
setzbuchs ist die nach außen wirkende Tätigkeit der 
Behörden, die auf die Prüfung der Voraussetzungen, 
die Vorbereitung und den Erlaß eines Verwaltungs-
aktes oder auf den Abschluß eines öffentlich-recht-
lichen Vertrages gerichtet ist; es schließt den Erlaß 
des Verwaltungsaktes oder den Abschluß des öffent-
lich-rechtlichen Vertrages ein. 

§9 
Nichtförmlichkeit des Verwaltungsverfahrens 

Das Verwaltungsverfahren ist an bestimmte For-
men nicht gebunden, soweit keine besonderen 
Rechtsvorschriften für die Form des Verfahrens be-
stehen. Es ist einfach und zweckmäßig durchzu-
führen. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

§7 

Kosten der Amtshilfe 

(1) Die ersuchende Behörde hat der ersuchten Be-
hörde für die Amtshilfe keine Verwaltungsgebühr 
zu entrichten. Auslagen hat sie der ersuchten Be-
hörde auf Anforderung zu erstatten, wenn sie im 
Einzelfall fünfzig Deutsche Mark, bei Amtshilfe 
zwischen Versicherungsträgern einhundertfünfzig 
Deutsche Mark übersteigen. Abweichende-Vereinba-
rungen werden dadurch nicht berührt. Leisten Be-
hörden desselben Rechtsträgers einander Amtshilfe, 
werden die Auslagen nicht erstattet. 

(2) unverändert 

 Zweiter Abschnitt 

Allgemeine Vorschriften 
über das Verwaltungsverfahren 

Erster Titel 

Verfahrensgrundsätze 

§ 8 

unverändert 

§ 9 

unverändert 
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Entwurf 

§ 10 

Beteiligungsfähigkeit 

Fähig, am Verfahren beteiligt zu sein, sind 

1. natürliche und juristische Personen, 

2. Vereinigungen, soweit ihnen ein Recht zustehen 
kann, 

3. Behörden. 

§ 11 

Vornahme von Verfahrenshandlungen 

(1) Fähig zur Vornahme von Verfahrenshandlun-
gen sind 

1. natürliche Personen, die nach bürgerlichem Recht 
geschäftsfähig sind, 

2. natürliche Personen, die nach bürgerlichem Recht 
in der Geschäftsfähigkeit beschränkt sind, soweit 
sie für den Gegenstand des Verfahrens durch 
Vorschriften des bürgerlichen Rechts als ge-
schäftsfähig oder durch Vorschriften des öffent-
lichen Rechts als handlungsfähig anerkannt sind, 

3. juristische Personen und Vereinigungen (§ 10 
Nr. 2) durch ihre gesetzlichen Vertreter oder 
durch besonders Beauftragte, 

4. Behörden durch ihre Leiter, deren Vertreter oder 
Beauftragte. 

(2) Die §§ 53 und 55 der Zivilprozeßordnung gel-
ten entsprechend. 

§12 

Beteiligte 

(1) Beteiligte sind 

1. Antragsteller und Antragsgegner, 

2. diejenigen, an die die Behörde den Verwaltungs-
akt richten will oder gerichtet hat, 

3. diejenigen, mit denen die Behörde einen öffent-
lich-rechtlichen Vertrag schließen will oder ge-
schlossen hat, 

4. diejenigen, die nach Absatz 2 von der Behörde 
zu dem Verfahren hinzugezogen worden sind. 

(2) Die Behörde kann von Amts wegen oder auf 
Antrag diejenigen, deren rechtliche Interessen 
durch den Ausgang des Verfahrens berührt werden 
können, als Beteiligte hinzuziehen. Hat der Ausgang 
des Verfahrens rechtsgestaltende Wirkung für einen 
Dritten, ist dieser auf Antrag als Beteiligter zu dem 
Verfahren hinzuzuziehen; soweit er der Behörde 
bekannt ist, hat diese ihn von der Einleitung des 
Verfahrens zu benachrichtigen. 

(3) Wer anzuhören ist, ohne daß die Vorausset-
zungen des Absatzes 1 vorliegen, wird dadurch 
nicht Beteiligter. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

§ 10 

unverändert 

§ 11 

unverändert 

§ 12 

unverändert 
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Entwurf 

§13 

Bevollmächtigte und Beistände 

(1) Ein Beteiligter kann sich durch einen Bevoll-
mächtigten vertreten lassen. Die Vollmacht ermäch-
tigt zu allen das Verwaltungsverfahren betreffen-
den Verfahrenshandlungen, sofern sich aus ihrem 
Inhalt nicht etwas anderes ergibt. Der Bevollmäch-
tigte hat auf Verlangen seine Vollmacht schriftlich 
nachzuweisen. Ein Widerruf der Vollmacht wird der 
Behörde gegenüber erst wirksam, wenn er ihr zu-
geht. 

(2) Die Vollmacht wird weder durch den Tod des 
Vollmachtgebers noch durch eine Veränderung in 
seiner Handlungsfähigkeit oder seiner gesetzlichen 
Vertretung aufgehoben; der Bevollmächtigte hat je-
doch, wenn er für den Rechtsnachfolger im Verwal-
tungsverfahren auftritt, dessen Vollmacht auf Ver-
langen schriftlich beizubringen. 

(3) Ist für das Verfahren ein Bevollmächtigter 
bestellt, soll sich die Behörde an ihn wenden. Sie 
kann sich an den Beteiligten selbst wenden, soweit 
er zur Mitwirkung verpflichtet ist. Wendet sich die 
Behörde an den Beteiligten, soll der Bevollmäch-
tigte verständigt werden. Vorschriften über die Zu-
stellung an Bevollmächtigte bleiben unberührt. 

(4) Ein Beteiligter kann zu Verhandlungen und 
Besprechungen mit einem Beistand erscheinen. Das 
von dem Beistand Vorgetragene gilt als von dem 
Beteiligten vorgebracht, soweit dieser nicht unver-
züglich widerspricht. 

(5) Bevollmächtigte und Beistände sind zurückzu-
weisen, wenn sie geschäftsmäßig fremde Rechtsange-
legenheiten besorgen, ohne dazu befugt zu sein. Be-
fugt im Sinne des Satzes 1 sind auch die in § 73 
Abs. 6 Satz 3 des Sozialgerichtsgesetzes bezeichne-
ten Personen, sofern sie kraft Satzung oder Voll-
macht zur Vertretung im Verwaltungsverfahren er-
mächtigt sind. 

(6) Bevollmächtigte können vom schriftlichen Vor-
trag zurückgewiesen werden, wenn sie hierzu unge-
eignet sind; vom mündlichen Vortrag können Be-
vollmächtigte und Beistände zurückgewiesen wer-
den, wenn sie zum sachgemäßen Vortrag nicht fähig 
sind. Nicht zurückgewiesen werden können Perso-
nen, die zur geschäftsmäßigen Besorgung fremder 
Rechtsangelegenheiten befugt sind. 

(7) Die Zurückweisung nach den Absätzen 5 und 6 
ist auch dem Beteiligten, dessen Bevollmächtigter 
oder Beistand zurückgewiesen wird, mitzuteilen. 
Verfahrenshandlungen des zurückgewiesenen Be-
vollmächtigten oder Beistandes, die dieser nach der 
Zurückweisung vornimmt, sind unwirksam. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

§ 13 

(1) unverändert 

(2) unverändert 

(3) Ist für das Verfahren ein Bevollmächtigter 
bestellt, muß sich die Behörde an ihn wenden. Sie 
kann sich an den Beteiligten selbst wenden, soweit 
er zur Mitwirkung verpflichtet ist. Wendet sich die 
Behörde an den Beteiligten, muß der Bevollmäch-
tigte verständigt werden. Vorschriften über die Zu-
stellung an Bevollmächtigte bleiben unberührt. Der 
Beteiligte kann verlangen, daß er im gleichen Um-
fange wie der Bevollmächtigte von der Behörde un-
terrichtet wird. 

(4) unverändert 

(5) unverändert 

(6) Bevollmächtigte und Beistände können vom 
schriftlichen Vortrag zurückgewiesen werden, 
wenn sie hierzu ungeeignet sind; vom mündli-
chen Vortrag können sie zurückgewiesen wer-
den, wenn sie zum sachgemäßen Vortrag nicht 
fähig sind. Nicht zurückgewiesen werden können 
Personen, die zur geschäftsmäßigen Besorgung frem-
der Rechtsangelegenheiten befugt sind. 

(7) Die Zurückweisung nach den Absätzen 5 und 6 
ist auch dem Beteiligten, dessen Bevollmächtigter 
oder Beistand zurückgewiesen wird, schriftlich mit-
zuteilen. Verfahrenshandlungen des zurückgewie-
senen Bevollmächtigten oder Beistandes, die dieser 
nach der Zurückweisung vornimmt, sind unwirksam. 
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§ 14 

Bestellung eines Empfangsbevollmächtigten 

Ein Beteiligter ohne Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt, Sitz oder Geschäftsleitung im Geltungs-
bereich dieses Gesetzbuchs hat der Behörde auf 
Verlangen innerhalb einer angemessenen Frist einen 
Empfangsbevollmächtigten im Geltungsbereich die-
ses Gesetzbuchs zu benennen. Unterläßt er dies, gilt 
ein an ihn gerichtetes Schriftstück am siebenten 
Tag nach der Aufgabe zur Post als zugegangen, es 
sei denn, daß feststeht, daß das Schriftstück den 
Empfänger nicht oder zu einem späteren Zeitpunkt 
erreicht hat. Auf die Rechtsfolgen der Unterlassung 
ist der Beteiligte hinzuweisen. 

§15 

Bestellung eines Vertreters von Amts wegen 

(1) Ist ein Vertreter nicht vorhanden, hat das Vor-
mundschaftsgericht auf Ersuchen der Behörde einen 
geeigneten Vertreter zu bestellen 

1. für einen Beteiligten, dessen Person unbekannt 
ist, 

2. für einen abwesenden Beteiligten, dessen Auf-
enthalt unbekannt ist oder der an der Besorgung 
seiner Angelegenheiten verhindert ist, 

3. für einen Beteiligten ohne Aufenthalt im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzbuchs, wenn er der 
Aufforderung der Behörde, einen Vertreter zu 
bestellen, innerhalb der ihm gesetzten Frist nicht 
nachgekommen ist, 

4. für einen Beteiligten, der infolge körperlicher 
oder geistiger Gebrechen nicht in der Lage ist, 
in dem Verwaltungsverfahren selbst tätig zu 
werden. 

(2) Für die Bestellung des Vertreters ist in den 
Fällen des Absatzes 1 Nr. 4 das Vormundschafts-
gericht zuständig, in dessen Bezirk der Beteiligte 
seinen Wohnsitz oder bei Fehlen eines solchen sei-
nen gewöhnlichen Aufenthalt hat; im übrigen ist das 
Vormundschaftsgericht zuständig, in dessen Bezirk 
die ersuchende Behörde ihren Sitz hat. 

(3) Der Vertreter hat gegen den Rechtsträger der 
Behörde, die um seine Bestellung ersucht hat, An-
spruch auf eine angemessene Vergütung und auf die 
Erstattung seiner baren Auslagen. Die Behörde kann 
von dem Vertretenen Ersatz ihrer Aufwendungen 
verlangen. Sie bestimmt die Vergütung und stellt 
die Auslagen und Aufwendungen fest. 

(4) Im übrigen gelten für die Bestellung und für 
das Amt des Vertreters die Vorschriften über die 
Pflegschaft entsprechend. 

§16 

Ausgeschlossene Personen 

(1) In einem Verwaltungsverfahren darf für eine 
Behörde nicht tätig werden, 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

§ 14 

unverändert 

§ 15 

unverändert 

§ 16„ 

unverändert 
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1. wer selbst Beteiligter ist, 

2. wer Angehöriger eines Beteiligten ist, 

3. wer einet Beteiligten kraft Gesetzes oder Voll-
macht allgemein oder in diesem Verwaltungsver-
fahren vertritt oder als Beistand zugezogen ist, 

4.  wer Angehöriger einer Person ist, die einen Be-
teiligten in diesem Verfahren vertritt, 

5. wer bei einem Beteiligten gegen Entgelt be-
schäftigt ist oder bei ihm als Mitglied des Vor-
standes, des Aufsichtsrates oder eines gleich-
artigen Organs tätig ist; dies gilt nicht für den, 
dessen Anstellungskörperschaft Beteiligte ist, und 
nicht für Beschäftigte bei Betriebskrankenkassen, 

6. wer außerhalb seiner amtlichen Eigenschaft in 
der Angelegenheit ein Gutachten abgegeben hat 
oder sonst tätig geworden ist. 

Dem Beteiligten steht gleich, wer durch die Tätig-
keit oder durch die Entscheidung einen unmittel-
baren Vorteil oder Nachteil erlatigen kann. Dies 
gilt nicht, wenn der Vor- oder Nachteil nur darauf 
beruht,  daß jemand einer Berufs- oder Bevölke-
rungsgruppe angehört, deren gemeinsame Interes-
sen durch die Angelegenheit berührt werden. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für Wahlen zu einer ehren-
amtlichen Tätigkeit und für die Abberufung von 
ehrenamtlich Tätigen. Absatz 1 Nr. 3 und 5 gilt auch 
nicht für das Verwaltungsverfahren auf Grund der 
Beziehungen zwischen Ärzten, Zahnärzten und Kran-
kenkassen. 

(3) Wer nach Absatz 1 ausgeschlossen ist, darf 
bei Gefahr im Verzug unaufschiebbare Maßnahmen 
treffen. 

(4) Hält sich ein Mitglied eines Ausschusses oder 
Beirats für ausgeschlossen oder bestehen Zweifel, 
ob die Voraussetzungen des Absatzes 1 gegeben 
sind, ist dies dem Ausschuß oder Beirat mitzuteilen. 
Der Ausschuß oder Beirat entscheidet über den Aus-
schluß. Der Betroffene darf an dieser Entscheidung 
nicht mitwirken. Das ausgeschlossene Mitglied darf 
bei der weiteren Beratung und Beschlußfassung 
nicht zugegen sein. 

(5) Angehörige im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2 
und 4 sind 

1. der Verlobte, 
2. der Ehegatte, 
3. Verwandte und Verschwägerte gerader Linie, 
4. Geschwister, 
5. Kinder der Geschwister, 
6. Ehegatten der Geschwister und Geschwister der 

Ehegatten, 
7. Geschwister der Eltern, 

8. Personen, die durch ein auf längere Dauer ange-
legtes Pflegeverhältnis mit häuslicher Gemein

-

schaft wie Eltern und Kind miteinander verbun-
den sind (Pflegeeltern und Pflegekinder). 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 
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Angehörige sind die in Satz 1 aufgeführten Perso-
nen auch dann, wenn 

1. in den Fällen der Nummern 2, 3 und 6 die die 
Beziehung begründende Ehe nichtmehr besteht, 

2. in den Fällen der Nummern 3 bis 7 die Ver-
wandtschaft oder Schwägerschaft durch Annahme 
als Kind erloschen ist, 

3. im Falle der Nummer 8 die häusliche Gemein-
schaft nicht mehr besteht, sofern die Personen 
weiterhin wie Eltern und Kind miteinander ver-
bunden sind. 

§ 17 

Besorgnis der Befangenheit 

(1) Liegt ein Grund vor, der geeignet ist, Miß-
trauen gegen eine unparteiische Amtsausübung zu 
rechtfertigen, oder wird von einem Beteiligten das 
Vorliegen eines solchen Grundes behauptet, hat, 
wer in einem Verwaltungsverfahren für eine Be-
hörde tätig werden soll, den Leiter der Behörde oder 
den von diesem Beauftragten zu unterrichten und 
sich auf dessen Anordnung der Mitwirkung zu ent-
halten. Betrifft die Besorgnis der Befangenheit den 
Leiter der Behörde, trifft diese Anordnung die Auf-
sichtsbehörde, sofern sich der Behördenleiter nicht 
selbst einer Mitwirkung enthält. Bei den Geschäfts-
führern der Versicherungsträger und bei dem Prä-
sidenten der Bundesanstalt für Arbeit tritt an die 
Stelle der Aufsichtsbehörde der Vorstand. 

(2) Für Mitglieder eines Ausschusses oder Bei-
rats gilt § 16 Abs. 4 entsprechend. 

§ 18 
Beginn des Verfahrens 

Die Behörde entscheidet nach pflichtgemäßem Er-
messen, ob und wann sie ein Verwaltungsverfah

-

ren durchführt. Dies gilt nicht, wenn die Behörde 
auf Grund von Rechtsvorschriften 

1. von Amts wegen oder auf Antrag tätig werden 
muß, 

2. nur auf Antrag tätig werden darf und ein Antrag 
nicht vorliegt. 

§ 19 

Amtssprache 

(1) Die Amtssprache ist deutsch. 

(2) Werden bei einer Behörde in einer fremden 
Sprache Anträge gestellt oder Eingaben, Belege, 
Urkunden oder sonstige Schriftstücke vorgelegt, soll 
die Behörde unverzüglich die Vorlage einer Über-
setzung verlangen, sofern sie nicht in der Lage ist, 
die Anträge oder Schriftstücke zu verstehen. In be-
gründeten Fällen kann die Vorlage einer beglaubig-
ten oder von einem öffentlich bestellten oder beeidig-
ten Dolmetscher oder Übersetzer angefertigten Über- 
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§ 17 

unverändert 

§ 18 

unverändert 

§ 19 

(1) unverändert 

(2) Werden bei einer Behörde in einer fremden 
Sprache Anträge gestellt oder Eingaben, Belege, 
Urkunden oder sonstige Schriftstücke vorgelegt, soll 
die Behörde unverzüglich die Vorlage einer Über-
setzung innerhalb einer von ihr zu setzenden ange-
messenen Frist verlangen, sofern sie nicht in der La-
ge ist, die Anträge oder Schriftstücke zu verstehen. 
In begründeten Fällen kann die Vorlage einer be-
glaubigten oder von einem öffentlich bestellten oder 
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setzung verlangt werden. Wird die verlangte Über-
setzung nicht unverzüglich vorgelegt, kann die Be-
hörde eine Übersetzung beschaffen und hierfür Er-
satz ihrer Aufwendungen in angemessenem Umfang 
verlangen. Falls die Behörde Dolmetscher oder 
Übersetzer herangezogen hat, werden sie auf An-
trag in entsprechender Anwendung des Gesetzes 
über die Entschädigung von Zeugen und Sachver-
ständigen entschädigt; mit Dolmetschern oder Über-
setzern, die häufiger herangezogen werden, kann 
die Behörde eine im Rahmen dieses Gesetzes zuläs-
sige Entschädigung vereinbaren. 

(3) Soll durch eine Anzeige, einen Antrag oder 
die Abgabe einer Willenserklärung eine Frist in 
Lauf gesetzt werden, innerhalb deren die Behörde 
in einer bestimmten Weise tätig werden muß, und 
gehen diese in einer fremden Sprache ein, beginnt 
der Lauf der Frist erst mit dem Zeitpunkt, in dem 
der Behörde eine Übersetzung vorliegt. 

(4) Soll durch eine Anzeige, einen Antrag oder 
eine Willenserklärung, die in fremder Sprache ein-
gehen, zugunsten eines Beteiligten eine Frist gegen-
über der Behörde gewahrt, ein öffentlich-rechtlicher 
Anspruch geltend gemacht oder eine Sozialleistung 
begehrt werden, gelten die Anzeige, der Antrag oder 
die Willenserklärung als zum Zeitpunkt des Ein-
gangs bei der Behörde abgegeben, wenn die Behörde 
in der Lage ist, die Anzeige, den Antrag oder die 
Willenserklärung zu verstehen, oder wenn auf ihr 
Verlangen innerhalb einer von ihr zu setzenden an-
gemessenen Frist eine Übersetzung vorgelegt wird. 
Anderenfalls ist der Zeitpunkt des Eingangs der 
Übersetzung maßgebend. Auf diese Rechtsfolge ist 
bei der Fristsetzung hinzuweisen. 

§ 20 

Untersuchungsgrundsatz 

(1) Die Behörde ermittelt den Sachverhalt von 
Amts wegen. Sie bestimmt Art und Umfang der 
Ermittlungen; an das Vorbringen und an die Be-
weisanträge der Beteiligten ist sie nicht gebunden. 

(2) Die Behörde hat alle für den Einzelfall bedeut-
samen, auch die für die Beteiligten günstigen Um-
stände zu berücksichtigen. 

(3) Die Behörde darf die Entgegennahme von Er-
klärungen oder Anträgen, die in ihren Zuständig-
keitsbereich fallen, nicht deshalb verweigern, weil 
sie die Erklärung oder den Antrag in der Sache für 
unzulässig oder unbegründet hält. 

§ 21 

Beweismittel 

(1) Die  Behörde bedient sich der Beweismittel, 
die sie nach pflichtgemäßem Ermessen zur Ermitt-
lung des Sachverhalts für erforderlich hält. Sie kann 
insbesondere ' 
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beeidigten Dolmetscher oder Übersetzer angefertig-
ten Übersetzung verlangt werden. Wird die verlang-
te Übersetzung nicht innerhalb der gesetzten Frist 
vorgelegt, kann die Behörde eine Übersetzung be-
schaffen und hierfür Ersatz ihrer Aufwendungen in 
angemessenem Umfang verlangen. Falls die Behörde 
Dolmetscher Oder 'Übersetzer herangezogen hat, wer-
den sie auf Antrag in entsprechender Anwendung 
des Gesetzes über die Entschädigung von Zeugen 
und Sachverständigen entschädigt; mit Dolmetschern 
oder Übersetzern kann die Behörde eine Entschädi-
gung vereinbaren. 

(3) unverändert 

(4) Soll durch eine Anzeige, einen Antrag oder 
eine Willenserklärung, die in fremder Sprache ein-
gehen, zugunsten eines Beteiligten eine Frist gegen-
über der Behörde gewahrt, ein öffentlich-rechtlicher 
Anspruch geltend gemacht oder eine Sozialleistung 
begehrt werden, gelten die Anzeige, der Antrag oder 
die Willenserklärung als zum Zeitpunkt des Ein-
gangs bei der Behörde abgegeben, wenn die Behörde 
in der Lage ist, die Anzeige, den Antrag oder die 
Willenserklärung zu verstehen, oder wenn innerhalb 
der gesetzten Frist eine ,Übersetzung vorgelegt wird. 
Anderenfalls ist der Zeitpunkt des Eingangs der 
Übersetzung maßgebend. Auf diese Rechtsfolge ist 
bei der Fristsetzung hinzuweisen. 

§ 20 

unverändert 

§ 21 

(1) unverändert 
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1. Auskünfte jeder Art einholen, 

2. Beteiligte anhören, Zeugen und Sachverstän-
dige vernehmen oder die schriftliche Äußerung 
von Beteiligten, Sachverständigen und Zeugen 
einholen, 

3. Urkunden und Akten beiziehen, 

4. den Augenschein einnehmen. 

(2) Die Beteiligten sollen bei der Ermittlung des 
Sachverhalts mitwirken. Sie sollen insbesondere 
ihnen bekannte Tatsachen und Beweismittel ange-
ben. Eine weitergehende Pflicht, bei der Ermittlung 
des Sachverhalts mitzuwirken, insbesondere eine 
Pflicht zum persönlichen Erscheinen oder zur Aus-
sage, besteht nur, soweit sie durch Rechtsvorschrift 
besonders vorgesehen ist. 

(3) Für Zeugen und Sachverständige besteht eine 
Pflicht zur Aussage oder zur Erstattung von Gutach-
ten, wenn sie durch Rechtsvorschrift vorgesehen ist. 
Eine solche Pflicht besteht auch dann, wenn die 
Aussage oder die Erstattung von Gutachten zur Ent-
scheidung über die Entstehung, Erbringung, Fortset-
zung, das Ruhen, die Entziehung oder den Wegfall 
einer Sozialleistung sowie deren Höhe unabweisbar 
ist. Die Vorschriften der Zivilprozeßordnung über 
das Recht, ein Zeugnis oder ein Gutachten zu ver-
weigern, über die Ablehnung von Sachverständigen 
sowie über die Vernehmung von Angehörigen des 
öffentlichen Dienstes als Zeugen oder Sachverstän-
dige gelten entsprechend. Falls die Behörde Zeu-
gen und Sachverständige herangezogen hat, werden 
sie auf Antrag in entsprechender Anwendung des 
Gesetzes über die Entschädigung von Zeugen und 
Sachverständigen entschädigt; mit Sachverständi-
gen, die häufiger herangezogen werden, kann die 
Behörde eine im Rahmen dieses Gesetzes zulässige  

Entschädigung vereinbaren. 

(4) Die Finanzbehörden haben, soweit es im Ver-
fahren nach diesem Gesetzbuch erforderlich ist, Aus-
kunft über die ihnen bekannten Einkommens- oder 
Vermögensverhältnisse des Antragstellers, Lei-
stungsempfängers, Erstattungspflichtigen, Unterhalts-
verpflichteten, Unterhaltsberechtigten oder der zum 
Haushalt rechnenden Familienmitglieder zu erteilen. 

§ 22  

Vernehmung durch  
das Sozial- oder Verwaltungsgericht'  

(1) Verweigern Zeugen oder Sachverständige in 
den Fällen des § 21 Abs. 3 ohne Vorliegen eines der 
in den §§ 376, 383 bis 385 und 408 der  Zivilprozeß-
ordnung bezeichneten Gründe die Aussage oder die 
Erstattung des Gutachtens, kann die Behörde je 
nach dem gegebenen Rechtsweg das für den Wohn-
sitz oder den Aufenthaltsort des Zeugen oder des 
Sachverständigen zuständige Sozial- oder Verwal-
tungsgericht um die Vernehmung ersuchen. Befin-
det sich der Wohnsitz oder der Aufenthaltsort des 
Zeugen oder des Sachverständigen nicht am Sitz 
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(2) unverändert 

(3) Für Zeugen und Sachverständige besteht eine 
Pflicht zur Aussage oder zur Erstattung von Gutach-
ten, wenn sie durch Rechtsvorschrift vorgesehen ist. 
Eine solche Pflicht besteht auch dann, wenn die 
Aussage oder die Erstattung von Gutachten im Rah-
men von § 407 der Zivilprozeßordnung zur Ent-
scheidung über die Entstehung, Erbringung, Fortset-
zung, das Ruhen, die Entziehung oder den Wegfall 
einer Sozialleistung sowie deren Höhe unabweisbar 
ist. Die Vorschriften der Zivilprozeßordnung über 
das Recht, ein Zeugnis oder ein Gutachten zu ver-
weigern, über die Ablehnung von Sachverständigen 
sowie über die Vernehmung von Angehörigen des 
öffentlichen Dienstes als Zeugen oder Sachverstän-
dige gelten entsprechend. Falls die Behörde Zeu-
gen und Sachverständige herangezogen hat, werden 
sie auf Antrag in entsprechender Anwendung des 
Gesetzes über die Entschädigung von Zeugen und 
Sachverständigen entschädigt; mit Sachverständi-
gen kann die Behörde eine Entschädigung verein-
baren. 

(4) unverändert 

§ 22  

unverändert 
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eines Sozial- oder Verwaltungsgerichts oder einer 
Zweigstelle eines Sozialgerichts oder einer beson-
ders errichteten Kammer eines Verwaltungsgerichts, 
kann auch das zuständige Amtsgericht um die Ver-
nehmung ersucht werden. In dem Ersuchen hat die 
Behörde den Gegenstand der Vernehmung darzu-
legen sowie die Namen und Anschriften der Betei-
ligten anzugeben. Das Gericht hat die Beteiligten 
von den Beweisterminen zu benachrichtigen. 

(2) Hält die Behörde mit Rücksicht auf die Bedeu-
tung der Aussage eines Zeugen oder des Gutachtens 
eines Sachverständigen oder zur Herbeiführung 
einer wahrheitsgemäßen Aussage die Beeidigung für 
geboten, kann sie das nach Absatz 1 zuständige Ge-
richt um die eidliche Vernehmung ersuchen. 

(3) Das Gericht entscheidet über die Rechtmäßig-
keit einer Verweigerung des Zeugnisses, des Gut-
achtens oder der Eidesleistung. 

(4) Ein Ersuchen nach Absatz 1 oder 2 an das Ge-
richt darf nur von dem Behördenleiter, seinem all-
gemeinen Vertreter oder einem Angehörigen des 
öffentlichen Dienstes gestellt werden, der die Befä-
higung zum Richteramt hat oder die Voraussetzun-
gen des § 110 Satz 1 des Deutschen Richtergesetzes 
erfüllt. 

§ 23 

Versicherung an Eides Statt 

(1) Die Behörde darf bei der Ermittlung des Sach-
verhalts eine Versicherung an Eides Statt nur ver-
langen und abnehmen, wenn die Abnahme der Ver-
sicherung über den betreffenden Gegenstand und 
in dem betreffenden Verfahren durch Gesetz oder 
Rechtsverordnung vorgesehen und die Behörde 
durch Rechtsvorschrift für zuständig erklärt worden 
ist. Eine Versicherung an Eides Statt soll nur ge-
fordert werden, wenn andere Mittel zur Erforschung 
der Wahrheit nicht vorhanden sind, zu keinem Er-
gebnis geführt haben oder einen unverhältnismäßi-
gen Aufwand erfordern. Von eidesunfähigen Perso-
nen im Sinne des § 393 der Zivilprozeßordnung darf 
eine eidesstattliche Versicherung nicht verlangt wer-
den. 

(2) Wird die Versicherung an Eides Statt von 
einer Behörde zur Niederschrift aufgenommen, sind 
zur Aufnahme nur der Behördenleiter, sein allge-
meiner Vertreter sowie Angehörige des öffentlichen 
Dienstes befugt, welche die Befähigung zum Richter-
amt haben oder die Voraussetzungen des § 110 
Satz 1 des Deutschen Richtergesetzes erfüllen. An-
dere Angehörige des öffentlichen Dienstes kann der 
Behördenleiter oder sein allgemeiner Vertreter hier-
zu allgemein oder im Einzelfall schriftlich ermäch-
tigen. 

(3) Die Versicherung besteht darin, daß der Ver-
sichernde die Richtigkeit seiner Erklärung über den 
betreffenden Gegenstand bestätigt und erklärt: „Ich 
versichere an Eides Statt, daß ich nach bestem Wis-
sen die reine Wahrheit gesagt und nichts verschwie- 
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gen habe." Bevollmächtigte und Beistände sind be-
rechtigt, an der Aufnahme der Versicherung an 
Eides Statt teilzunehmen. 

(4) Vor der Aufnahme der Versicherung an Eides 
Statt ist der Versichernde über die Bedeutung der 
eidesstattlichen Versicherung und die strafrecht-
lichen Folgen einer unrichtigen oder unvollständi-
gen eidesstattlichen Versicherung zu belehren. Die 
Belehrung ist in der Niederschrift zu vermerken. 

(5) Die Niederschrift hat  ferner die Namen der 
anwesenden Personen sowie den Ort und den Tag 
der Niederschrift zu enthalten. Die Niederschrift ist 
demjenigen, der die eidesstattliche Versicherung 
abgibt, zur Genehmigung vorzulesen oder auf Ver-
langen zur Durchsicht vorzulegen. Die erteilte Ge-
nehmigung ist zu vermerken und von dem Ver-
sichernden zu unterschreiben. Die Niederschrift ist 
sodann von demjenigen, der die Versicherung an 
Eides Statt aufgenommen hat, sowie von dem 
Schriftführer zu unterschreiben. 

§ 24 

Akteneinsicht durch Beteiligte 

(1) Die Behörde hat den Beteiligten Einsicht in 
die das Verfahren betreffenden Akten zu gestatten, 
soweit deren Kenntnis zur Geltendmachung oder 
Verteidigung ihrer rechtlichen Interessen erforder-
lich ist. Satz 1 gilt bis zum Abschluß des Verwal-
tungsverfahrens nicht für Entwürfe zu Entscheidun-
gen sowie die Arbeiten zu ihrer unmittelbaren Vor-
bereitung. 

Beschlüsse  des  11. Ausschusses 

§ 23 a 

Anhörung Beteiligter 

(1) Bevor ein Verwaltungsakt erlassen wird, der 
in Rechte eines Beteiligten eingreift, ist diesem Ge-
legenheit zu geben, sich zu den für die Entschei-
dung erheblichen Tatsachen zu äußern. 

(2) Von der Anhörung kann abgesehen werden, 
wenn 

1. eine sofortige Entscheidung wegen Gefahr im 
Verzug oder im öffentlichen Interesse notwendig 
erscheint, 

2. durch die Anhörung die Einhaltung einer für die 
Entscheidung maßgeblichen Frist in Frage ge-
stellt würde, 

3. von den tatsächlichen Angaben eines Beteilig-
ten, die dieser in einem Antrag oder einer Er-
klärung gemacht hat, nicht zu seinen Ungunsten 
abgewichen werden soll, 

4. Allgemeinverfügungen oder gleichartige Ver-
waltungsakte in größerer Zahl erlassen werden 
sollen, 

5. einkommensabhängige Leistungen den geänder-
ten Verhältnissen angepaßt werden sollen oder 

6. Maßnahmen in der Verwaltungsvollstreckung 
getroffen werden sollen. 

§ 24 

(1) unverändert 



Drucksache 8/4022 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 

Entwurf 

(2) Die Behörde ist zur Gestattung der Aktenein-
sicht nicht verpflichtet, soweit durch sie die ord-
nungsgemäße Erfüllung der Aufgaben der Behörde 
beeinträchtigt, das Bekanntwerden des Inhalts der 
Akten dem Wohle des Bundes oder eines Landes 
Nachteile bereiten würde oder soweit die Vorgänge 
nach einem Gesetz oder ihrem Wesen nach, nament-
lich wegen der berechtigten Interessen der Beteilig-
ten oder dritter Personen, geheimgehalten werden 
müssen. 

(3) Soweit die Akten Angaben über gesundheit-
liche Verhältnisse eines Beteiligten enthalten, kann 
die Behörde statt dessen den Inhalt der Akten dem 
Beteiligten durch einen Arzt vermitteln lassen. Sie 
soll den Inhalt der Akten durch einen Arzt vermit-
teln lassen, soweit zu befürchten ist, daß die Akten-
einsicht dem Beteiligten einen unverhältnismäßigen 
Nachteil, insbesondere an der Gesundheit, zufügen 
würde. Soweit die Akten Angaben enthalten, die die 
Entwicklung und Entfaltung der Persönlichkeit des 
Beteiligten beeinträchtigen können, gelten die Sät-
ze 1 und 2 mit der Maßgabe entsprechend, daß der 
Inhalt der Akten auch durch einen Bediensteten der 
Behörde vermittelt werden kann, der durch Vorbil-
dung sowie Lebens- und Berufserfahrung dazu ge-
eignet und befähigt ist. 

(4) Die Akteneinsicht erfolgt bei der Behörde, die 
die Akten führt. Im Einzelfall kann die Einsicht 
auch bei einer anderen Behörde oder bei einer di-
plomatischen oder berufskonsularischen Vertretung 
der Bundesrepublik Deutschland im Ausland erfol-
gen; weitere Ausnahmen kann die Behörde, die die 
Akten führt, gestatten. 

(5) Soweit die Akteneinsicht zu gestatten ist, kön-
nen die Beteiligten Auszüge oder Abschriften selbst 
fertigen oder sich Ablichtungen durch die Behörde 
erteilen lassen. Die Behörde kann Ersatz ihrer Auf-
wendungen in angemessenem Umfang verlangen. 

Zweiter Titel 

Fristen, Termine, Wiedereinsetzung 

§ 25 

Fristen und Termine 

(1) Für die Berechnung von Fristen und für die 
Bestimmung von Terminen gelten die §§ 187 bis 193 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechend, so-
weit nicht durch die Absätze 2 bis 5 etwas anderes 
bestimmt ist. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

(2) Soweit die Akten Angaben über gesundheit-
liche Verhältnisse eines Beteiligten enthalten, kann 
die Behörde statt dessen den Inhalt der Akten dem 
Beteiligten durch einen Arzt vermitteln lassen. Sie 
soll den Inhalt der Akten durch einen Arzt vermit-
teln lassen, soweit zu befürchten ist, daß die Akten-
einsicht dem Beteiligten einen unverhältnismäßigen 
Nachteil, insbesondere an der Gesundheit, zufügen 
würde. Soweit die Akten Angaben enthalten, die die 
Entwicklung und Entfaltung der Persönlichkeit des 
Beteiligten beeinträchtigen können, gelten die Sätze 
1 und 2 mit der Maßgabe entsprechend, daß der 
Inhalt der Akten auch durch einen Bediensteten der 
Behörde vermittelt werden kann, der durch Vorbil-
dung sowie Lebens- und Berufserfahrung dazu ge-
eignet und befähigt ist. Das Recht nach Absatz 1 
wird nicht beschränkt. 

(3) Die Behörde ist zur Gestattung der Aktenein-
sicht nicht verpflichtet, soweit die Vorgänge wegen 
der berechtigten Interessen der Beteiligten oder 
dritter Personen geheimgehalten werden müssen. 

(4) unverändert 

(5) unverändert 

Zweiter Titel 

Fristen, Termine, Wiedereinsetzung 

§ 25 

unverändert 
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(2) Der Lauf einer Frist, die von einer Behörde 
gesetzt wird, beginnt mit dem Tag, der auf die Be-
kanntgabe der Frist folgt, außer wenn dem Betroffe-
nen etwas anderes mitgeteilt wird. 

(3) Fällt das Ende einer Frist auf einen Sonntag, 
einen gesetzlichen Feiertag oder einen Sonnabend, 
endet die Frist mit dem Ablauf des nächstfolgen-
den Werktages. Dies gilt nicht, wenn dem Betrof-
fenen unter Hinweis auf diese Vorschrift ein be-
stimmter Tag als Ende der Frist mitgeteilt worden 
ist. 

(4) Hat eine Behörde Leistungen nur für einen 
bestimmten Zeitraum zu erbringen, endet dieser 
Zeitraum auch dann mit dem Ablauf seines letzten 
Tages, wenn dieser auf einen Sonntag, einen gesetz-
lichen Feiertag oder einen Sonnabend fällt. 

(5) Der von einer Behörde gesetzte Termin ist 
auch dann einzuhalten, wenn er auf einen Sonntag, 
gesetzlichen Feiertag oder Sonnabend fällt. 

(6) Ist eine Frist nach Stunden bestimmt, werden 
Sonntage, gesetzliche Feiertage oder Sonnabende 
mitgerechnet. 

(7) Fristen, die von einer Behörde gesetzt sind, 
können verlängert werden. Sind solche Fristen be-
reits abgelaufen, können sie rückwirkend verlängert 
werden, insbesondere wenn es unbillig wäre, die 
durch den Fristablauf eingetretenen Rechtsfolgen 
bestehen zu lassen. Die Behörde kann die Verlän-
gerung der Frist nach § 30 mit einer Nebenbestim-
mung verbinden. 

§ 26 

Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 

(1) War jemand ohne Verschulden verhindert, 
eine gesetzliche Frist einzuhalten, ist ihm auf An

-

trag Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu ge-
währen. Das Verschulden eines Vertreters ist dem 
Vertretenen zuzurechnen. 

(2) Der Antrag ist innerhalb von zwei Wochen 
nach Wegfall des Hindernisses zu stellen. Die Tat-
sachen zur Begründung des Antrages sind bei der 
Antragstellung oder im Verfahren über den Antrag 
glaubhaft zu machen. Innerhalb der Antragsfrist ist 
die versäumte Handlung nachzuholen. Ist dies ge-
schehen, kann Wiedereinsetzung auch ohne Antrag 
gewährt werden. 

(3) Nach einem Jahr seit dem Ende der versäum-
ten Frist kann die Wiedereinsetzung nicht mehr be-
antragt oder die versäumte Handlung nicht mehr 
nachgeholt werden, außer wenn dies vor Ablauf 
der Jahresfrist infolge höherer Gewalt unmöglich 
war. 

(4) Über den Antrag auf Wiedereinsetzung ent-
scheidet die  Behörde, die über die versäumte Hand-
lung zu befinden hat. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

§ 26 

unverändert 



Drucksache 8/4022 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 

Entwurf 

(5) Die Wiedereinsetzung ist unzulässig, wenn 
sich aus einer Rechtsvorschrift ergibt, daß sie aus-
geschlossen ist. 

Dritter Titel 

Amtliche Beglaubigung 

§ 27 

Beglaubigung von Abschriften, Ablichtungen, 
Vervielfältigungen und Negativen 

(1) Jede Behörde ist befugt, Abschriften von Ur-
kunden, die sie selbst ausgestellt hat, zu beglaubi-
gen. Darüber hinaus sind die von der Bundesregie-
rung durch Rechtsverordnung bestimmten Behörden 
des Bundes, der bundesunmittelbaren Körperschaf-
ten, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts und die nach Landesrecht zuständigen Be-
hörden befugt, Abschriften zu beglaubigen, wenn 
die Urschrift von einer Behörde ausgestellt ist oder 
die Abschrift zur Vorlage bei einer Behörde benötigt 
wird, sofern nicht durch Rechtsvorschrift die Ertei-
lung beglaubigter Abschriften aus amtlichen Regi-
stern und Archiven anderen Behörden ausschließ-
lich vorbehalten ist; die Rechtsverordnung bedarf 
nicht der Zustimmung des Bundesrates. 

(2) Abschriften dürfen nicht beglaubigt werden, 
wenn Umstände zu der Annahme berechtigen, daß 
der ursprüngliche Inhalt des Schriftstückes, dessen 
Abschrift beglaubigt werden soll, geändert worden 
ist, insbesondere wenn dieses Schriftstück Lücken, 
Durchstreichungen, Einschaltungen, Änderungen, 
unleserliche Wörter, Zahlen oder Zeichen, Spuren 
der Beseitigung von Wörtern, Zahlen und Zeichen 
enthält oder wenn der Zusammenhang eines aus 
mehreren Blättern bestehenden Schriftstückes auf-
gehoben ist. 

(3) Eine Abschrift wird beglaubigt durch einen 
Beglaubigungsvermerk, der unter die Abschrift zu 
setzen ist. Der Vermerk muß enthalten 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

§ 26 a 

Wiederholte Antragstellung 

Hat ein Leistungsberechtigter von der Stellung 
eines Antrages auf eine Sozialleistung abgesehen, 
weil ein Anspruch auf eine andere Sozialleistung 
geltend gemacht worden ist, und wird diese Lei-
stung versagt oder ist sie zu erstatten, wirkt der nun-
mehr nachgeholte Antrag bis zu einem Jahr zurück, 
wenn er innerhalb von sechs Monaten nach Ablauf 
des Monats gestellt ist, in dem die Ablehnung oder 
Erstattung der anderen Leistung bindend geworden 
ist. Satz 1 gilt auch dann, wenn der rechtzeitige An-
trag auf eine andere Leistung aus Unkenntnis über 
deren Anspruchsvoraussetzung unterlassen wurde 
und die zweite Leistung gegenüber der ersten Lei-
stung, wenn diese erbracht worden wäre, nachran-
gig gewesen wäre. 

Dritter Titel 

Amtliche Beglaubigung 

§ 27 

unverändert 
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1. die genaue Bezeichnung des Schriftstückes, des-
sen Abschrift beglaubigt wird, 

2. die Feststellung, daß die beglaubigte Abschrift 
mit dem vorgelegten Schriftstück übereinstimmt, 

3. den  Hinweis, daß die beglaubigte Abschrift nur 
zur Vorlage bei der angegebenen Behörde erteilt 
wird, wenn die Urschrift nicht von einer Behörde 
ausgestellt worden ist, 

4. den Ort und den Tag der Beglaubigung, die Un-
terschrift des für die Beglaubigung zuständigen 
Bediensteten und das Dienstsiegel. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend für 
die Beglaubigung von 

1. Ablichtungen, Lichtdrucken und ähnlichen in 
technischen Verfahren hergestellten Vervielfäl-
tigungen, 

2. auf fototechnischem Wege von Schriftstücken 
hergestellten Negativen, die bei einer Behörde 
aufbewahrt werden, 

3. mit Datenverarbeitungsanlagen, insbesondere 
Schnelldruckern, hergestellten Ausdrucken von 
auf Datenträgern gespeicherten Daten. 

Die nach den Nummern 1 bis 3 hergestellten Unter-
lagen stehen, sofern sie beglaubigt sind, beglaubig-
ten Abschriften gleich. 

§ 28 

Beglaubigung von Unterschriften 

(1) Die von der Bundesregierung durch Rechts-
verordnung bestimmten Behörden des Bundes, der 
bundesunmittelbaren Körperschaften, Anstalten und 
Stiftungen des öffentlichen Rechts und die nach Lan-
desrecht zuständigen Behörden sind befugt, Unter-
schriften zu beglaubigen, wenn das unterzeichnete 
Schriftstück zur Vorlage bei einer Behörde oder 
bei einer sonstigen Stelle, der auf Grund einer 
Rechtsvorschrift das unterzeichnete Schriftstück 
vorzulegen ist, benötigt wird. Dies gilt nicht für 

1. Unterschriften ohne zugehörigen Text, 

2. Unterschriften, die der öffentlichen Beglaubi-
gung (§ 129 des Bürgerlichen Gesetzbuchs) be-
dürfen. 

(2) Eine Unterschrift soll nur beglaubigt werden, 
wenn sie in Gegenwart des beglaubigenden Bedien-
steten vollzogen oder anerkannt wird. 

(3) Der Beglaubigungsvermerk ist unmittelbar bei 
der Unterschrift, die beglaubigt werden soll, anzu-
bringen. Er muß enthalten 

1. die Bestätigung, daß die Unterschrift echt ist, 

2. die genaue Bezeichnung desjenigen, dessen Un-
terschrift beglaubigt wird, sowie die Angabe, ob 
sich der für die Beglaubigung zuständige Bedien-
stete Gewißheit über diese Person verschafft hat 
und ob die Unterschrift in seiner Gegenwart voll-
zogen oder anerkannt worden ist, 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

§ 28 
unverändert 
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3. den Hinweis, daß die Beglaubigung nur zur Vor

-

lage bei der angegebenen Behörde oder Stelle be-
stimmt ist, 

4. den Ort und den Tag der Beglaubigung, die Un-
terschrift des für die Beglaubigung zuständigen 
Bediensteten und das Dienstsiegel. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten für die Beglaubi-
gung von Handzeichen entsprechend. 

(5) Die Rechtsverordnungen nach den Absätzen 1 
und 4 bedürfen nicht der Zustimmung des Bundes-
rates. 

Dritter Abschnitt 

Verwaltungsakt 

Erster Titel 

Zustandekommen des Verwaltungsaktes 

§ 29 

Begriff des Verwaltungsaktes 

Verwaltungsakt ist jede Verfügung, Entscheidung 
oder andere hoheitliche Maßnahme, die eine Be-
hörde zur Regelung eines Einzelfalles auf dem Ge-
biet des öffentlichen Rechts trifft und die auf unmit-
telbare Rechtswirkung nach außen gerichtet ist. 
Allgemeinverfügung ist ein Verwaltungsakt, der 
sich an einen nach allgemeinen Merkmalen be-
stimmten oder bestimmbaren Personenkreis richtet 
oder die öffentlich-rechtliche Eigenschaft einer 
Sache oder ihre Benutzung durch die Allgemeinheit 
betrifft. 

§ 30 

Nebenbestimmungen zum Verwaltungsakt 

(1) Ein Verwaltungsakt, auf den ein Anspruch be-
steht, darf mit einer Nebenbestimmung nur ver-
sehen werden, wenn sie durch Rechtsvorschrift zu-
gelassen ist oder wenn sie sicherstellen soll, daß die 
gesetzlichen Voraussetzungen des Verwaltungsaktes 
erfüllt werden. 

(2) Unbeschadet des Absatzes 1 darf ein Verwal-
tungsakt nach pflichtgemäßem Ermessen erlassen 
werden mit 

1. einer Bestimmung, nach der eine Vergünstigung 
oder Belastung zu einem bestimmten Zeitpunkt 
beginnt, endet oder für einen bestimmten Zeit-
raum gilt (Befristung), 

2. einer Bestimmung, nach der der Eintritt oder der 
Wegfall einer Vergünstigung oder einer Bela-
stung von dem ungewissen Eintritt eines zukünf-
tigen Ereignisses abhängt (Bedingung), 

3. einem Vorbehalt des Widerrufs 

oder verbunden werden mit 
4. einer Bestimmung, durch die dem Begünstigten 

ein Tun, Dulden oder Unterlassen vorgeschrieben 
wird (Auflage), 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Dritter Abschnitt 

Verwaltungsakt 

Erster Titel 

Zustandekommen des Verwaltungsaktes 

§ 29 

unverändert 

§ 30 

unverändert 
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5. einem Vorbehalt der nachträglichen Aufnahme, 
Änderung oder Ergänzung einer Auflage. 

(3) Eine Nebenbestimmung darf dem Zweck des 
 Verwaltungsaktes nicht zuwiderlaufen. 

§ 31 

Bestimmtheit und Form des Verwaltungsaktes 

(1) Ein Verwaltungsakt muß inhaltlich hinrei-
chend bestimmt sein. 

(2) Ein Verwaltungsakt kann schriftlich, münd-
lich oder in anderer Weise erlassen werden. Ein 
mündlicher Verwaltungsakt ist schriftlich zu bestä

-

tigen, wenn hieran ein berechtigtes Interesse be-
steht und der  Betroffene  dies unverzüglich verlangt. 

(3) Ein schriftlicher Verwaltungsakt muß die er-
lassende Behörde erkennen lassen und die Unter-
schrift oder die Namenswiedergabe des Behörden-
leiters, seines Vertreters oder seines Beauftragten 
enthalten. 

(4) Bei einem schriftlichen Verwaltungsakt, der 
mit Hilfe automatischer Einrichtungen erlassen 
wird, können abweichend von Absatz 3 Unterschrift 
und Namenswiedergabe fehlen. Zur Inhaltsangabe 
können Schlüsselzeichen verwendet werden, wenn 
derjenige, für den der Verwaltungsakt bestimmt ist 
oder der  von ihm betroffen wird, auf Grund der 
dazu gegebenen Erläuterungen ,den Inhalt ,des Ver-
waltungsaktes eindeutig erkennen kann. 

§ 32 

Zusicherung 

(1) Eine von  der  zuständigen Behörde erteilte Zu-
sage, einen bestimmten Verwaltungsakt später zu 
erlassen oder zu unterlassen (Zusicherung), bedarf 
zu ihrer Wirksamkeit der schriftlichen Form. Ist vor 
dem Erlaß des zugesicherten Verwaltungsaktes die 
Anhörung Beteiligter oder die Mitwirkung einer 
anderen Behörde oder eines Ausschusses auf Grund 
einer Rechtsvorschrift erforderlich, darf die Zusiche-
rung erst nach Anhörung der Beteiligten oder nach 
Mitwirkung. dieser Behörde oder des  Ausschusses 
gegeben werden. 

(2) Auf die Unwirksamkeit der Zusicherung fin-
den, unbeschadet des Absatzes 1 Satz 1, § 38, auf 
die Heilung von Mängeln bei der Anhörung Betei-
ligter und der Mitwirkung anderer Behörden oder 
Ausschüsse § 39 Abs. 1 Nr. 3 bis 5 sowie Abs. 2, auf 
die Rücknahme §§ 42, 43, auf den Widerruf, unbe-
schadet des Absatzes 3, §§ 44, 45 entsprechende An-
wendung. 

(3) Ändert sich nach Abgabe der Zusicherung die 
Sach- oder Rechtslage derart, daß die Behörde bei 
Kenntnis der  nachträglich eingetretenen Änderung 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

§ 31 

(1) unverändert 

(2) unverändert 

(3) Ein schriftlicher Verwaltungsakt muß die er-
lassende Behörde erkennen lassen und die Unter-
schrift oder die Namenswiedergabe des Behörden-
leiters, seines Vertreters oder seines Beauftragten 
enthalten. Die Unterschrift muß in Maschinenschrift 
wiederholt werden. 

(4) unverändert 

§ 32 

(1) unverändert 

 

(2) Auf die Unwirksamkeit der Zusicherung fin-
den, unbeschadet des Absatzes 1 Satz 1, § 38, auf 
die Heilung von Mängeln bei der Anhörung Betei-
ligter und der Mitwirkung anderer Behörden oder 
Ausschüsse § 39 Abs. 1 Nr. 3 bis 6 sowie Abs. 2, auf 
die Rücknahme §§ 42, 43, auf den Widerruf, unbe-
schadet des Absatzes 3, §§ 44, 45 entsprechende An-
wendung. 

(3) unverändert 
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die Zusicherung nicht gegeben hätte oder aus recht-
lichen Gründen nicht hätte geben dürfen, ist die Be-
hörde an die Zusicherung nicht mehr gebunden. 

§ 33 

Begründung des Verwaltungsaktes 

(1) Ein schriftlicher oder schriftlich bestätigter 
Verwaltungsakt ist schriftlich zu begründen. In der 
Begründung sind die wesentlichen tatsächlichen 
und rechtlichen Gründe mitzuteilen, die die Behörde 
zu ihrer Entscheidung bewogen haben. Die Begrün-
dung von Ermessensentscheidungen soll auch die 
Gesichtspunkte erkennen lassen, von denen die Be-
hörde bei der Ausübung ihres Ermessens ausgegan-
gen ist. 

(2) Einer Begründung bedarf es nicht, 

1. soweit die Behörde einem Antrag entspricht oder 
einer Erklärung folgt und der Verwaltungsakt 
nicht in Rechte eines anderen eingreift, 

2. soweit demjenigen, für den der Verwaltungsakt 
bestimmt ist oder der von ihm betroffen wird, die 
Auffassung der Behörde über die Sach- und 
Rechtslage bereits bekannt oder auch ohne 
schriftliche Begründung für ihn ohne weiteres er-
kennbar ist, 

3. wenn die Behörde gleichartige Verwaltungsakte 
in größerer Zahl oder Verwaltungsakte mit Hilfe 
automatischer Einrichtungen erläßt und die Be-
gründung nach den Umständen des Einzelfalles 
nicht geboten ist, 

4. wenn sich dies aus einer Rechtsvorschrift ergibt, 

5. wenn eine Allgemeinverfügung öffentlich be-
kanntgegeben wird. 

§ 34 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Erläßt die Behörde einen schriftlichen Verwal-
tungsakt oder bestätigt sie schriftlich einen Verwal-
tungsakt, ist der Beteiligte über den Rechtsbehelf 
und die Behörde oder das Gericht, bei denen der 
Rechtsbehelf anzubringen ist, deren Sitz, die einzu-
haltende Frist und die Form schriftlich zu belehren. 

§ 35 

Bekanntgabe des Verwaltungsaktes 

(1) Ein Verwaltungsakt ist demjenigen Beteilig-
ten bekanntzugeben, für den er bestimmt ist oder 
der von ihm betroffen wird. Ist ein Bevollmächtigter 
bestellt, kann die Bekanntgabe ihm gegenüber vor-
genommen werden. § 13 Abs. 3 Satz 3 gilt entspre-
chend. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

§ 33 

Begründung des Verwaltungsaktes 

(1) Ein schriftlicher oder schriftlich bestätigter 
Verwaltungsakt ist schriftlich zu begründen. In der 
Begründung sind die wesentlichen tatsächlichen 
und rechtlichen Gründe mitzuteilen, die die Behörde 
zu ihrer Entscheidung bewogen haben. Die Begrün-
dung von Ermessensentscheidungen muß auch die 
Gesichtspunkte erkennen lassen, von denen die Be-
hörde bei der Ausübung ihres Ermessens ausgegan-
gen ist. 

(2) unverändert 

 

(3) In den Fällen des Absatzes 2 Nr. 1 bis 3 ist 
der Verwaltungsakt schriftlich zu begründen, wenn 
der Beteiligte, dem der Verwaltungsakt bekanntge-
geben ist, es innerhalb eines Jahres seit Bekannt-
gabe verlangt. 

§ 34 

unverändert 

§ 35 

Bekanntgabe des Verwaltungsaktes 

(1) Ein Verwaltungsakt ist demjenigen Beteilig-
ten bekanntzugeben, für den er bestimmt ist oder 
der von ihm betroffen wird. Ist ein Bevollmächtigter 
bestellt, muß die Bekanntgabe auch ihm gegenüber 
vorgenommen werden. 
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(2) Ein schriftlicher Verwaltungsakt, der durch 
die Post im Geltungsbereich dieses Gesetzbuchs 
übermittelt wird, gilt mit dem dritten Tag nach der 
Aufgabe zur Post als bekanntgegeben, außer wenn 
er nicht oder zu einem späteren Zeitpunkt zugegan-
gen ist; im Zweifel hat die Behörde den Zugang des 
Verwaltungsaktes und den Zeitpunkt des Zugangs 
nachzuweisen. 

(3) Ein Verwaltungsakt darf öffentlich bekannt-
gegeben werden, wenn dies durch Rechtsvorschrift 
zugelassen ist. Eine Allgemeinverfügung darf auch 
dann öffentlich bekanntgegeben werden, wenn eine 
Bekanntgabe an die Beteiligten untunlich ist. 

(4) Die öffentliche Bekanntgabe eines schrift-
lichen Verwaltungsaktes wird dadurch bewirkt, daß 
sein verfügender Teil ortsüblich oder in der sonst 
für amtliche Veröffentlichungen vorgeschriebenen 
Weise bekanntgemacht wird. In der Bekanntmachung 
ist anzugeben, wo der Verwaltungsakt und seine Be-
gründung eingesehen werden können. Der Verwal-
tungsakt gilt zwei Wochen nach der Bekanntma-
chung als bekanntgegeben. In einer Allgemeinver-
fügung kann ein hiervon abweichender Tag, jedoch 
frühestens der auf die Bekanntmachung folgende Tag 
bestimmt werden. 

(5) Vorschriften über die Bekanntgabe eines Ver-
waltungsaktes mittels Zustellung bleiben unberührt. 

§ 36 

Offenbare Unrichtigkeiten im Verwaltungsakt 

Die Behörde kann Schreibfehler, Rechenfehler und 
ähnliche offenbare Unrichtigkeiten in einem Verwal-
tungsakt jederzeit berichtigen. Bei berechtigtem In-
teresse des Beteiligten ist zu berichtigen. Die Behör-
de ist berechtigt, die Vorlage des Schriftstückes zu 
verlangen, das berichtigt werden soll. 

Zweiter Titel 

Bestandskraft des Verwaltungsaktes 

§37 

Wirksamkeit des Verwaltungsaktes 

(1) Ein Verwaltungsakt wird gegenüber demjeni-
gen, für den er bestimmt ist oder der von ihm be-
troffen wird, in dem Zeitpunkt wirksam, in dem er 
ihm bekanntgegeben wird. Der Verwaltungsakt 
wird mit dem Inhalt wirksam, mit dem er bekannt-
gegeben wird. 

(2) Ein Verwaltungsakt bleibt wirksam, solange 
und soweit er nicht zurückgenommen, widerrufen, 
anderweitig aufgehoben oder durch Zeitablauf oder 
auf andere Weise erledigt ist. 

(3) Ein nichtiger Verwaltungsakt ist unwirksam.  

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

(4) Die öffentliche Bekanntgabe eines schrift-
lichen Verwaltungsaktes wird dadurch bewirkt, daß 
sein verfügender Teil in der jeweils vorgeschrie-
benen Weise entweder ortsüblich oder in der sonst 
für amtliche Veröffentlichungen vorgeschriebenen 
Art bekanntgemacht wird. In der Bekanntmachung 
ist anzugeben, wo der Verwaltungsakt und seine Be-
gründung eingesehen werden können. Der Verwal-
tungsakt gilt zwei Wochen nach der Bekanntma-
chung als bekanntgegeben. In einer Allgemeinver-
fügung kann ein hiervon abweichender Tag, jedoch 
frühestens der auf die Bekanntmachung folgende 
Tag bestimmt werden. 

(5) unverändert 

§ 36 

unverändert 

 

Zweiter Titel 

Bestandskraft des Verwaltungsaktes 

§ 37 

unverändert 
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§ 38 

Nichtigkeit des Verwaltungsaktes 

(1) Ein Verwaltungsakt ist nichtig, soweit er an 
einem besonders schwerwiegenden Fehler leidet 
und dies bei verständiger Würdigung aller in Be-
tracht kommenden Umstände offenkundig ist. 

(2) Ohne Rücksicht auf das Vorliegen der Vor-
aussetzungen des Absatzes 1 ist ein Verwaltungsakt 
nichtig, 

1. der schriftlich erlassen worden ist, die erlassene 
Behörde aber nicht erkennen läßt, 

2. der nach einer Rechtsvorschrift nur durch die 
Aushändigung einer Urkunde erlassen werden 
kann, aber dieser Form nicht genügt, 

3. den aus tatsächlichen Gründen niemand ausfüh

-

ren kann, 

4. der die Begehung einer rechtswidrigen Tat ver-
langt, die einen Straf- oder Bußgeldtatbestand 
verwirklicht, 

5. der gegen die guten Sitten verstößt. 

(3) Ein Verwaltungsakt ist nicht schon deshalb 
nichtig, weil 

1. Vorschriften über die örtliche Zuständigkeit nicht 
eingehalten worden sind, 

2. eine nach § 16 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 bis 6 ausge-
schlossene Person mitgewirkt hat, 

3. ein durch Rechtsvorschrift zur Mitwirkung beru-
fener Ausschuß den für den Erlaß des Verwal

-

tungsaktes vorgeschriebenen Beschluß nicht ge-
faßt hat oder nicht beschlußfähig war, 

4. die, nach einer Rechtsvorschrift erforderliche Mit-
wirkung einer anderen Behörde unterblieben ist. 

(4) Betrifft die Nichtigkeit nur einen Teil des 
Verwaltungsaktes, ist er im ganzen nichtig, wenn 
der nichtige Teil so wesentlich ist, daß die Behörde 
den Verwaltungsakt ohne den nichtigen Teil nicht 
erlassen hätte. - 

(5) Die Behörde kann die Nichtigkeit jederzeit 
von Amts wegen feststellen; auf Antrag ist sie fest-
zustellen, wenn der Antragsteller hieran ein berech

-

tigtes Interesse hat. 

§ 39 
Heilung von Verfahrens - und Formfehlern 

(1) Eine Verletzung von Verfahrens- oder Form-
vorschriften, die nicht den Verwaltungsakt nach § 38 
nichtig macht, ist unbeachtlich, wenn 

1. der für den Erlaß des Verwaltungsaktes erforder-
liche Antrag nachträglich gestellt wird, 

2. die erforderliche Begründung nachträglich gege-
ben wird, 

3. die erforderliche Anhörung eines Beteiligten 
nachgeholt wird, 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

§ 38 

unverändert 

 

§ 39 

Heilung von Verfahrens - und Formfehlern 

(1) Eine Verletzung von Verfahrens- oder Form-
vorschriften, die nicht den Verwaltungsakt nach 
§ 38 nichtig macht, ist unbeachtlich, wenn 

1. unverändert  

2. unverändert 

3. unverändert 
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4. der Beschluß eines Ausschusses, dessen Mitwir-
kung für den Erlaß des Verwaltungsaktes erfor-
derlich ist, nachträglich gefaßt wird, 

5. die erforderliche Mitwirkung einer anderen Be-
hörde nachgeholt wird. 

(2) Handlungen nach Absatz 1 Nr. 2 bis 5 dürfen 
nur bis zum Abschluß eines Vorverfahrens oder, 
falls ein Vorverfahren nicht stattfindet, bis zur Er-
hebung der Klage nachgeholt werden. 

(3) Fehlt einem Verwaltungsakt die erforderliche 
Begründung oder ist die erforderliche Anhörung 
eines Beteiligten vor Erlaß des Verwaltungsaktes 
unterblieben und ist dadurch die rechtzeitige An-
fechtung des Verwaltungsaktes versäumt worden, 
gilt die Versäumung der Rechtsbehelfsfrist als nicht 
verschuldet. Das für die Wiedereinsetzungsfrist maß-
gebende Ereignis tritt im Zeitpunkt der Nachholung 
der unterlassenen Verfahrenshandlung ein. 

§40 

Folgen von Verfahrens - und Formfehlern 

Die Aufhebung eines Verwaltungsaktes, der nicht 
nach § 38 nichtig ist, kann nicht allein deshalb be-
ansprucht werden, weil er unter Verletzung von 
Vorschriften über das Verfahren, die Form oder die 
örtliche Zuständigkeit zustande gekommen ist, wenn 
keine andere Entscheidung in der Sache hätte getrof-
fen werden können. 

§41 

Umdeutung eines fehlerhaften Verwaltungsaktes 

(1) Ein fehlerhafter Verwaltungsakt kann in einen 
anderen Verwaltungsakt umgedeutet werden, wenn 
er auf das gleiche Ziel gerichtet ist, von der erlas-
senden Behörde in der geschehenen Verfahrensweise 
und Form rechtmäßig hätte erlassen werden kön-
nen und wenn die Voraussetzungen für dessen Erlaß 
erfüllt sind. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn der Verwaltungsakt, 
in den der fehlerhafte Verwaltungsakt umzudeuten 
wäre, der erkennbaren Absicht der erlassenden Be-
hörde widerspräche oder seine Rechtsfolgen für den 
Betroffenen ungünstiger wären als die des fehler-
haften Verwaltungsaktes. Eine Umdeutung ist ferner 
unzulässig, wenn der fehlerhafte Verwaltungsakt 
nicht zurückgenommen werden dürfte. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

4. unverändert 

5. die erforderliche Mitwirkung einer anderen Be-
hörde nachgeholt wird, 

6. die erforderliche Heranziehung eines Beteilig-
ten nachgeholt wird. 

(2) Handlungen nach Absatz 1 Nr. 2 bis 6 dürfen 
nur bis zum Abschluß eines Vorverfahrens oder, 
falls ein Vorverfahren nicht stattfindet, bis zur Er-
hebung der Klage nachgeholt werden. 

(3) unverändert 

 

(4) Die Rechtsfolge einer unterlassenen oder un-
richtigen Rechtsbehelfsbelehrung ergibt sich aus der 
Verwaltungsgerichtsordnung oder dem Sozialge-
richtsgesetz. 

§ 40 

Folgen von Verfahrens - und Formfehlern 

Die Aufhebung eines Verwaltungsaktes, der nicht 
nach § 38 nichtig ist, kann nicht allein deshalb be-
ansprucht werden, weil er unter Verletzung von 
Vorschriften über das Verfahren, die Form oder die 
örtliche Zuständigkeit zustande gekommen ist, wenn 
keine andere Entscheidung in der Sache hätte getrof-
fen werden können. Satz 1 gilt nicht, wenn die er-
forderliche Anhörung unterblieben oder nicht wirk-
sam nachgeholt ist. 

§ 41 

(1) unverändert 

(2) unverändert 
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(3) Eine Entscheidung, die nur als gesetzlich ge-
bundene Entscheidung ergehen kann, kann nicht in 
eine Ermessensentscheidung umgedeutet werden. 

(4) § 34 des Ersten Buches ist entsprechend anzu-
wenden. 

§ 42 

Rücknahme eines rechtswidrigen nicht 
begünstigenden Verwaltungsaktes 

(1) Ergibt sich im Einzelfall, daß bei Erlaß eines 
Verwaltungsaktes das Recht unrichtig angewandt 
oder von einem Sachverhalt ausgegangen worden 
ist, der sich als unrichtig erweist, und sind insoweit 
deshalb Sozialleistungen zu Unrecht nicht erbracht 
oder Beiträge zu Unrecht erhoben worden, ist der 
Verwaltungsakt, auch nachdem er unanfechtbar ge-
worden ist, mit Wirkung für die Vergangenheit zu-
rückzunehmen. Dies gilt nicht, wenn die Voraus-
setzungen des § 43 Abs. 2 Satz 3 Nr. 1 oder 3 gege-
ben sind oder der Betroffene den Verwaltungsakt 
durch Angaben erwirkt hat, deren Unrichtigkeit oder 
Unvollständigkeit er erkannt hat oder hätte erken-
nen müssen. 

(2) Im übrigen kann ein rechtswidriger nicht be-
günstigender Verwaltungsakt, auch nachdem er un-
anfechtbar geworden ist, ganz oder teilweise mit 
Wirkung für die Zukunft oder für die Vergangen-
heit zurückgenommen werden. 

(3) Über die Rücknahme entscheidet nach Unan-
fechtbarkeit des  Verwaltungsaktes die zuständige 
Behörde; dies gilt auch dann, wenn der zurückzu-
nehmende Verwaltungsakt von einer anderen Be-
hörde erlassen worden ist. 

(4) Ist ein Verwaltungsakt mit Wirkung für die 
Vergangenheit zurückgenommen worden, werden 
Sozialleistungen nach den Vorschriften der beson-
deren Teile dieses Gesetzbuchs längstens für einen 
Zeitraum bis zu vier Jahren vor der Rücknahme er-
bracht. 

 

§ 43 

Rücknahme eines rechtswidrigen begünstigenden 
Verwaltungsaktes 

(1) Soweit ein Verwaltungsakt, der ein Recht 
oder einen rechtlich erheblichen Vorteil begrün-
det oder bestätigt hat (begünstigender Verwaltungs-
akt), rechtswidrig ist, darf er, auch nachdem er un-
anfechtbar geworden ist, nur unter den Einschrän-
kungen der Absätze 2 bis 4 ganz oder teilweise mit 
Wirkung für die Zukunft oder für die Vergangen-
heit zurückgenommen werden. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

(3) unverändert 

(4) § 23 a ist entsprechend anzuwenden. 

§ 42 

Rücknahme eines rechtswidrigen nicht 
begünstigenden Verwaltungsaktes 

(1) Soweit sich im Einzelfall ergibt, daß bei Erlaß 
eines Verwaltungsaktes das Recht unrichtig ange-
wandt oder von einem Sachverhalt ausgegangen 
worden ist, der sich als unrichtig erweist, und so-
weit deshalb Sozialleistungen zu Unrecht nicht er-
bracht oder Beiträge zu Unrecht erhoben worden 
sind, ist der Verwaltungsakt, auch nachdem er un-
anfechtbar geworden ist, mit Wirkung für die 
Vergangenheit zurückzunehmen. Dies gilt nicht, 
wenn der Verwaltungsakt auf Angaben beruht, die 
der Betroffene vorsätzlich in wesentlicher Beziehung 
unrichtig oder unvollständig gemacht hat. 

(2) Im übrigen ist ein rechtswidriger nicht be-
günstigender Verwaltungsakt, auch nachdem er un-
anfechtbar geworden ist, ganz oder teilweise mit 
Wirkung für die Zukunft zurückzunehmen. Er kann 
auch für die Vergangenheit zurückgenommen wer-
den. 

(3) unverändert 

(4) Ist ein Verwaltungsakt mit Wirkung für die 
Vergangenheit zurückgenommen worden, werden 
Sozialleistungen nach den Vorschriften der beson-
deren Teile dieses Gesetzbuchs längstens für einen 
Zeitraum bis zu vier Jahren vor der Rücknahme er-
bracht Dabei wird der Zeitpunkt der Rücknahme 
von Beginn des Jahres an gerechnet, in dem der 
Verwaltungsakt zurückgenommen wird. Erfolgt die 
Rücknahme auf Antrag, tritt bei der Berechnung 
des Zeitraumes, für den rückwirkend Leistungen zu 
erbringen sind, anstelle der Rücknahme der Antrag. 

§ 43 

(1) unverändert 
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(2) Ein rechtswidriger begünstigender Verwal-
tungsakt darf nicht zurückgenommen werden, soweit 
der Begünstigte auf den Bestand des Verwaltungs-
aktes vertraut hat und sein Vertrauen unter Ab-
wägung mit dem öffentlichen Interesse an einer 
Rücknahme schutzwürdig ist. Das Vertrauen ist in 
der Regel schutzwürdig, wenn der Begünstigte er-
brachte Leistungen verbraucht oder eine Ver-
mögensdisposition getroffen hat, die er nicht mehr 
oder nur unter unzumutbaren Nachteilen rückgängig 
machen kann. Auf Vertrauen kann sich der Begün-
stigte nicht berufen, soweit 

1. er den Verwaltungsakt durch arglistige Täu-
schung, Drohung oder Bestechung erwirkt hat, 

2. er den Verwaltungsakt durch Angaben erwirkt 
hat, die in wesentlicher Beziehung unrichtig oder 
unvollständig waren, 

3. er die Rechtswidrigkeit des Verwaltungsaktes 
kannte oder infolge grober Fahrlässigkeit nicht 
kannte oder 

4. der sich aus dem Verwaltungsakt ergebende An-
spruch kraft Gesetzes ruhte oder ganz oderteil-
weise weggefallen war. 

In den Fällen des Satzes 3 wird der Verwaltungsakt 
• auch mit Wirkung für die Vergangenheit zurück-

genommen. 

(3) Ein rechtswidriger begünstigender Verwal-
tungsakt mit Dauerwirkung kann nach Absatz 2 nur 
bis zum Ablauf von drei Jahren nach seiner Bekannt-
gabe zurückgenommen werden. Satz 1 gilt nicht, 
wenn 

1. Wiederaufnahmegründe entsprechend § 580 der 
Zivilprozeßordnung vorliegen, 

2. die Voraussetzungen des Absatzes 2 Satz 3 Nr. 1, 
3 oder 4 gegeben sind, 

3. der Verwaltungsakt nach Absatz 2 Satz 3 Nr. 2 
schuldhaft erwirkt worden ist oder 

4. der Verwaltungsakt mit einem Vorbehalt des 
Widerrufs erlassen wurde. 

(4) Erhält die Behörde von Tatsachen Kenntnis, 
welche die Rücknahme eines rechtswidrigen begün-
stigenden Verwaltungsaktes rechtfertigen, ist die 
Rücknahme mit Wirkung für die Vergangenheit nur 
innerhalb eines Jahres seit dem Zeitpunkt der 
Kenntnisnahme zulässig. Dies gilt nicht im Fall 
des Absatzes 2 Satz 3 Nr. 1. 

(5) § 42 Abs. 3 gilt entsprechend.  

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

(2) Ein rechtswidriger begünstigender Verwal-
tungsakt darf nicht zurückgenommen werden, soweit 
der Begünstigte auf den Bestand des Verwaltungs-
aktes vertraut hat und sein Vertrauen unter Ab- 
wägung mit dem öffentlichen Interesse an einer 
Rücknahme schutzwürdig ist. Das Vertrauen ist in 
der Regel schutzwürdig, wenn der Begünstigte er-
brachte Leistungen verbraucht oder eine Ver-
mögensdisposition getroffen hat, die er nicht mehr 
oder nur unter unzumutbaren Nachteilen rückgängig 
machen kann. Auf Vertrauen kann sich der Begün-
stigte nicht berufen, soweit 

1. unverändert 

2. der Verwaltungsakt auf Angaben beruht, die der 
Begünstigte vorsätzlich oder grob fahrlässig in 
wesentlicher Beziehung unrichtig oder unvoll-
ständig gemacht hat, oder 

3. er die Rechtswidrigkeit des Verwaltungsaktes 
kannte oder infolge grober Fahrlässigkeit nicht 
kannte; grobe Fahrlässigkeit liegt vor, wenn der 
Begünstigte die erforderliche Sorgfalt in beson-
ders schwerem Maße verletzt hat. 

entfällt 

entfällt 

(3) Ein rechtswidriger begünstigender Verwal-
tungsakt mit Dauerwirkung kann nach Absatz 2 nur 
bis zum Ablauf von zwei Jahren nach seiner Be-
kanntgabe zurückgenommen werden. Satz 1 gilt 
nicht, wenn Wiederaufnahmegründe entsprechend 
§ 580 der Zivilprozeßordnung vorliegen. Bis zum 
Ablauf von zehn Jahren nach seiner Bekanntgabe 
kann ein rechtswidriger begünstigender Verwal-
tungsakt mit Dauerwirkung nach Absatz 2 zurück-
genommen werden, wenn 

1. die Voraussetzungen des Absatzes 2 Satz 3 
Nr. 2 und 3 gegeben sind oder 

2. der Verwaltungsakt mit einem zulässigen Vor-
behalt des Widerrufs erlassen wurde. 

(4) Nur in den Fällen von Absatz 2 Satz 3 und Ab-
satz 3 Satz 2 wird der Verwaltungsakt mit Wirkung 
für die Vergangenheit zurückgenommen. Die Behör-
de muß dies innerhalb eines Jahres seit Kenntnis 
der Tatsachen tun, welche die Rücknahme eines 
rechtswidrigen begünstigenden Verwaltungsaktes 
für die Vergangenheit rechtfertigen. 

(5) unverändert 
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§ 44 

Widerruf eines rechtmäßigen 
nicht begünstigenden Verwaltungsaktes 

(1)• Ein rechtmäßiger nicht begünstigender Ver-
waltungsakt kann, auch nachdem er unanfechtbar 
geworden ist, ganz oder teilweise mit Wirkung für 
die Zukunft widerrufen werden, außer wenn ein 
Verwaltungsakt gleichen Inhalts erneut erlassen 
werden müßte oder aus anderen Gründen ein Wider-
ruf unzulässig ist. 

(2) § 42 Abs. 3 gilt entsprechend. 

§ 45 

Widerruf eines rechtmäßigen 
begünstigenden Verwaltungsaktes 

(1) Ein rechtmäßiger begünstigender Verwal-
tungsakt darf, auch nachdem er unanfechtbar ge-
worden ist, ganz oder teilweise mit Wirkung für die 
Zukunft nur widerrufen werden, soweit 

1. der Widerruf durch Rechtsvorschrift zugelassen 
oder im Verwaltungsakt vorbehalten ist, 

2. mit dem Verwaltungsakt eine Auflage verbun-
den ist und der Begünstigte diese nicht oder 
nicht innerhalb einer ihm gesetzten Frist erfüllt 
hat. 

(2) § 42 Abs. 3 und § 43 Abs. 4 gelten entspre-
chend. 

§ 46 

Aufhebung eines Verwaltungsaktes 
mit Dauerwirkung bei Änderung der Verhältnisse 

(1) Soweit in den tatsächlichen oder rechtlichen 
Verhältnissen, die beim Erlaß eines Verwaltungs-
aktes mit Dauerwirkung vorgelegen haben, eine 
wesentliche Änderung eintritt ist der Verwaltungs-
akt mit Wirkung für die Zukunft aufzuheben. Der 
Verwaltungsakt ist im Einzelfall mit Wirkung für 
die Zukunft auch dann aufzuheben, wenn der zu-
ständige oberste Gerichtshof des Bundes in ständi-
ger Rechtsprechung nachträglich das Recht anders 
auslegt als die Behörde bei Erlaß des Verwaltungs-
aktes. Der Verwaltungsakt soll auch mit Wirkung 
vom Zeitpunkt der Änderung der  Verhältnisse auf-
gehoben werden, soweit 

1. die Änderung zugunsten des Betroffenen erfolgt, 

2. der Betroffene einer durch Rechtsvorschrift vor-
geschriebenen Pflicht zur Mitteilung wesentlicher 
für ihn nachteiliger Änderungen der Verhältnisse 
schuldhaft nicht nachgekommen ist, 

3. nach Antragstellung oder Erlaß des Verwaltungs-
aktes Einkommen oder Vermögen erzielt worden 
ist, das zum Wegfall oder zur Minderung des 
Anspruchs geführt haben würde, oder 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

§ 44 

unverändert 

§ 45 

unverändert 

§ 46 

Aufhebung eines Verwaltungsaktes 
mit Dauerwirkung bei Änderung der Verhältnisse 

(1) Soweit in den tatsächlichen oder rechtlichen 
Verhältnissen, die beim Erlaß eines Verwaltungs-
aktes mit Dauerwirkung vorgelegen haben, eine 
wesentliche Änderung eintritt, ist der Verwaltungs-
akt mit Wirkung für die Zukunft aufzuheben. Der 
Verwaltungsakt soll mit Wirkung vom Zeitpunkt 
der Änderung. der Verhältnisse aufgehoben werden, 
soweit 

1. unverändert 

2. der Betroffene einer durch Rechtsvorschrift vor-
geschriebenen Pflicht zur Mitteilung wesentlicher 
für ihn nachteiliger Änderungen der Verhältnisse 
vorsätzlich oder grob fahrlässig nicht nachge-
kommen ist, 

3. unverändert 
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4. der sich aus dem Verwaltungsakt ergebende An-
spruch kraft Gesetzes zum Ruhen gekommen 
oder ganz oder teilweise weggefallen ist. 

Als Zeitpunkt der Änderung der Verhältnisse gilt 
in Fällen, in denen Einkommen oder Vermögen auf 
einen zurückliegenden Zeitraum aufgrund der be-
sonderen . Teile dieses Gesetzbuchs anzurechnen 
ist, der Beginn des Anrechnungszeitraumes. 

(2) Kann ein Verwaltungsakt nicht nach § 43 
Abs. 2 und 3 zurückgenommen werden, darf im Fall 
des Absatzes 1 Satz 3 Nr. 1 eine Erhöhung der Lei-
stung nicht über den Betrag hinausgehen, der sich 
bei richtiger Anwendung des Rechts ergeben würde. 
Der durch die Bestandskraft geschützte Betrag darf 
jedoch nicht unterschritten werden. 

(3) § 42 Abs. 3 und § 43 Abs. 4 gelten entspre-
chend. § 43 Abs. 4 gilt nicht im Fall des Absatzes 1 
Satz 3 Nr. 1. 

§ 47 

Rücknahme und Widerruf im Rechtsbehelfsverfahren 

§ 43 Abs. 1 bis 4, §§ 45 und 46 gelten nicht, wenn 
ein begünstigender Verwaltungsakt, der von einem 
Dritten angefochten worden ist, während des Vor-
verfahrens oder während des sozial- oder verwal-
tungsgerichtlichen Verfahrens aufgehoben wird, so-
weit dadurch dem Widerspruch abgeholfen oder der 
Klage stattgegeben wird. 

§ 48 

Erstattung zu Unrecht erbrachter Leistungen 

(1) Soweit ein Verwaltungsakt aufgehoben wor-
den ist, sind bereits erbrachte Leistungen zu erstat-
ten. Für den Umfang der Erstattung gelten die Vor-
schriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs über die 
Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung 
entsprechend. Auf den Wegfall der Bereicherung 
kann sich der Erstattungspflichtige bei Vorliegen 
der Voraussetzungen von § 43 Abs. 2 Satz 3 nicht 
berufen, soweit er die Umstände kannte oder infolge 
grober Fahrlässigkeit nicht kannte, die die Auf-
hebung des Verwaltungsaktes begründet haben, 
oder soweit ein Verwaltungsakt im Hinblik auf § 46 
Abs. 1 Satz 3 Nr. 3 in Verbindung mit Satz 4 auf-
gehoben worden ist. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

4. der Betroffene wußte oder nicht wußte, weil er 
die  erforderliche Sorgfalt in besonders schwe-
rem Maße verletzt hat, daß der sich aus dem Ver-
waltungsakt ergebende Anspruch kraft Gesetzes 
zum Ruhen gekommen oder ganz oder teilweise 
weggefallen ist. 

Als Zeitpunkt der Änderung der Verhältnisse gilt 
in Fällen, in denen Einkommen oder Vermögen auf 
einen zurückliegenden Zeitraum aufgrund der be-
sonderen Teile dieses Gesetzbuchs anzurechnen 
ist, der Beginn des Anrechnungszeitraumes. 

(1 a) Der Verwaltungsakt ist im Einzelfall mit 
Wirkung für die Zukunft auch dann aufzuheben, 
wenn der zuständige oberste Gerichtshof des Bun-
des in ständiger Rechtsprechung nachträglich das 
Recht anders auslegt als die Behörde bei Erlaß des 
Verwaltungsaktes und sich dieses zugunsten des Be-
rechtigten auswirkt; § 42 bleibt unberührt. 

(2) Kann ein rechtswidriger begünstigender Ver-
waltungsakt nach § 43 nicht zurückgenommen wer-
den und ist eine Änderung nach Absatz 1 oder 1 a 
zugunsten des Betroffenen eingetreten, darf die neu 
festzustellende Leistung nicht über den Betrag hin-
ausgehen, wie er sich der Höhe nach ohne Berück-
sichtigung der Bestandskraft ergibt. 

(3) § 42 Abs. 3, § 43 Abs. 3 Satz 3 und Abs. 4 
gelten entsprechend. § 43 Abs. 4 Satz 2 gilt nicht 
im Fall des Absatzes 1 Satz 3 Nr. 1. 

§ 47 

unverändert 

§ 48 

Erstattung zu Unrecht erbrachter Leistungen 

(1) Soweit ein Verwaltungsakt aufgehoben wor-
den ist, sind bereits erbrachte Leistungen zu erstat-
ten. 



Drucksache 8/4022 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 

Entwurf 

(2) Soweit Leistungen ohne Verwaltungsakt zu 
Unrecht erbracht worden sind, sind sie zu erstatten. 
§§ 43 und 45 sowie Absatz 1 Satz 2 und 3 gelten ent-
sprechend. 

(3) Die zu erstattende Leistung ist durch schrift-
lichen Verwaltungsakt festzusetzen. Die Festsetzung 
soll, sofern die Leistung auf Grund eines Verwal-
tungsaktes erbracht worden ist, mit der Aufhebung 
des Verwaltungsaktes verbunden werden. 

(4) Der Erstattungsanspruch verjährt in vier .Jah-
ren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem der 
Verwaltungsakt nach Absatz 3 unanfechtbar gewor-
den ist. Für die Hemmung, die Unterbrechung und 
die Wirkung der Verjährung gelten die Vorschriften 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs sinngemäß. § 50 
bleibt unberührt. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten bei Berichtigungen 
nach § 36 entsprechend. 

§ 49 

Rückgabe von Urkunden und Sachen 

Ist ein Verwaltungsakt unanfechtbar widerrufen 
oder zurückgenommen oder ist seine Wirksamkeit 
aus einem anderen Grund nicht oder nicht mehr ge-
geben, kann die Behörde die auf Grund dieses 
Verwaltungsaktes erteilten Urkunden oder Sachen, 
die zum Nachweis der Rechte aus dem Verwal-
tungsakt oder zu deren Ausübung bestimmt sind, 
zurückfordern. Der Inhaber und, sofern er nicht der 
Besitzer ist, auch der Besitzer dieser Urkunden oder 
Sachen sind zu ihrer Herausgâbe verpflichtet. Der 
Inhaber oder der Besitzer kann jedoch verlangen, 
daß ihm die Urkunden oder Sachen wieder ausge-
händigt werden, nachdem sie von der Behörde als 
ungültig gekennzeichnet sind; dies gilt nicht bei 
Sachen, bei denen eine solche Kennzeichnung nicht 
oder nicht mit der erforderlichen Offensichtlichkeit 
oder Dauerhaftigkeit möglich ist. 

Dritter Titel 

Verjährungsrechtliche Wirkungen 
des Verwaltungsaktes 

§ 50 

Unterbrechung der Verjährung 
durch Verwaltungsakt 

(1) Ein Verwaltungsakt, der zur Durchsetzung des 
 Anspruchs eines öffentlich-rechtlichen Rechtsträ-

gers erlassen wird, unterbricht die Verjährung die-
ses Anspruchs. Die Unterbrechung dauert fort, bis 
der Verwaltungsakt unanfechtbar geworden ist oder 
das Verwaltungsverfahren, das zu seinem Erlaß ge-
führt hat, anderweitig erledigt ist. Die §§ 212 und 
217 des Bürgerlichen Gesetzbuchs gelten entspre-
chend. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

(2) Soweit Leistungen ohne Verwaltungsakt zu 
Unrecht erbracht worden sind, sind sie zu erstatten. 
§§ 43 und 45 gelten entsprechend. 

(3) unverändert 

(4) unverändert  

(5) unverändert 

§ 49 

unverändert 

Dritter Titel 

Verjährungsrechtliche Wirkungen ' 
des Verwaltungsaktes 

§ 50 

unverändert 
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(2) Ist ein Verwaltungsakt im Sinne des Absat-
zes 1 unanfechtbar geworden, gilt § 218 des Bürger-
lichen Gesetzbuchs entsprechend. 

Vierter Abschnitt  

Offentlich-rechtlicher Vertrag  

§ 51  

Zulässigkeit des öffentlich -rechtlichen Vertrages  

(1) Ein Rechtsverhältnis auf dem Gebiet des öf-
fentlichen Rechts kann durch Vertrag begründet, ge-
ändert oder aufgehoben werden (öffentlich-recht-
licher Vertrag), soweit Rechtsvorschriften nicht ent-
gegenstehen. Insbesondere kann die Behörde, anstatt 
einen Verwaltungsakt zu erlassen, einen öffentlich

-

rechtlichen Vertrag mit demjenigen schließen, an 
den sie sonst den Verwaltungsakt richten würde. 

(2) Ein öffentlich-rechtlicher Vertrag über Sozial-
leistungen kann nur geschlossen werden, soweit 
die Erbringung .der Leistungen im Ermessen des Lei-
stungsträgers steht. 

§ 52  

Vergleichsvertrag  

(1) Ein öffentlich-rechtlicher Vertrag im Sinne 
des § 51 Abs. 1 Satz 2, durch den  eine bei verständi-
ger Würdigung des Sachverhalts oder der  Rechtslage 
bestehende Ungewißheit durch gegenseitiges Nach-
geben beseitigt wird (Vergleich), kann geschlossen 
werden, wenn die Behörde den Abschluß des Ver-
gleichs zur Beseitigung der Ungewißheit nach 
pflichtgemäßem Ermessen für zweckmäßig hält. 

(2) § 51 Abs. 2 gilt im Fall des Absatzes 1 nicht. 

§ 53  

Austauschvertrag  

(1) Ein öffentlich-rechtlicher Vertrag im Sinne 
des § 51 Abs. 1 Satz 2, in dem sich der  Vertrags-
partner .der Behörde zu einer Gegenleistung ver-
pflichtet, kann geschlossen werden, wenn die Ge-
genleistung für einen bestimmten Zweck im Vertrag 
vereinbart wird und der Behörde zur Erfüllung ihrer 
öffentlichen Aufgaben dient. Die Gegenleistung muß 
den gesamten Umständen nach angemessen sein und 
im sachlichen Zusammenhang mit der vertraglichen 
Leistung der Behörde stehen. 

(2) Besteht auf die Leistung der Behörde ein An- 
spruch, kann nur eine solche Gegenleistung verein-
bart werden, die bei Erlaß eines Verwaltungsaktes 
Inhalt einer Nebenbestimmung nach § 30 sein 
könnte. 

(3) § 51 Abs. 2 gilt in den Fällen der Absätze 1 
und 2 nicht. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Vierter Abschnitt  

Öffentlich-rechtlicher Vertrag  

§ 51  

unverändert 

§ 52  

unverändert 

§ 53  

unverändert  
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§ 54 

unverändert 

§ 55 

unverändert 

§ 56 

unverändert 

§ 57 

unverändert 
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§ 54 

Schriftform 

Ein öffentlich-rechtlicher Vertrag ist schriftlich zu 
schließen, soweit nicht durch Rechtsvorschrift eine 
andere Form vorgeschrieben ist. 

§ 55 

Zustimmung von Dritten und Behörden 

(1) Ein öffentlich-rechtlicher Vertrag, der in Rech-
te eines Dritten eingreift, wird erst wirksam, wenn 
der Dritte schriftlich zustimmt. 

(2) Wird anstatt eines Verwaltungsaktes, bei des-
sen Erlaß nach einer Rechtsvorschrift die Genehmi-
gung, die Zustimmung oder das Einvernehmen einer 
anderen Behörde erforderlich ist, ein Vertrag ge-
schlossen, so wird dieser erst wirksam, nachdem die 
andere Behörde in der vorgeschriebenen Form mit-
gewirkt hat. 

§ 56 

Nichtigkeit des öffentlich -rechtlichen Vertrages 

(1) Ein öffentlich-rechtlicher Vertrag ist nichtig, 
wenn sich die Nichtigkeit aus der entsprechenden 
Anwendung von Vorschriften des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs ergibt. 

(2) Ein Vertrag im Sinne des § 51 Abs. 1 Satz 2 ist 
ferner nichtig, wenn 

1. ein Verwaltungsakt mit entsprechendem Inhalt 
nichtig wäre, 

2. ein Verwaltungsakt mit entsprechendem Inhalt 
nicht nur wegen eines Verfahrens- oder Formfeh-
lers im Sinne des § 40 rechtswidrig wäre und 
dies den Vertragschließenden bekannt war, 

3. die Voraussetzungen zum Abschluß eines Ver-
gleichsvertrages nicht vorlagen und ein Verwal-
tungsakt mit entsprechendem Inhalt nicht nur 
wegen eines Verfahrens- oder Formfehlers im 
Sinne des § 40 rechtswidrig wäre, 

4. sich die Behörde eine nach § 53 unzulässige Ge-
genleistung versprechen läßt. 

(3) Betrifft die Nichtigkeit nur einen Teil des Ver-
trages, so ist er im ganzen nichtig, wenn nicht anzu-
nehmen ist; daß er auch ohne den nichtigen Teil ge-
schlossen worden wäre. 

§57  

Anpassung und Kündigung in besonderen Fällen 

(1) Haben die Verhältnisse, die für die Festset-
zung des Vertragsinhalts maßgebend gewesen sind, 
sich seit Abschluß des Vertrages so wesentlich ge-
ändert, daß einer Vertragspartei das Festhalten an 
der ursprünglichen vertraglichen Regelung nicht zu-
zumuten ist, so kann diese Vertragspartei eine An- 
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passung des Vertragsinhalts an die geänderten 
Verhältnisse verlangen oder, sofern eine Anpassung 
nicht möglich oder einer Vertragspartei nicht zuzu-
muten ist, den Vertrag kündigen. Die Behörde kann 
den Vertrag auch kündigen, um schwere Nachteile 
für das Gemeinwohl zu verhüten oder zu beseitigen. 

(2) Die Kündigung bedarf. der Schriftform, soweit 
nicht durch Rechtsvorschrift eine andere Form vor-
geschrieben ist. Sie soll begründet werden. 

§ 58 

Unterwerfung unter die sofortige Vollstreckung 

(1) Jeder Vertragschließende kann sich der sofor-
tigen Vollstreckung aus einem öffentlich-rechtlichen 
Vertrag im Sinne des § 51 Abs. 1 Satz 2 unterwer-
fen. Die Behörde muß hierbei von dem Behörden-
leiter, seinem allgemeinen Vertreter oder einem 
Angehörigen des öffentlichen Dienstes, der die Be-
fähigung zum Richteramt hat oder die Vorausset-
zungen des § 110 Satz 1 des Deutschen Richter-
gesetzes erfüllt, vertreten werden. Die Unterwer-
fung unter die sofortige Vollstreckung ist nur wirk-
sam, wenn sie von der zuständigen Aufsichtsbehörde 
der vertragschließenden Behörde genehmigt worden 
ist. Die Genehmigung ist nicht erforderlich, wenn die 
Unterwerfung von oder gegenüber einer obersten 
Bundes- oder Landesbehörde erklärt wird. 

(2) Auf öffentlich-rechtliche Verträge im Sinne des 
Absatzes 1 Satz 1 ist § 64 entsprechend anzuwen-
den. Will eine natürliche oder juristische Person des 
Privatrechts oder eine nichtrechtsfähige Vereinigung 
die Vollstreckung wegen einer Geldforderung be-
treiben, so ist § 170 Abs. 1 bis 3 der Verwaltungs-
gerichtsordnung entsprechend anzuwenden. Richtet 
sich die Vollstreckung wegen der Erzwingung einer 
Handlung, Duldung oder Unterlassung gegen eine 
Behörde, ist § 172 der Verwaltungsgerichtsordnung 
entsprechend anzuwenden. 

§ 59 

Ergänzende Anwendung von Vorschriften 

Soweit sich aus den §§ 51 bis 58 nichts Abweichen-
des ergibt, gelten die übrigen Vorschriften dieses 
Gesetzbuches. Ergänzend gelten die Vorschriften des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechend. 

Fünfter Abschnitt 

Rechtsbehelfsverfahren 

§60 

Rechtsbehelfe gegen Verwaltungsakte 

Für förmliche Rechtsbehelfe gegen Verwaltungs-
akte gelten, wenn der Sozialrechtsweg gegeben ist, 
das Sozialgerichtsgesetz, wenn der Verwaltungs-
rechtsweg gegeben ist, die Verwaltungsgerichtsord- 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

§ 58 

Unterwerfung unter die sofortige Vollstreckung 

(1) Jeder Vertragschließende kann sich der sofor-
tigen Vollstreckung aus einem öffentlich-rechtlichen 
Vertrag im Sinne des § 51 Abs. 1 Satz 2 unterwer-
fen. Die Behörde muß hierbei von dem Behörden-
leiter, seinem allgemeinen Vertreter oder einem 
Angehörigen des öffentlichen Dienstes, der die Be-
fähigung zum Richteramt hat oder die Vorausset-
zungen des § 110 Satz 1 des Deutschen Richter-
gesetzes erfüllt, vertreten werden. Die Unterwer-
fung unter die sofortige Vollstreckung ist nur wirk-
sam, wenn sie von der Aufsichtbehörde der vertrag-
schließenden Behörde genehmigt worden ist. Die 
Genehmigung ist nicht erforderlich, wenn die Unter-
werfung von oder gegenüber einer obersten Bundes-
oder Landesbehörde erklärt wird. 

(2) unverändert 

§ 59 

unverändert 

Fünfter Abschnitt 

Rechtsbehelfsverfahren 

§ 60 

unverändert 
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nung und die zu ihrer Ausführung ergangenen 
Rechtsvorschriften, soweit nicht durch Gesetz etwas 
anderes bestimmt ist; im übrigen gelten die Vor-
schriften dieses Gesetzbuchs. 

§ 61 

Erstattung von Kosten im Vorverfahren 

(1) Soweit der Widerspruch erfolgreich ist, hat 
der Rechtsträger, dessen Behörde den angefochtenen 
Verwaltungsakt erlassen hat, demjenigen, der Wi-
derspruch erhoben hat, die zur zweckentsprechenden 
Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung notwen-
digen Aufwendungen zu erstatten. Dies gilt auch, 
wenn der Widerspruch nur deshalb keinen Erfolg 
hat,'  weil die Verletzung einer Verfahrens- oder 
Formvorschrift nach § 39 unbeachtlich ist. Aufwen-
dungen, die durch das Verschulden eines Erstat-
tungsberechtigten entstanden sind, hat dieser selbst 
zu tragen; das Verschulden eines Vertreters ist dem 
Vertretenen zuzurechnen. 

(2) Die Gebühren und Auslagen eines Rechts-
anwalts oder eines sonstigen Bevollmächtigten im 
Vorverfahren sind bis zur Höhe der erstattungsfähi-
gen Kosten im ersten Rechtszug erstattungsfähig, 
wenn die Zuziehung eines Bevollmächtigten notwen-
dig war. 

(3) Die Behörde, die die Kostenentscheidung ge-
troffen hat, setzt auf Antrag den Betrag der zu er-
stattenden Aufwendungen fest; hat ein Ausschuß 
oder Beirat die Kostenentscheidung getroffen, ob-
liegt die Kostenfestsetzung der Behörde, bei der 
der Ausschuß oder Beirat gebildet ist. Die Kosten-
entscheidung bestimmt auch, ob die Zuziehung eines 
Rechtsanwalts oder eines sonstigen Bevollmächtig-
ten notwendig war. 

Sechster Abschnitt 

Kosten, Zustellung und Vollstreckung 

§ 62 

Kostenfreiheit 

(1) Für das Verfahren bei den Behörden nach die-
sem Gesetzbuch werden keine Gebühren und Aus-
lagen erhoben. 

(2) Geschäfte und Verhandlungen, die aus Anlaß 
der Beantragung, Erbringung oder der Erstattung 
einer Sozialleistung nötig werden, sind kostenfrei. 
Dies gilt auch für die in der Kostenordnung bestimm-
ten Gerichtskosten. Von Beurkundungs- und Beglau-
bigungskosten sind befreit Urkunden, die 

1. in der Sozialversicherung bei den Versicherungs-
trägern und Versicherungsbehörden erforderlich 
werden, um die Rechtsverhältnisse zwischen den 
Versicherungsträgern einerseits und den Arbeit-
gebern, Versicherten oder ihren Hinterbliebenen 
andererseits abzuwickeln, 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

§ 61 

(1) unverändert 

(2) Die Gebühren und Auslagen eines Rechts-
anwalts oder eines sonstigen Bevollmächtigten im 
Vorverfahren sind erstattungsfähig, wenn die Zu-
ziehung eines Bevollmächtigten notwendig war. 

(3) unverändert 

Sechster Abschnitt 

Kosten, Zustellung und Vollstreckung 

§ 62 

(1) unverändert 

(2) Geschäfte und Verhandlungen, die aus Anlaß 
der Beantragung, Erbringung oder der Erstattung 
einer Sozialleistung nötig werden, sind kostenfrei. 
Dies gilt auch für die in der Kostenordnung bestimm-
ten Gerichtkosten. Von Beurkundungs- und Beglau-
bigungskosten sind befreit Urkunden, die 

1. unverändert 
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2. im Sozialhilferecht aus Anlaß der Beantragung, 
Erbringung oder Erstattung einer nach dem Bun-
dessozialhilfegesetz vorgesehenen Leistung be-
nötigt werden, 

3. im Schwerbehindertenrecht von der zuständigen 
Stelle im Zusammenhang mit der Verwendung 
der Ausgleichsabgabe für erforderlich gehalten 
werden. 

(3) Absatz 2 Satz 1 gilt auch für gerichtliche Ver-
fahren, auf .  die das Gesetz über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit anzuwenden ist. Im 
Verfahren nach der Zivilprozeßordnung sowie im 
Verfahren vor Gerichten der Sozial- und Finanzge-
richtsbarkeit sind die Träger der Sozialhilfe, der Ju-
gendhilfe und der Kriegsopferfürsorge von den Ge-
richtskosten befreit. 

§ 63 

Zustellung 

(1) Soweit Zustellungen durch Behörden des Bun-
des, der bundesunmittelbaren Körperschaften, An-
stalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts vor-
geschrieben sind, gelten die §§ 2 bis 15 des Ver-
waltungszustellungsgesetzes in der im Bundesgesetz-
blatt Teil III, Gliederungsnummer 201-3, veröffent-
lichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch 
Artikel 39 des Gesetzes vom 14. Dezember 1976 
(BGBl. I S. 3341). Diese Vorschriften gelten auch, so-
weit Zustellungen durch Behörden im Rahmen des 
Bundesversorgungsgesetzes vorgeschrieben sind. 

(2) Für die übrigen Behörden gelten die jeweili-
gen landesrechtlichen Vorschriften über das Zustel-
lungsverfahren. 

§ 64 

Vollstreckung 

(1) Für die Vollstreckung zugunsten der Behörden 
des Bundes, der bundesunmittelbaren Körperschaf-
ten, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts 
gilt das Verwaltungs-Vollstreckungsgesetz in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
201-4, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt 
geändert durch Artikel 40 des Gesetzes vom 14. De-
zember 1976 (BGBl. I S. 3341). In Angelegenheiten 
des § 51 des Sozialgerichtsgesetzes ist für die An-
ordnung der Ersatzzwangshaft das Sozialgericht zu-
ständig. Die oberste Verwaltungsbehörde kann be-
stimmen, daß die Aufsichtsbehörde nach Anhören 
der in Satz 1 genannten Behörden die geschäftslei-
tenden Bediensteten als Vollstreckungsbeamte und 
sonstige Bedienstete dieser Behörde als Vollzie-
hungsbeamte bestellen darf. 

Be schlüsse des 11. Ausschusses 

2. unverändert 

3. im Schwerbehindertenrecht von der zuständigen 
Stelle im Zusammenhang mit der Verwendung 
der Ausgleichsabgabe für erforderlich gehalten 
werden, 

4. im Recht der sozialen Entschädigung bei Gesund-
heitsschäden für erforderlich gehalten werden, 

5. im Kindergeldrecht für erforderlich gehalten wer-
den. 

(3) unverändert 

§ 63 

Zustellung 

(1) Soweit Zustellungen durch Behörden des Bun-
des, der bundesunmittelbaren Körperschaften, An-
stalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts vor-
geschrieben sind, gelten die §§ 2 bis 15 des Ver-
waltungszustellungsgesetzes in der im Bundesgesetz-
blatt Teil III, Gliederungsnummer 201-3, veröffent-
lichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch 
Artikel 39 des Gesetzes vom 14. Dezember 1976 
(BGBl. I S. 3341). Diese Vorschriften gelten auch, so-
weit Zustellungen durch Verwaltungsbehörden der 
Kriegsopferversorgung vorgeschrieben sind. 

(2) unverändert 

§ 64 

(1) unverändert 
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(2) Absatz 1 gilt auch für die Vollstreckung im 
Recht der sozialen Entschädigung bei Gesundheits-
schäden; das Land bestimmt die Vollstreckungsbe-
hörde. 

(3) Für die Vollstreckung zugunsten der übrigen 
Behörden gelten die jeweiligen landesrechtlichen 
Vorschriften über das Verwaltungsvollstreckungs-
verfahren. Absatz 1 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. 

(4) Aus einem Verwaltungsakt kann auch die 
Zwangsvollstreckung in entsprechender Anwendung 
der Zivilprozeßordnung stattfinden. Der Vollstrek-
kungsschuldner soll vor Beginn der Vollstreckung 
mit einer Zahlungsfrist von einer Woche gemahnt 
werden. Die vollstreckbare Ausfertigung erteilt der 
Behördenleiter, sein allgemeiner Vertreter oder ein 
anderer auf Antrag eines Versicherungsträgers von 
der Aufsichtsbehörde ermächtigter Angehöriger des 
öffentlichen Dienstes, der die Befähigung zum Rich-
teramt hat oder die Voraussetzungen des § 110 
Satz 1 des Deutschen Richtergesetzes erfüllt. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

(2) Absatz 1 gilt auch für die Vollstreckung durch 
Verwaltungsbehörden der Kriegsopferversorgung; 
das Land bestimmt die Vollstreckungsbehörde. 

(3) unverändert 

(4) Aus einem Verwaltungsakt kann auch die 
Zwangsvollstreckung in entsprechender Anwendung 
der Zivilprozeßordnung stattfinden. Der Vollstrek-
kungsschuldner soll vor Beginn der Vollstreckung 
mit einer Zahlungsfrist von einer Woche gemahnt 
werden. Die vollstreckbare Ausfertigung erteilt der 
Behördenleiter, sein allgemeiner Vertreter oder ein 
anderer auf Antrag eines Versicherungsträgers von 
der Aufsichtsbehörde ermächtigter Angehöriger des 
öffentlichen Dienstes. Bei den Versicherungsträgern 
und der Bundesanstalt für Arbeit tritt in Satz 3 an 
die Stelle der Aufsichtsbehörden der Vorstand. 

Zweites Kapitel 

Schutz der Sozialdaten 

Erster Abschnitt 

Geheimhaltung 

§ 65 

Grundsatz 

Eine Offenbarung von personenbezogenen Daten 
oder Betriebs- oder Geschäftsgeheimnissen ist nur 
zulässig, 

1. soweit der Betroffene im Einzelfall eingewilligt 
hat oder 

2. soweit eine gesetzliche Offenbarungsbefugnis 
nach §§ 66 bis 74 vorliegt. 

Die Einwilligung bedarf der Schriftform, soweit nicht 
wegen besonderer Umstände eine andere Form an-
gemessen ist; wird die Einwilligung zusammen mit 
anderen Erklärungen schriftlich erteilt, ist der Be-
troffene hierauf schriftlich besonders hinzuweisen. 

§ 66 

Offenbarung im Rahmen der Amtshilfe 

(1) Im Rahmen der Amtshilfe sind Vor- und Fa-
miliennamen, Geburtsdatum, Geburtsort, derzeitige 
Anschrift des Betroffenen sowie Namen und An-
schriften seines derzeitigen Arbeitgebers zu offen-
baren, soweit kein Grund zur Annahme besteht, daß 
dadurch schutzwürdige Belange des Betroffenen be-
einträchtigt werden. Die ersuchte Stelle ist abwei-
chend von § 4 Abs. 3 zur Offenbarung auch dann 
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nicht verpflichtet, wenn sich die ersuchende Stelle 
die Angaben auf andere Weise beschaffen kann. 

(2) Über das Offenbarungsersuchen entscheidet 
der Leiter der ersuchten Stelle, sein allgemeiner 
Stellvertreter oder ein besonders bevollmächtigter 
Bediensteter. 

§ 67 

Offenbarung für die Erfüllung sozialer Aufgaben 

(1) Eine Offenbarung personenbezogener Daten 
ist zulässig, soweit sie erforderlich ist 

1. für die Erfüllung einer gesetzlichen Aufgabe nach 
diesem Gesetzbuch durch eine in § 35 des  Ersten 
Buches genannte Stelle oder für die Durchfüh-
rung eines damit zusammenhängenden gerichtli-
chen Verfahrens einschließlich eines Strafver-
fahrens, 

2. für die Verarbeitung personenbezogener Daten 
im Auftrag, wenn sie für die Erfüllung einer ge

-

setzlichen Aufgabe nach diesem Gesetzbuch 
durch eine in § 35 des Ersten Buches genannte 
Stelle nach § 77 zulässig ist, oder 

3. für die Richtigstellung unwahrer Tatsachenbe-
hauptungen des Betroffenen im Zusammenhang 
mit einem Verfahren über die Erbringung von . 

Sozialleistungen; die Offenbarung bedarf der 
vorherigen Genehmigung des zuständigen Bun-
des- oder Landesministers oder seines allgemei-
nen Stellvertreters. 

(2) Für die Erfüllung einer gesetzlichen oder sich 
aus einem Tarifvertrag ergebenden Aufgabe sind 
den in § 35 des Ersten Buches genannten Stellen 
gleichgestellt 

1. die Stellen, die Leistungen nach dem Lasten-
ausgleichsgesetz, dem Bundesentschädigungsge-
setz, dem Unterhaltssicherungsgesetz, dem Be-
amtenversorgungsgesetz und den Vorschriften 
der Länder über die Gewährung von Blinden-
und Pflegegeldleistungen zu erbringen haben und 
deren Aufsichts- oder weisungsberechtigte Be-
hörden, 

2. die gemeinsamen Einrichtungen der Tarifver-
tragsparteien im Sinne des § 4 Abs. 2 des Tarif-
vertragsgesetzes und die öffentlich-rechtlichen 
Zusatzversorgungseinrichtungen. 

§ 68 

Offenbarung für die Erfüllung besonderer 
gesetzlicher Mitteilungspflichten 

Eine Offenbarung personenbezogener Daten ist zu-
lässig, soweit sie erforderlich ist für die Erfüllung 
der gesetzlichen Mitteilungspflichten 

1. zur Abwendung geplanter Straftaten nach § 138 
des Strafgesetzbuches, 

2. zum Schutz der öffentlichen Gesundheit nach 
§ 4 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 und Abs. 2 des 
Bundes-Seuchengesetzes, nach § 11 Abs. 2, §§ 12 
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bis 14 Abs. 1 des Gesetzes zur Bekämpfung von 
Geschlechtskrankheiten und nach § 10 Abs. 1 
Nr. 9 und Abs. 2 des Ausländergesetzes, 

3. zur Durchführung des Arbeitsschutzes nach 
§ 139 b Abs. 5 a der Gewerbeordnung, 

4. zur Durchführung des Versorgungsausgleichs 
nach § 53 b Abs. 2 Satz 2 und 3 des Gesetzes 
über die Angelegenheiten der freiwilligen Ge-
richtsbarkeit oder 

5. zur Durchführung der Besteuerung nach §§ 93, 
97 und 116 der Abgabenordnung 1977, 

soweit diese Vorschriften unmittelbar anwendbar 
sind. 

§ 69 

Offenbarung für den Schutz 
der inneren und äußeren Sicherheit 

(1) Eine Offenbarung personenbezogener Daten 
ist zulässig, soweit sie im Einzelfall für die recht-
mäßige Erfüllung der in der Zuständigkeit der Be-
hörden für Verfassungsschutz, des Bundesnachrich-
tendienstes, des Militärischen Abschirmdienstes 
und des Bundeskriminalamtes liegenden Aufgaben 
erforderlich ist. Die Offenbarung ist auf Angaben 
über Vor- und Familiennamen, Geburtsdatum, Ge-
burtsort, derzeitige und frühere Anschriften des Be-
troffenen sowie Namen und Anschriften seiner der-
zeitigen und früheren Arbeitgeber beschränkt. 

(2)Über die Erforderlichkeit des Offenbarungser-
suchens entscheidet ein vom Leiter der ersuchen-
den Stelle bestimmter Beauftragter, der die Befä-
higung zum Richteramt haben oder die Vorausset-
zungen des § 110 des Deutschen Richtergesetzes er-
füllen soll. Wenn eine oberste Bundes- oder Lan-
desbehörde für die Aufsicht über die ersuchende 
Stelle zuständig ist, ist sie über die gestellten Offen-
barungsersuchen zu unterrichten. Bei der ersuchten 
Stelle entscheidet über das Offenbarungsersuchen 
der Behördenleiter oder sein allgemeiner Stellver-
treter.  

§ 70 

Offenbarung für die Durchführung eines 
Strafverfahrens 

Eine Offenbarung personenbezogener Daten ist 
zulässig, soweit sie auf richterliche Anordnung er-
forderlich ist 

1. zur Aufklärung eines Verbrechens oder 

2. zur Aufklärung eines Vergehens, soweit sich das 
Auskunftsersuchen auf die in § 69 Abs. 1 Satz 2 
genannten Angaben und auf Angaben über er-
brachte oder demnächst zu erbringende Geldlei-
stungen beschränkt. 

§ 71 

Offenbarung bei Verletzung der Unterhaltspflicht 

Eine Offenbarung personenbezogener Daten ist 
zulässig, soweit sie erforderlich ist 
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1. für die Durchführung eines gerichtlichen Verfah-
rens oder eines Vollstreckungsverfahrens wegen 
eines gesetzlichen Unterhaltsanspruchs oder des 
an seine Stelle getretenen gesetzlichen Ersatz-
anspruchs oder 

2. für die Geltendmachung eines gesetzlichen Un-
terhaltsanspruchs außerhalb eines Verfahrens 
nach Nummer 1, soweit der Betroffene nach den 
Vorschriften des bürgerlichen Rechts, insbeson-
dere nach § 1605 oder nach § 1361 Abs. 4 Satz 4, 
§ 1580 Satz 2, § 1587e Abs. 1, § 1361 Abs. 4 
Satz 4, § 1580 Satz 2, § 1587e Abs. 1, § 1615 a 
oder § 16151 Abs. 3 Satz 1 in Verbindung mit 
§ 1605 des Bürgerlichen Gesetzbuchs, zur Aus-
kunft verpflichtet ist und diese Pflicht innerhalb 
angemessener Frist, nachdem er unter Hinweis 
auf die in diesem Gesetzbuch enthaltene Offen-
barungsbefugnis der in § 35 des Ersten Buches 
genannten Stellen gemahnt wurde, nicht oder 
nicht vollständig erfüllt hat. 

§ 72 

Offenbarung für die Forschung oder Planung 

(1) Eine Offenbarung personenbezogener Daten 
ist zulässig, soweit sie erforderlich ist 

1. für die wissenschaftliche Forschung im Sozial-
leistungsbereich oder 

2. für die Planung im Sozialleistungsbereich durch 
eine öffentliche Stelle im Rahmen ihrer Aufgaben 

und schutzwürdige Belange des Betroffenen nicht 
beeinträchtigt werden oder das öffentliche Interesse 
an der Forschung oder Planung das Geheimhaltungs-
interesse des Betroffenen erheblich überwiegt. Eine 
Offenbarung nach Satz 1 ist nicht zulässig, soweit es 
zumutbar ist, die Einwilligung des Betroffenen nach 
§ 65 einzuholen oder den Zweck der Forschung 
oder Planung auf andere Weise zu erreichen. 

(2) Die Offenbarung bedarf der vorherigen Geneh-
migung des zuständigen Bundes- oder Landesmini-
sters oder seines allgemeinen Stellvertreters. Die Ge-
nehmigung darf im Hinblick auf den Schutz des So-
zialgeheimnisses nur versagt werden, wenn die Vor-
aussetzungen des Absatzes 1 nicht vorliegen. Sie 
muß 

1. den Empfänger, 

2. die Art der zu offenbarenden personenbezoge-
nen Daten und den Kreis der Betroffenen, 

3. die Forschung oder Planung, zu der die offenbar-
ten personenbezogenen Daten verwendet werden 
dürfen, und 

4. den Tag, bis zu dem die offenbarten personen-
bezogenen Daten aufbewahrt werden dürfen, 

genau bezeichnen und steht auch ohne besonderen 
Hinweis unter dem Vorbehalt der nachträglichen 
Aufnahme, Änderung oder Ergänzung einer Auf-
lage. 
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§ 73 
Einschränkung der Offenbarungsbefugnis 

bei besonders schutzwürdigen personenbezogenen 
Daten 

(1) Die Offenbarung personenbezogener Daten, 
die einer in § 35 des Ersten Buches genannten Stelle 
von einem Arzt oder einer anderen in § 203 Abs. 1 
und 3 des Strafgesetzbuchs genannten Person zu-
gänglich gemacht worden sind, ist nur unter den 
Voraussetzungen zulässig, unter denen diese Person 
selbst offenbarungsbefugt wäre. 

(2) Absatz 1 gilt im Rahmen des § 67 Abs. 1 Nr. 1 
nicht für personenbezogene Daten, die im Zusam-
menhang mit einer Begutachtung wegen der Erbrin-
gung von Sozialleistungen oder wegen der Ausstel-
lung einer Bescheinigung zugänglich gemacht wor-
den sind. Der Betroffene kann der Offenbarung wi-
dersprechen. 

§ 74 
Einschränkung der Offenbarungsbefugnis 

über die Grenze 

Eine Offenbarung personenbezogener Daten ge-
genüber Personen oder Stellen außerhalb des Gel-
tungsbereichs dieses Gesetzbuchs ist zudem nicht zu-
lässig, soweit Grund zur Annahme besteht, dal da-
durch schutzwürdige Belange des Betroffenen be-
einträchtigt werden. 

§ 75 
Zweckbindung und Geheimhaltungspflicht 

des Empfängers 

Personen oder Stellen, denen personenbezogene 
Daten oder Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse 
offenbart worden sind, dürfen diese nur zu dem 
Zweck verwenden, zu dem sie ihnen befugt offen-
bart worden sind. Im übrigen haben sie die Daten 
in demselben Umfang geheimzuhalten wie die in 
§ 35 des Ersten Buches genannten Stellen. 

Zweiter Abschnitt 

Schutz der Sozialdaten bei der 
Datenverarbeitung 

§ 76 
Geltung des Bundesdatenschutzgesetzes 

(1) Die in § 35 des Ersten Buches genannten Stel-
len unterliegen, soweit sie personenbezogene Daten 
oder Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse in Dateien 
verarbeiten, nach Maßgabe der §§ 77 bis 82 den Vor-
schriften des Ersten und Zweiten Abschnitts sowie 
den §§ 41, 42 Abs. 1 Nr. 2 und § 45 des Bundesdaten-
schutzgesetzes; die §§ 28 und 29 des Bundesdaten-
schutzgesetzes sind entsprechend anzuwenden. 

(2) Für Krankenhäuser und Einrichtungen zur 
Eingliederung Behinderter gelten abweichend von 
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§ 7 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 Satz 2 auch die §§ 8, 
9 und 12 bis 14 des Bundesdatenschutzgesetzes. 

(3) Die Vorschriften des Zweiten Abschnitts des 
Bundesdatenschutzgesetzes gelten abweichend von 
§ 7 Abs. 2 Satz 1 des Bundesdatenschutzgesetzes 
auch, soweit der Datenschutz durch Landesgesetz 
geregelt ist. An die Stelle des Bundesbeauftragten 
für den Datenschutz treten insoweit die nach Lan-
desrecht zuständigen Stellen. 

§ 77 
Verarbeitung personenbezogener Daten im Auftrag 

(1) Für die Verarbeitung personenbezogener Da-
ten im Auftrag gelten neben § 8 Abs. 1 und 3 des 
Bundesdatenschutzgesetzes die Absätze 2 bis 7. 

(2) Eine Auftragserteilung ist nur zulässig, wenn 
der Datenschutz beim Auftragnehmer nach der Art 
der zu verarbeitenden Dat en den Anforderungen ge-
nügt, die für den Auftraggeber gelten. Der Auftrag-
geber ist verpflichtet, erforderlichenfalls Weisungen 
zur Ergänzung der beim Auftragnehmer vorhande-
nen technischen und organisatorischen Maßnahmen 
(§ 6 Abs. 1 des Bundesdatenschutzgesetzes) zu ertei-
len. Ist auf den Auftragnehmer der Zweite Abschnitt 
des Bundesdatenschutzgesetzes nicht anzuwenden, 
setzt die Auftragserteilung außerdem voraus, daß 
sich der Auftragnehmer schriftlich damit einverstan-
den erklärt hat, daß der Auftraggeber jederzeit be-
rechtigt ist, mit den in § 30 Abs. 2 und 3 des Bundes-
datenschutzgesetzes genannten Mitteln die Einhal-
tung der Vorschriften über den Datenschutz und der 
ergänzenden Weisungen nach Satz 2 zu überwachen. 

(3) Der Auftraggeber hat seiner Aufsichtsbehörde 
rechtzeitig vor der Auftragserteilung 

1. den Auftragnehmer, die bei diesem vorhandenen 
technischen und organisatorischen Maßnahmen 
und ergänzenden Weisungen nach Absatz 1 
Satz 2, 

2. die Art der Daten, die im Auftrag verarbeitet 
werden sollen, und den Kreis der Betroffenen 
sowie 

3. die Aufgabe, zu deren Erfüllung die Verarbeitung 
der Daten im Auftrag erfolgen soll, 

anzuzeigen. Ist auf den Auftragnehmer der Zweite 
Abschnitt des Bundesdatenschutzgesetzes anzuwen-
den, hat er die Anzeige auch an dessen Aufsichts-
behörde zu richten. 

(4) Der Auftragnehmer darf die zur Datenverar-
beitung überlassenen Daten nicht anderweitig ver-
wenden und nicht länger aufbewahren, als der Auf-
traggeber bestimmt. 

(5) Die Verarbeitung personenbezogener Daten 
im Auftrag durch andere als die in § 35 des Ersten 
Buches genannten Stellen ist nur zulässig, wenn an-
ders Störungen im Betriebsablauf nicht vermieden 
oder Teilvorgänge der automatischen Datenverar-
beitung hierdurch erheblich kostengünstiger besorgt 
werden können. 
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§ 78 

Datenübermittlung 

(1) Die §§ 10 und 11 des Bundesdatenschutzgeset-
zes gelten nicht für die Offenbarung personenbezo-
gener Daten nach §§ 67 bis 74. 

(2) Die Übermittlung personenbezogener Daten 
auf maschinell verwertbaren Datenträgern oder im 
Wege der Datenfernübertragung ist auch über Ver-
mittlungsstellen zulässig, wenn auf diese der Zweite 
Abschnitt des Bundesdatenschutzgesetzes anzuwen-
den ist. § 77 Abs. 2 Satz 1, Abs. 3 und 4 gilt entspre-
chend. 

§ 79 
Veröffentlichung über die gespeicherten Daten 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, statt der in 
§ 12 Abs. 3 des Bundesdatenschutzgesetzes vorgese-
henen Rechtsverordnungen für die in § 35 des Er-
sten Buches genannten Stellen mit Zustimmung des 
Bundesrates eine einheitliche Rechtsverordnung zu 
erlassen und darin zu bestimmen, daß auch veröf-
fentlicht wird, an welche Stellen regelmäßig welche 
Daten übermittelt werden. 

§ 80 
Auskunft an den Betroffenen 

Für die nach § 13 des Bundesdatenschutzgeset-
zes zu erteilende Auskunft gilt § 24 Abs. 2 ent-
sprechend. 

§ 81 
Löschung von Daten 

Ist die Kenntnis personenbezogener Daten für die 
speichernde Stelle zur rechtmäßigen Erfüllung der 
in ihrer Zuständigkeit liegenden Aufgaben nicht 
mehr erforderlich und besteht kein Grund zu der 
Annahme, daß durch die Löschung schutzwürdige 
Belange des Betroffenen beeinträchtigt werden, be-
steht abweichend von § 14 Abs. 3 Satz 1 des Bundes-
datenschutzgesetzes eine Pflicht zur Löschung. 

§ 82 
 Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig entgegen § 77 Abs. 4, auch soweit § 78 
Abs. 2 Satz 2 auf diese Vorschrift verweist, per-
sonenbezogene Daten oder Betriebs- oder Geschäfts-
geheimnisse anderweitig verwendet oder länger 
aufbewahrt, als nach diesen Vorschriften bestimmt 
worden ist. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld-
buße bis zu fünfzigtausend Deutsche Mark geahn-
det werden. 
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Artikel II 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

Erster Abschnitt 
Änderung von Gesetzen 

§ 1 

Änderung des 
Bundesausbildungsförderungsgesetzes 

Das Bundesausbildungsförderungsgesetz in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 9. April 1976 
(BGBl. I S. 989), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
26. April 1977 (BGBl. I S. 653), wird wie folgt ge-
ändert: 

1. § 47 Abs. 3 und § 54 Abs. 2 werden gestrichen. 

2. § 20 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„§ 20 
Rückzahlungspflicht 

(1) Haben die Voraussetzungen für die Lei-
stung von Ausbildungsförderung an keinem 
Tage des Kalendermonats vorgelegen, für den 
sie gezahlt worden ist, so ist — außer in den 
Fällen der §§ 42 bis 48 des Zehnten Buches So-
zialgesetzbuch — insoweit der Bewilligungs-
bescheid aufzuheben und  der  Förderungsbetrag 
zu erstatten, als 
1.  
2.  
3. der Auszubildende Einkommen im Sinne des 

§ 21 erzielt hat, das bei der Bewilligung der 
Ausbildungsförderung nicht berücksichtigt 
worden ist, 

4. Ausbildungsförderung unter dem Vorbehalt 
der Rückforderung geleistet worden ist." 

3. § 46 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die zur Feststellung des Anspruchs erfor-
derlichen Tatsachen sind auf Formblättern anzu-
geben, die der zuständige Bundesminister durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes-
rates bestimmt hat." 

§ 2 

Änderung des Arbeitsförderungsgesetzes 

Das Arbeitsförderungsgesetz vom 25. Juni 1969 
(BGBl. I S. 582), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
12. Dezember 1977 (BGBl. 1 S. 2557, 3187), wird wie 
folgt geändert: 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Artikel II 

Übergangs- und Schlußvorschriften 
zum Zehnten Buch Sozialgesetzbuch 

sowie weitere Änderungen 
von Gesetzen 

Erster Abschnitt 

Änderung von Gesetzen 

§ 1 

Änderung des 
Bundesausbildungsförderungsgesetzes 

Das Bundesausbildungsförderungsgesetz in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 9. April 1976 
(BGBl. I S. 989), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
17. Juli 1979 (BGBl. I S. 1037), wird wie folgt ge-
ändert: 

1. unverändert 

2. unverändert 

Nummer 3 entfällt 

§ 2  
Änderung des Arbeitsförderungsgesetzes 

Das Arbeitsförderungsgesetz vom 25. Juni 1969 
(BGBl. I S. 582), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
23. Juli 1979 (BGBl. I S. 1189), wird wie folgt ge-
ändert: 
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1. Es werden gestrichen 

a) § 71 Abs. 3, § 144 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2, 
§ 146 Satz 3, § 151 Abs. 1, § 154 Abs. 3, 
§§ 222, 233 Abs. 2 Satz 3 und 4, 

b) in § 179 Nr. 2 die Worte „die Beitreibung 
rückständiger Beiträge ( 28),". 

2. § 71 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „vorsätzlich 
oder grob fahrlässig" durch die Worte „ent-
sprechend § 43 Abs. 2 Satz 3 Nr. 1 bis 3 des 
Zehnten Buches Sozialgesetzbuch" ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden das Wort „erstatten" 
durch das Wort „ersetzen" und das Wort 
„zurückfordern" durch das Wort „erstatten" 
ersetzt. 

3. In § 81 Abs. 3 Satz 4 werden die Worte „gilt 
§ 72 Abs. 3, 4 und 4 a" durch die Worte „gelten 
die §§ 71 und 72 Abs. 3, 4 und 4 a" ersetzt. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

1. unverändert 

1 a. Dem § 65 werden folgende Absätze 4 und 5 an-
gefügt: 

„(4) Anspruch auf Kurzarbeitergeld besteht 
abweichend von Absatz 3 auch, wenn der Ar-
beitnehmer während des Bezuges von Kurzar-
beitergeld arbeitsunfähig wird, solange An-
spruch auf Fortzahlung des Arbeitsentgelts im 
Krankheitsfalle besteht oder ohne den Arbeits-
ausfall bestehen würde; § 68 Abs. 1 Satz 1 gilt 
mit der Maßgabe, daß Kurzarbeitergeld für die 
Ausfallstunden zu gewähren ist, die der Arbeit-
nehmer ohne die Arbeitsunfähigkeit gehabt 
hätte. 

(5) Absatz 4 ist erstmals in den Fällen anzu-
wenden, in denen die Arbeitsunfähigkeit nach 
dem 31. Dezember 1980 eingetreten ist." 

2. § 71 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz •1 werden die Worte „vorsätzlich 
oder grob fahrlässig" durch die Worte „ent-
sprechend § 43 Abs. 2 Satz 3 des Zehnten 
Buches Sozialgesetzbuch" ersetzt. 

b) unverändert 

3. unverändert 

3 a. § 85 Abs. 2 Satz 3 erhält folgende Fassung: 
„§ 65 Abs. 1 Satz 2 sowie Abs. 2, 4 und 5 gilt 
entsprechend." 

3 b. § 103 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aar In Satz 1 werden in Nummer 1 nach 
dem Wort „eine" die Worte „längere 
als kurzzeitige" eingefügt. 

bb) Satz 2 erhält folgende Fassung: 
„Die Dauer der Arbeitszeit braucht nicht 
den üblichen Bedingungen des allge-
meinen Arbeitsmarktes zu entsprechen, 
wenn der Arbeitslose wegen tatsäch-
licher oder rechtlicher Bindungen nur 
eine Teilzeitbeschäftigung ausüben 
kann." 

cc) Satz 3 Nr. 1 wird gestrichen; die bishe-
rigen Nummern 2 und 3 werden Num-
mern 1 und 2. 

b) Absatz 2 wird gestrichen; der bisherige Ab-
satz 1 a wird Absatz 2. 
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3 c. Folgender § 105 a wird eingefügt: 

„§ 105a 

(1) Anspruch auf Arbeitslosengeld nach § 100 
Abs. 1 hat auch, wer die in den §§ 101 bis 103 
genannten Voraussetzungen für den Anspruch 
auf Arbeitslosengeld allein deshalb nicht er-
füllt, weil er wegen einer nicht nur vorüberge-
henden Minderung seiner Leistungsfähigkeit 
keine längere als kurzzeitige Beschäftigung 
unter den üblichen Bedingungen des allgemei-
nen Arbeitsmarktes ausüben kann, wenn weder 
Berufsunfähigkeit noch Erwerbsunfähigkeit im 
Sinne der gesetzlichen Rentenversicherung fest-
gestellt worden ist. Die Feststellung, ob Berufs-
unfähigkeit oder Erwerbsunfähigkeit vorliegt, 
trifft der zuständige Träger der gesetzlichen 
Rentenversicherung. 

(2) Das Arbeitsamt soll den Arbeitslosen, der 
Anspruch auf Arbeitslosengeld nach Absatz 1 
hat, unverzüglich auffordern, innerhalb eines 
Monats einen Antrag auf Maßnahmen zur Reha-
bilitation zu stellen. Stellt der Arbeitslose die-
sen Antrag fristgemäß, so gilt er im Zeitpunkt 
des Antrags auf Arbeitslosengeld als gestellt. 
Stellt der Arbeitslose den Antrag nicht, ruht 
der Anspruch auf Arbeitslosengeld nach Ab-
satz 1 vom Tage nach Ablauf der Frist an bis 
zum Tage, an dem der Arbeitslose einen Antrag 
auf Maßnahmen zur Rehabilitation oder einen 
Antrag auf Rente wegen Berufsunfähigkeit oder 
Erwerbsunfähigkeit stellt. 

(3) Wird dem Arbeitslosen, der Anspruch auf 
Arbeitslosengeld nach Absatz 1 hat, von einem 
Träger der gesetzlichen Rentenversicherung 
wegen einer Maßnahme zur Rehabilitation Über-
gangsgeld zuerkannt, so geht 'der Anspruch auf 

Übergangsgeld, soweit es zeitlich mit Arbeits-
losengeld nach Absatz 1 zusammentrifft, bis zur 
Höhe des Arbeitslosengeldes nach Absatz 1 
auf die Bundesanstalt über. Satz 1 gilt entspre-
chend, wenn dem Arbeitslosen eine Rente we-
gen Berufsunfähigkeit oder Erwerbsunfähigkeit 
zuerkannt wird." 

3 d. Folgender § 105 b wird eingefügt: 

„§ 105 b 

(1) Wird der Arbeitslose während des Bezu-
ges von Arbeitslosengeld infolge Krankheit oder 
infolge einer nicht rechtswidrigen Sterilisation 
oder eines nicht rechtswidrigen Abbruchs der 
Schwangeschaft durch einen Arzt arbeitsunf ä

-hig, so verliert er dadurch nicht den Anspruch 
auf Arbeitslosengeld für die Zeit der Arbeits-
unfähigkeit bis zur Dauer von sechs Wochen. 
Das gleiche gilt im Falle einer nach ärztlichem 
Zeugnis erforderlichen Beaufsichtigung, Betreu-
ung oder Pflege eines erkrankten Kindes des 
Arbeitslosen bis zur Dauer von fünf Tagen für 



Drucksache 8/4022 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 

Entwurf Beschlüsse des 11. Ausschusses 

jedes Kind in jedem Kalenderjahr, wenn eine 
andere im Haushalt des Arbeitslosen lebende 
Person diese Aufgabe nicht übernehmen kann 
und das Kind das achte Lebensjahr noch nicht 
vollendet hat. 

(2) Die Vorschriften der Reichsversicherungs-
ordnung, die bei Fortzahlung des Arbeitsent-
gelts durch den Arbeitgeber im Krankheitsfalle 
sowie bei Zahlung von Krankengeld im Falle 
der Erkrankung eines Kindes anzuwenden sind, 
gelten entsprechend. 

(3) Absätze 1 und 2 sind erstmals in den Fäl-
len anzuwenden, in denen der Arbeitslose nach 
dem 31. Dezember 1980 arbeitsunfähig gewor-
den ist oder die in Absatz 1 Satz 2 genannte 
Aufgabe übernommen hat." 

3 e. § 110 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Die Dauer des Anspruchs auf Ar-
beitslosengeld mindert sich nicht um die 
Tage der Fortzahlung des Arbeitslosengeldes 
nach § 105 b." 

3 f. § 112 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 3 wird durch folgende Sätze 3 
und 4 ersetzt: 

„Das wöchentliche Arbeitsentgelt im Sinne 
des Satzes 1 erhöht sich um den auf eine 
Woche entfallenden Anteil mindestens jähr-
lich wiederkehrender Zuwendungen, die je-
weils anteilig gezahlt werden, wenn das Ar-
beitsverhältnis vor dem Fälligkeitstermin auf 
Grund ordentlicher Kündigung des Arbeitge-
bers endet. Sonstige wiederkehrende Zuwen-
dungen sowie einmalige Zuwendungen blei-
ben außer Betracht." 

b) In Absatz 5 Nr. 4 b werden die Worte „Maß-
nahme der beruflichen Fortbildung oder Um-
schulung" durch die Worte „Bildungsmaß-
nahme" und der Klammerzusatz „(§ 107 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 5, erster Halbsatz)" durch 
den Klammerzusatz „(§ 107 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 5, Buchstaben a und b)" ersetzt. 

c) Absatz 8 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Worte „infolge 
einer Minderung seiner Leistungsfähig-
keit oder" und die Worte „die Minde-
rung der Leistungsfähigkeit oder" ge-
strichen. 

bb) Folgender Satz 2 wird eingefügt: 
„Eine Begrenzung der durchschnittli

-

chen Zahl von Arbeitsstunden infolge 
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4. Dem § 117 Abs. 4 wird folgender Satz 4 ange-
fügt: 

„Hat der Arbeitgeber die in den Absätzen 1 und 
2 genannten Leistungen trotz des Rechtsüber-
gangs mit befreiender Wirkung an den Arbeits-
losen oder an einen Dritten gezahlt, hat der 
Empfänger des Arbeitslosengeldes dieses inso-
weit zu erstatten." 

5. In § 127 werden die Worte „152 Abs. 2" durch 
die Worte „117 Abs. 4 Satz 4" ersetzt. 

6. § 140 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„ (2) Hat der Leistungspflichtige die in 
Absatz 1 Satz 1 genannten Leistungen trotz 
des Rechtsübergangs mit befreiender Wir-
kung an den Arbeitslosen oder an einen 
Dritten gezahlt, hat der Empfänger der Ar-
beitslosenhilfe diese insoweit zu erstatten." 

7. In § 144 Abs. 1 Satz 2 wird das Wort „Sie" 
durch die Worte „Die Bundesanstalt" ersetzt. 
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einer Minderung der Leistungsfähigkeit 
bleibt unberücksichtigt." 

cc) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3 und 
wie folgt geändert: 
Die Worte „Satz 1 gilt" werden durch 
die Worte „Sätze 1 und 2 gelten" er-
setzt. 

d) Folgender Absatz 11 wird angefügt: 

„(11) Absatz 2 in der vom 1. Januar 1981 
an geltenden Fassung ist auch auf Ansprüche 
anzuwenden, die vor dem 1. Januar 1981 
entstanden sind, soweit der Anspruch auf 
Arbeitslosengeld zu diesem Zeitpunkt noch 
nicht erschöpft ist und der Arbeitslose dies 
beantragt." 

4. unverändert 

5. In § 127 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte „152 
Abs. 2" durch die Worte „117 Abs. 4 Satz 4" 
ersetzt. 

5 a. § 134 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

In § 134 Abs. 2 Satz 2 werden nach dem Wort 
„Arbeitslosenhilfe" ein Semikolon und die Wor-
te „das gilt nicht bei entsprechender Anwen-
dung des § 105 a" eingefügt. 

5 b. Dem § 136 Abs. 2 wird folgender Satz 3 ange-
fügt: 

„Wird Arbeitslosenhilfe in entsprechender An-
wendung des § 105 a gewährt, so gilt § 112 
Abs. 7 mit der Maßgabe, daß die Minderung 
der Leistungsfähigkeit außer Betracht bleibt." 

6. unverändert 

7. unverändert 
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8. § 152 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 1 bis 3 werden durch folgenden 
Absatz 1 ersetzt: 

„ (1) Liegen die Voraussetzungen für die 
Rücknahme eines rechtswidrigen nicht be-
günstigenden Verwaltungsaktes vor, so ist 
der Verwaltungsakt abweichend von § 42 
Abs. 1 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch 
mit Wirkung für die Zukunft zurückzuneh-
men." 

b) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 2. 

9. In § 153 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „nach 
§ 152 Rückzahlungspflichtigen" durch das Wort 
„Erstattungspflichtigen" ersetzt. 

10. In § 157 Abs. 4 werden der Zahl „140" die 
Worte „Abs. 1" angefügt. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

7a. Folgender § 149 wird eingefügt: 

„§ 149 

(1) Wer Unterhaltsgeld, Arbeitslosengeld 
oder Arbeitslosenhilfe beantragt hat oder be-
zieht, hat dem Arbeitsamt die Arbeitsunfähig-
keit und deren voraussichtliche Dauer unver-
züglich anzuzeigen. 

(2) Er hat ferner spätestens vor Ablauf des 
dritten Kalendertages nach Beginn der Arbeits-
unfähigkeit eine ärztliche Bescheinigung über 
die Arbeitsunfähigkeit und die voraussichtliche 
Dauer der Arbeitsunfähigkeit vorzulegen. Dau-
ert die Arbeitsunfähigkeit länger als in der ärzt-
lichen Bescheinigung angegeben, so ist dem Ar-
beitsamt eine neue ärztliche Bescheinigung vor-
zulegen. Die Bescheinigungen müssen einen 
Vermerk des behandelnden Arztes darüber ent-
halten, daß dem Träger der Krankenversiche-
rung unverzüglich eine Bescheinigung über die 
Arbeitsunfähigkeit mit Angaben über den 
Befund und die voraussichtliche Dauer der Ar-
beitsunfähigkeit übersandt wird." 

8. unverändert 

9. unverändert 

10. § 157 wird wie folgt geändert: 

a) Absätze 2 bis 4 erhalten folgende Fassung: 

„(2) Für die Berechnung der Beiträge ist 
der Beitragssatz für Versicherte maßgeblich, 
die bei Arbeitsunfähigkeit Anspruch auf 
Fortzahlung des Arbeitsentgelts für minde-
stens sechs Wochen haben. Bei Versicherten 
der landwirtschaftlichen Krankenkasse tritt 
an die Stelle des Beitragssatzes nach Satz 1 
der für Versicherte mit Anspruch auf Fort-
zahlung ihres Arbeitsentgelts für mindestens 
sechs Wochen geltende Beitragssatz der 
Ortskrankenkasse, in deren Bezirk die land

-

wirtschaftliche Krankenkasse ihren Sitz hat. 

(3) Als Grundlohn gilt das durch sieben 
geteilte wöchentliche Arbeitsentgelt, das der 
Bemessung des Arbeitslosengeldes, der Ar- 
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beitslosenhilfe oder des Unterhaltsgeldes zu-
grunde liegt, soweit es ein Dreihundert-
sechzigstel der Jahresarbeitsverdienstgrenze 
der gesetzlichen Krankenversicherung nicht 
übersteigt. Für die Berechnung des Grund-
lohnes ist das wöchentliche Arbeitsentgelt 
um das aus einer die Krankenversicherungs-
pflicht begründenden Beschäftigung erzielte 
Arbeitsentgelt zu kürzen. 

(4) Beiträge für Versicherte, denen eine 
Rente aus der gesetzlichen Rentenversiche-
rung oder Ubergangsgeld von einem nach 
§ 381 Abs. 3 a der Reichsversicherungsord-
nung beitragspflichtigen Rehabilitationsträ-
ger gewährt worden ist, sind der Bundes-
anstalt vom Träger der Rentenversicherung 
oder vom Rehabilitationsträger zu erstatten, 
wenn und soweit die Entscheidung, durch 
die die in § 155 Abs. 1 genannte Leistung 
bewilligt worden ist, wegen der Gewährung 
dieser Rente oder des Übergangsgeldes rück-
wirkend aufgehoben worden ist; das gleiche 
gilt im Falle eines Forderungsüberganges 
nach § 105 a Abs. 3 und § 140 Abs. 1. Der 
Rehabilitationsträger wird insoweit von der 
Verpflichtung befreit, Beiträge zur Kranken-
versicherung zu entrichten." 

b) Folgender Absatz 5 wird angefügt: 

„(5) Abweichend von Absatz 2 bleibt für 
die Jahre 1981 bis 1987 der jeweils am 1. Ja-
nuar für Versicherte mit sofortigem An-
spruch auf Krankengeld geltende Beitrags-
satz maßgeblich. Die Beiträge dürfen jedoch 
in den Jahren 1981, 1982 und 1983 hundert

-

zehn vom Hundert, im Jahre 1984 hundert

-

acht vom Hundert, im Jahre 1985 hundert

-

sechs vom Hundert, im Jahre 1986 hundert-
vier vom Hundert und im Jahre 1987 hun-
dertzwei vom Hundert des nach Absatz 2 
maßgeblichen Beitrages nicht übersteigen." 

10a. § 158 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „auf 
den der Versicherte zuletzt vor Eintritt der 
Arbeitsunfähigkeit Anspruch hatte" ersetzt 
durch die Worte „den der Versicherte zu-
letzt bezogen hat". 

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „nach 
Eintritt der Arbeitsunfähigkeit" ersetzt 
durch die Worte „während des Bezuges von 
Krankengeld". 

c) Absatz 3 wird gestrichen. 

10b.§ 164 Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Für Versicherte, die arbeitsunfähig erkranken, 
bevor in ihrem Betrieb die Voraussetzungen für 
den Bezug von Kurzarbeiter- oder Schlechtwet-
tergeld erfüllt sind, wird, solange Anspruch auf 
Fortzahlung des Arbeitsentgelts im Krankheits- 
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falle besteht, neben dem Arbeitsentgelt als 
Krankengeld der Betrag des Kurzarbeiter- oder 
Schlechtwettergeldes gewährt, den der Versi-
cherte erhielte, wenn er nicht arbeitsunfähig 
wäre." 

10c. § 166 b wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 und in Absatz 2 Satz 1 
Nr. 1 werden die Worte „§ 7 Abs. 6" durch 
die Worte „§ 7 Abs. 7" ersetzt. 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1 a 
eingefügt: 

„(1 a) Für Empfänger von Arbeitslosengeld, 
Arbeitslosenhilfe oder Unterhaltsgeld im 
Sinne des Absatzes 1 Satz 1, die in dem Jahr, 
das den letzten sechs Monaten vor Beginn 
des Leistungsbezuges vorausgeht, freiwillige 
Beiträge zur gesetzlichen Rentenversiche-
rung entrichtet haben, deren Gesamtbetrag 
wenigstens zwölf Mindestbeiträgen ent-
spricht, trägt die Bundesanstalt auf Antrag 
neben den Beiträgen zur Versicherungs- oder 
Versorgungseinrichtung oder zum Versiche-
rungsunternehmen auch die freiwilligen Bei-
träge zur gesetzlichen Rentenversicherung. 
Für die Höhe der Beiträge gilt Absatz 1 
Satz 1 entsprechend mit der Maßgabe, daß 
die freiwilligen Beiträge zur gesetzlichen 
Rentenversicherung höchstens bis zu der 
Höhe zu tragen sind, in der sie vom Lei-
stungsempfänger in dem in Satz 1 genannten 
Jahr im Durchschnitt entrichtet worden sind, 
mindestens jedoch in der durch den § 115 
Abs. 1 und § 114 Abs. 1 des Angestellten-
versicherungsgesetzes vorgeschriebenen Hö-
he. Übersteigen beide Beiträge zusammen 
die Höchstgrenze des Absatzes 1 Satz 1, so 
bestimmt der Leistungsempfänger in seinem 
Antrag nach Satz 1, welcher der beiden Bei-
träge zu kürzen ist; der Mindestbeitrag zur 
gesetzlichen Rentenversicherung darf dabei 
nicht unterschritten werden. Trifft der Lei-
stungsempfänger in seinem Antrag keine Be-
stimmung, so ist der Beitrag zur Versiche-
rungs- oder Versorgungseinrichtung oder 
zum Versicherungsunternehmen entspre-
chend zu kürzen. Der Antragsteller hat die 
Entrichtung der freiwilligen Beiträge nach-
zuweisen. Wird der Antrag nach Satz 1 ge-
stellt, so finden § 7 Abs. 7 des Angestellten-
versicherungsgesetzes und Artikel 2 § 1 
Abs. 5 des Angestelltenversicherungs-Neu-
regelungsgesetzes keine Anwendung. Ab-
satz 1 Satz 2 gilt entsprechend." 

c) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Leistungsempfänger im Sinne des Ab-
satzes 1 a, die am 1. Januar 1981 Arbeits-
losengeld, Arbeitslosenhilfe oder Unterhalts-
geld beziehen, haben den Antrag nach Ab-
satz 1 a Satz 1 innerhalb eines Jahres nach 
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11. In § 186 Abs. 1 wird folgender Satz 3 angefügt: 
„Der zu erstattende Betrag mindert sich um den 
Betrag der Leistung, die in der irrtümlichen 
Annahme der Beitragspflicht gezahlt worden 
ist." 

12. In § 230 Abs. 1 Nr. 7 werden nach dem Wort 
„Unterlagen" die Worte „oder eine Beiziehung 
von Urkunden oder Akten nach § 21 Abs. 1 
Satz 2 Nr. 3 des Zehnten Buches Sozialgesetz-
buch" eingefügt. 

13. § 233 Abs. 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„§ 64 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch .  gilt 
entsprechend." 

§ 3 

Änderung des Schwerbehindertengesetzes 

Das Schwerbehindertengesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 29. April 1974 (BGBl. I 
S. 1005, 1975 I S. 1010), zuletzt geändert durch Arti-
kel 2 des Gesetzes vom 14. Juni 1976 (BGBl. I 
S. 1481), wird wie folgt geändert: 

1. § 49 wird gestrichen. 

2. § 57 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„§ 64 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch gilt 
entsprechend." 

§ 4 

Änderung der Reichsversicherungsordnung 

Die Reichsversicherungsordnung in der im Bun-
desetzgesblatt Teil III, Gliederungsnummer 820-1, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geän-
dert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 12. Dezem-
ber 1977 (BGBl. I S. 2557, 3187), wird wie folgt ge-
ändert: 

1. §§ 28, 35, 115 bis 117, 124 bis 127, 135 bis 138, 
147, § 173 Abs. 4, § 233 Abs. 1, § 258 Abs. 1 
Satz 2, § 263 Abs. 2, § 284 Abs. 2, §§ 297, 300 
Abs. 2, § 303 Abs. 3, § 318 a Abs. 2 Satz 3, § 347 
Abs. 2 Satz 2, § 355 Abs. 3, § 357 Abs. 2 Satz 2, 
§ 368 b Abs. 3 Satz 3, § 384 Abs. 4, § 391 Abs. 2, 
§ 398 Abs. 2, § 404 Abs. 4, § 407 Abs. 2, § 413 
Abs. 3, § 415 a Satz 4, § 420 Abs. 2 Satz 3, § 422 
Abs. 2 Satz 3 und Abs. 3, § 463 Abs. 2, § 466 
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dem 1. Januar 1981 beim Arbeitsamt zu stel-
len." 

10d. In § 169 Nr. 4 werden nach dem Klammerzusatz 
„(§ 103 Abs. 1)" die Worte „ , wenn der zustän-
dige Träger der gesetzlichen Rentenversiche-
rung Berufsunfähigkeit oder Erwerbsunfähig-
keit festgestellt hat" eingefügt. 

11. unverändert 

Nummer 12 entfällt 

13. unverändert 

§ 3 

Änderung des Schwerbehindertengesetzes 

Das Schwerbehindertengesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 8. Oktober 1979 (BGBl. I S. 
1649) wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 

2. § 65 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„§ 64 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch gilt 
entsprechend." 

§4 

Änderung der Reichsversicherungsordnung 

Die Reichsversicherungsordnung in der im Bun-
desgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 820-1, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geän-
dert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15. Dezem-
ber  1979 (BGBl. I S. 2241), wird wie folgt geändert: 

1. §§ 28, 35, 115 bis 117, 124 bis 127, 135 bis 138, 
147, § 173 Abs. 4, § 233 Abs. 1, § 258 Abs. 1 
Satz 2, § 263 Abs. 2, § 284 Abs. 2, §§ 297, 300 
Abs. 2, § 303 Abs. 3, § 318 a Abs. 2 Satz 1 und 3, 
§ 347 Abs. 2 Satz 2, § 355 Abs. 3, § 357 Abs. 2 
Satz 2, § 368 b Abs. 3 Satz 3, § 384 Abs. 4, § 398 
Abs. 2, § 404 Abs. 4, § 407 Abs. 2, § 413 Abs. 3, 
§ 415 a Satz 4, § 420 Abs. 2 Satz 3, § 422 Abs. 2 
Satz 3 und Abs. 3, § 463 Abs. 2, § 466 Abs. 1 
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Abs. 1 Satz 5, § 467 Satz 2, § 473 Abs. 4 Satz 2, 
§§ 474, 493 a, 511 Abs. 3, § 520 Abs. 3 und 4, 
§§ 525, 618, 622 Abs. 1, § 623 Abs. 1, §§ 627, 628, 
718 Satz 2, § 744 Abs. 3 Satz 2, §§ 748, 749, 815, 
820 bis 824, 826, 827, 882 Abs. 1, §§ 883, 1230 
Abs. 4, § 1286 Abs. 1 Satz 1, §§ 1300, 1301, 1337, 
1339 Satz 2 und  3, § 1341 Satz 2 und 3, § 1372 
Nr. I. und II., §§ 1512, 1526, 1540, 1550, 1563 
Abs. 5, § 1567 Abs. 2 und 3, §§ 1569 b, 1571 bis 
1574, 1576 bis 1579, 1588 bis 1591, 1611 bis 1614, 
1617, 1618, 1624 bis 1629, 1631 Abs. 1 Satz 2 
bis 4, Abs. 2 bis 4, §§ 1634, 1635, 1738 Satz 2, 
§§ 1744 und 1761 Abs. 2 werden gestrichen. 

2. § 173 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„ (3) Wird die Befreiung widerrufen, tritt die 
Versicherungspflicht mit dem Beginn des fol-
genden Kalendermonats wieder in Kraft." 

3. § 368 m Abs. 4 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Die Kassenärztliche Vereinigung erläßt einen 
schriftlichen Verwaltungsakt." 

3. In § 414 Abs. 4 Satz 4 werden das Semikolon 
durch einen Punkt ersetzt und der zweite Halb-
satz gestrichen. 

4. In § 467 Satz 3 sind die Worte „§ 466 Abs. 1 
Satz 3 bis 5" durch die Worte „§ 466 Abs. 1 
Satz 3" zu ersetzen. 
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Satz 4, § 467 Satz 2, § 473 Abs. 4 Satz 2, §§ 474, 
493 a, 511 Abs. 3, § 520 Abs. 3 und 4, §§ 525, 
618, 622 Abs. 1, § 623 Abs. 1, §§ 627, 628 718 
Satz 2, § 744 Abs. 3 Satz 2, §§ 748, 815, 820, 821, 
823, 824, 826, 827, 882 Abs. 1, §§ 888, 1230 
Abs. 4, § 1286 Abs. 1 Satz 1, §§ 1300, 1301, 1337, 
1339 Satz 2 und 3, § 1341 Satz 2 und 3, § 1372 
Nr. I. und II., § 1423 Abs. 3 Satz 2, § 1427 Abs. 4, 
§§ 1512, 1526, 1540, 1550, 1563 Abs. 5, § 1567 
Abs. 2 und 3, §§ 1569 b, 1571 bis 1574, 1576 bis 
1579, 1588 bis 1591, 1611 bis 1614, 1617, 1618, 
1624 bis 1629, 1631 Abs. 1 Satz 2 bis 4, Abs. 2 
bis 4, §§ 1634, 1635, 1738 Satz 2, §§ 1744 und 
1761 Abs. 2 werden gestrichen. 

2. unverändert 

2a. In § 181 Abs. 1 Nr. 2 wird das Wort „dreißig-
sten" durch das Wort „zwanzigsten" ersetzt. 

2b. In § 183 Abs. 6 werden nach dem Wort „Über-
gangsgeld" ein Komma und die Worte „Arbeits-
losengeld, Arbeitslosenhilfe, Unterhaltsgeld, 
Kurzarbeitergeld oder Schlechtwettergeld" ein-
gefügt. 

3. unverändert 

4. In § 414 Abs. 4 Satz 4 werden die Worte „für 
die Amtshilfe gelten die §§ 115 bis 117 entspre-
chend;" gestrichen. 

4a. In § 414 b ist in Absatz 1 folgender Satz 4 anzu-
fügen: 

„§ 34 Abs. 2 des Vierten Buches Sozialgesetz-
buch gilt entsprechend." . 

4b. In § 414 e Satz 2 ist der Punkt durch ein Kom-
ma zu ersetzen und dem Buchstaben g folgender 
Buchstabe h anzufügen: 

„h) Abstimmung von Verfahren und von Maß-
nahmen der automatischen Datenverarbei-
tung." 

4c. In § 414 f Satz 2 ist der Punkt durch ein Komma 
zu ersetzen und dem Buchstaben d folgender 
Buchstabe e anzufügen: 

„e) Abstimmung von Verfahren und von Maß-
nahmen der automatischen Datenverarbei-
tung." 

5. unverändert 
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6. In § 516 Abs. 1 Satz 2 werden das Semikolon 
durch einen Punkt ersetzt und der zweite Halb-
satz gestrichen. 

§ 664 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„ (2) Wird die Aufnahme abgelehnt, ist dar-
über dem Unternehmer ein schriftlicher Verwal-
tungsakt zuzustellen." 

8. § 807 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Der Eigentümer von Grundstücken, 
die von einem Unternehmer land- oder forst-
wirtschaftlich bewirtschaftet werden, hat der 
Berufsgenossenschaft auf deren Anforderung 
Auskunft zu geben über Größe und Lage 
der Grundstücke, sonstige Tatsachen und 
über die Person des Unternehmers, soweit 
es für die Beitragsleistung des Unterneh-
mers von Bedeutung ist." 

9. In § 808 Abs. 2 werden nach dem Wort „Unter-
nehmer" die Worte „oder der Grundstückseigen-
tümer" eingefügt. 
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6. unverändert 

6a. Nach § 555 wird folgender § 555 a eingefügt: 

„§ 555 a 

Wer als Leibesfrucht durch einen Arbeitsun-
fall der Mutter während der Schwangerschaft 
geschädigt worden ist, steht einem Versicher-
ten gleich, der einen Arbeitsunfall erlitten hat. 
Bei Anwendung des § 551 braucht die Mutter 
weder krank im Sinne der Krankenversicherung 
noch in ihrer Erwerbsfähigkeit gemindert gewe-
sen zu sein." 

6b. In § 560 Abs. 1 wird nach Satz 1 folgender Satz 2 
eingefügt: 

„Der Anspruch auf Übergangsgeld ruht, solange 
der Verletzte Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhil-
fe, Unterhaltsgeld, . Kurzarbeitergeld oder 
Schlechtwettergeld bezieht." Der bisherige 
Satz 2 wird Satz 3. 

6c. In § 575 wird folgender Absatz 4 eingefügt: 

„(4) Absatz 3 gilt in den Fällen des § 555 a ent-
sprechend." 

6d. In § 636 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Die Absätze 1 und 2 gelten in den Fällen 
des § 555 a entsprechend." 

7. unverändert 

7a. In § 749 Nr. 3 ist hinter das Wort „ergibt" ein 
Punkt zu setzen und das Wort „oder" zu strei-
chen. § 749 Nr. 4 ist zu streichen. 

8. unverändert 

9. unverändert 
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10. § 819 erhält folgende Fassung: 

„§ 819 

Die §§ 740 und 746 gelten. Die Berufsgenos-
senschaft berechnet den Beitrag, der auf jeden 
Unternehmer zur Deckung des Gesamtbedarfs 
entfällt." 

11. § 825 erhält folgende Fassung: 

„§ 825 

Die Satzung kann von § 23 Abs. 3 des Vier-
ten Buches Sozialgesetzbuch abweichende Fällig-
keitstermine bestimmen." 

12. § 834 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 Buchstabe b werden nach der 
Zahl „807" die Worte „Abs. 1" eingefügt. 

b) In Nummer 2 werden die Worte „§ 815 
Abs. 2 Satz 1" durch die Worte „§ 807 
Abs. 2" ersetzt. 

13. § 881 erhält folgende Fassung: 

„§ 881 

Die §§ 740 bis 747 gelten."  

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

10. unverändert 

10a. § 822 wird wie folgt geändert: 

a) Die Worte „Auslegung des Auszuges aus der 
Heberolle oder" werden gestrichen. 

b) In Nummer 3 ist hinter dem Wort „beruht" 
ein Punkt zu setzen und das Komma zu strei-
chen. Ferner ist Nummer 4 zu streichen. 

11. unverändert 

12. unverändert 

13. unverändert 

13a. § 1241 d wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort 
„besteht" die Worte „neben einem Anspruch 
auf Übergangsgeld" eingefügt. 

b) Folgende Absätze 4 und 5 werden angefügt: 

„(4) Ist der Versicherte bei Abschluß ei-
ner Maßnahme zur Rehabilitation berufsun-
fähig oder erwerbsunfähig, gilt der Antrag 
auf Rehabilitation als Antrag auf Rente. Ab-
satz 1 Satz 2 gilt. Hat der Versicherte in die-
sen Fällen Anspruch auf Ubergangsgeld, ist 
dieses wenigstens in Höhe der Rente zu 
zahlen. 

(5) Hat der Versicherte in den Fällen der 
Absätze 2 und 4 Anspruch auf Rente, weil 
Anspruch auf Übergangsgeld nicht besteht, 
ist anstelle der Rente Übergangsgeld in Hö-
he der Rente zu zahlen." 

13b. In § 1283 Satz 2 Nr. 1 werden die Worte „Ar-
beitslosengeld erhalten hat, weil die Entschei-
dung des zuständigen Rentenversicherungsträ- 
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14. In § 1286 Abs. 2 werden die Worte „Die Rente 
wird" durch die Worte „Wird eine Rente ent-
zogen oder umgewandelt, wird sie" ersetzt. 

15. In § 1312 Abs. 1 Satz 1 wird die Zahl „1301" 
durch die Zahl „1298" ersetzt. 

16. Dem § 1559 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Ist ein Versicherter getötet worden, so 
können die Ortspolizeibehörde oder der Versi-
cherungsträger zur Feststellung von Tatsachen, 
die für die Entschädigungspflicht von Bedeutung 
sind, die Entnahme einer Blutprobe anordnen." 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

gers nach § 103 Abs. 2 Satz 1 des Arbeitsförde-
rungsgesetzes noch nicht vorlag" durch die 
Worte „Arbeitslosengeld nach § 105 a des Ar-
beitsförderungsgesetzes erhalten hat" ersetzt. 

14. unverändert 

15. unverändert 

15a. § 1385 Abs. 3 Buchstabe e erhält folgende Fas-
sung: 

„e) bei Versicherten nach § 1227 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 8 der Betrag, der sich ergibt, wenn die 
im laufenden Kalenderjahr geltende Bei-
tragsbemessungsgrenze mit dem Verhältnis 
vervielfältigt wird, in dem die Summe 
der Arbeitsentgelte oder Arbeitseinkom-
men für die letzten drei vor Aufnahme der 
nach § 1227 Abs. 1 Satz 1 Nr. 8 versiche-
rungspflichtigen Beschäftigung oder Tätig-
keit voll mit Pflichtbeiträgen belegten Ka-
lendermonate zur Summe der Beträge der 
Beitragsbemessungsgrenzen für diesen Zeit-
raum steht; der Verhältniswert beträgt min-
destens 0,6667." 

15b. § 1404 wird wie folgt geändert: 

a) Die bisherigen Sätze werden Absatz 1. 

b) An Absatz 1 wird folgender Absatz 2 ange-
fügt: 

„(2) Bei Versicherungspflicht nach § 1227 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 8 sind unbeschadet der 
Vorschrift des § 1385 Abs. 4 Buchstabe e 
Vereinbarungen zulässig, wonach der Ver-
sicherte dem antragstellenden Wirtschafts-
unternehmen, der antragstellenden Organi-
sation, der antragstellenden Gemeinschaft 
(§ 1227 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5) oder der juri-
stischen Person des öffentlichen Rechts die 
Pflichtbeiträge ganz oder teilweise zu erstat

-

ten hat. Besteht eine Pflicht zur Antragstel-
lung nach § 11 des Entwicklungshelfer-Geset-
zes, so ist eine Vereinbarung zulässig, so-
weit der Entwicklungshelfer von einer Stelle 
im Sinne des § 5 Abs. 2 des Entwicklungs-
helfer-Gesetzes Zuwendungen erhält, die zur 
Abdeckung von Risiken der gesetzlichen 
Rentenversicherung bestimmt sind." 

16. unverändert 
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§ 5 

Änderung des Arbeiterrentenversicherungs

-

Neuregelungsgesetzes 

In Artikel 2 § 24 des Arbeiterrentenversicherungs-
Neuregelungsgesetzes in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 8232-4, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 1 
§ 4 des Gesetzes vom 27. Juni 1977 (BGBl. I S. 1040, 
1744), werden die Worte „§ 1286 Abs. 1 Satz 1, 
Abs. 2, § 1287 Abs. 1, §§ 1288 und 1289" durch die 
Worte „§ 46 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch, 
§ 1286 Abs. 2" ersetzt. 

§ 6 

Änderung des Angestelltenversicherungsgesetzes 

Das Angestelltenversicherungsgesetz in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
821-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt 
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 12. De-
zember 1977 (BGBl. I S. 2557, 3187), wird wie folgt 
geändert: 

1. § 7 Abs. 5, § 63 Abs. 1 Satz 1, §§ 79, 80 und 205 
werden gestrichen. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

17. Dem § 1630 Abs. 2 wird folgender Absatz 3 an-
gefügt: 

„(3) Bei erstmaliger Bewilligung einer Hinter-
bliebenenrente ist der Wohnsitz oder in Er-
mangelung dessen der Aufenthaltsort der Wit-
we oder des Witwers maßgebend. Ist eine Wit-
we oder ein Witwer nicht vorhanden, ist der 
Versicherungsträger örtlich zuständig, in dessen 
Bezirk die jüngste Waise im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes ihren Wohnsitz oder in Erman-
gelung dessen ihren Aufenthaltsort hat; sind nur 
Eltern oder Großeltern vorhanden, ist der Ver-
sicherungsträger örtlich zuständig, in dessen Be-
zirk die Eltern oder Großeltern ihren Wohn-
sitz oder in Ermangelung dessen ihren Aufent-
haltsort haben. Bei verschiedenem Wohnsitz 
oder Aufenthaltsort der Eltern- oder Großeltern-
teile gilt der im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
gelegene Wohnsitz oder Aufenthaltsort des an-
spruchsberechtigten Ehemannes oder geschie-
denen Mannes." 

§5 

Änderung des Arbeiterrentenversicherungs

-

Neuregelungsgesetzes 

In Artikel 2 § 24 des Arbeiterrentenversicherungs-
Neuregelungsgesetzes in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 8232-4, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Arti-
kel 4 des Gesetzes vom 6. November 1978 (BGBl. I 
S. 1710), werden die Worte „§ 1286 Abs. 1 Satz 1, 
Abs. 2, § 1287 Abs. 1, §§ 1288 und 1289" durch die 
Worte „§ 46 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch, 
§ 1286 Abs. 2" ersetzt. 

§ 6 

Änderung des Angestelltenversicherungsgesetzes 

Das Angestelltenversicherungsgesetz in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 821-1, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geän-
dert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 23. Juli 1979 
(BGBl. I S. 1189), wird wie folgt geändert: 

1. § '7 Abs. 5, § 63 Abs. 1 Satz 1, §§ 79, 80, 145 
Abs. 3 Satz 2, § 149 Abs. 4 und § 205 werden 
gestrichen. 

1 a. § 18 d wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort 
„besteht" die Worte „neben einem Anspruch 
auf Übergangsgeld" eingefügt. 

b) Folgende Absätze 4 und 5 werden angefügt: 

„(4) Ist der Versicherte bei Abschluß einer 
Maßnahme zur Rehabilitation berufsunfähig 
oder erwerbsunfähig, gilt der Antrag auf Re-
habilitation als Antrag auf Rente. Absatz 1 
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2. In § 63 Abs. 2 werden die Worte „Die Rente 
wird" durch die Worte „Wird eine Rente entzo-
gen oder umgewandelt, wird sie" ersetzt. 

3. In § 91 Abs. 1 Satz 1 wird die Zahl „80" durch 
die Zahl „77" ersetzt. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Satz 2 gilt. Hat der Versicherte in diesen 
Fällen Anspruch auf Übergangsgeld, ist die

-

ses wenigstens in Höhe der Rente zu zahlen. 

(5) Hat der Versicherte in den Fällen der 
Absätze 2 und 4 Anspruch auf Rente, weil 
Anspruch auf Übergangsgeld nicht besteht, 
ist anstelle der Rente Übergangsgeld in Höhe 
der Rente zu zahlen." 

1 b. In § 60 Satz 2 Nr. 1 werden die Worte „Arbeits-
losengeld erhalten hat, weil die Entscheidung 
des zuständigen Rentenversicherungsträgers 
nach § 103 Abs. 2 Satz 1 des Arbeitsförderungs-
gesetzes noch nicht vorlag" durch die Worte 
„Arbeitslosengeld nach § 105 a des Arbeitsför-
derungsgesetzes erhalten hat" ersetzt. 

2. unverändert 

3. unverändert 

3 a. § 112 Abs. 3 Buchstabe e erhält folgende Fas-
sung: 

„e) bei Versicherten nach § 2 Abs. 1 Nr. 10 der 
Betrag, der sich ergibt, wenn die im laufen-
den Kalenderjahr geltende Beitragsbemes-
sungsgrenze mit dem Verhaltnis vervielfäl-
tigt wird, in dem die Summe der Arbeits-
entgelte oder Arbeitseinkommen für die letz-
ten drei vor Aufnahme der nach § 2 Abs. 1 
Nr. 10 versicherungspflichtigen Beschäfti-
gung oder Tätigkeit voll mit Pflichtbeiträgen 
belegten Kalendermonate zur Summe der Be-
träge der Beitragsbemessungsgrenzen für 
diesen Zeitraum steht; der Verhältniswert 
beträgt mindestens 0,6667." 

3 b. In § 126 wird nach Absatz 2 folgender Absatz 3 
angefügt: 

„(3) Bei Versicherungspflicht nach § 2 Abs. 1 
Nr. 10 sind unbeschadet der Vorschrift des § 112 
Abs. 4 Buchstabe e Vereinbarungen zulässig, 
wonach der Versicherte dem antragstellenden 
Wirtschaftsunternehmen, der antragstellenden 
Organisation, der antragstellenden Gemein-
schaft (§ 2 Abs. 1 Nr. 7) oder der juristischen 
Person des öffentlichen Rechts die Pflichtbei-
träge ganz oder teilweise zu erstatten hat. Be-
steht eine Pflicht zur Antragstellung nach § 11 
des Entwicklungshelfer-Gesetzes, so ist eine 
Vereinbarung zulässig, soweit der Entwick-
lungshelfer von einer Stelle im Sinne des § 5 
Abs. 2 des Entwicklungshelfer-Gesetzes Zuwen-
dungen erhält, die zur Abdeckung von Risiken 
der gesetzlichen Rentenversicherung bestimmt 
sind." 



Drucksache 8/4022 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode  

Entwurf 

4. In § 204 werden das Semikolon durch einen Punkt 
ersetzt und der zweite Halbsatz gestrichen. 

§ 7 

Änderung des Angestelltenversicherungs

-

Neuregelungsgesetzes 

In Artikel 2 § 23 Abs. 1 des Angestelltenversiche-
rungs-Neuregelungsgesetzes in der im Bundesgesetz-
blatt Teil III, Gliederungsnummer 821-2, veröffent-
lichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch 
Artikel 2 § 2 des Gesetzes vom 27. Juni 1977 (BGBl. I 
S. 1040, 1744), werden die Worte „§ 63 Abs. 1 Satz 1, 
Abs. 2, § 64 Abs. 1, §§ 65 und 66" durch die Worte 
„§ 46 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch, § 63 
Abs. 2" ersetzt. 

§ 8 

Änderung des Reichsknappschaftsgesetzes 

Das Reichsknappschaftsgesetz in der im Bundes-
gesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 822-1• ver-
öffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 12. Dezember 1977 
(BGBl. I S. 2557, 3187), wird wie folgt geändert: 

1. § 32 Abs. 4, § 86 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 a, 
§§ 93, 94, 220 bis 222, 227 bis 231 werden - ge-
strichen. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

4. unverändert 

§ 7 
Änderung des Angestelltenversicherungs

-

Neuregelungsgesetzes 

In Artikel 2 § 23 Abs. 1 des Angestelltenversiche-
rungs-Neuregelungsgesetzes in der im Bundesge-
setzblatt Teil III, Gliederungsnummer 821-2, veröf-
fentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 23. Juli 1979 
(BGBl. I S. 1189), werden die Worte „§ 63 Abs. 1 
Satz 1, Abs. 2, § 64 Abs. 1, §§ 65 und 66" durch die 
Worte „§ 46 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch, 
§ 63 Abs. 2" ersetzt. 

§8 
Änderung des Reichsknappschaftsgesetzes 

Das Reichsknappschaftsgesetz in der im Bundes-
gesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 822-1, ver-
öffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 15. Dezember 1979 
(BGBl. I S. 2241), wird wie folgt geändert: 

1. § 32 Abs. 4, § 86 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 a, 
§§ 91, 93, 94, 137 Satz 2, § 141 Abs. 5 und 8, 
§§ 220 bis 222, 227 bis 231 werden gestrichen. 

1 a. § 40 d wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort 
„besteht" die Worte „neben einem Anspruch 
auf Übergangsgeld" eingefügt. 

b) Folgende Absätze 4 und 5 werden angefügt: 

„(4) Ist der Versicherte bei Abschluß ei-
ner Maßnahme zur Rehabilitation berufsun-
fähig oder erwerbsunfähig, gilt der Antrag 
auf Rehabilitation als Antrag auf Rente. 
Absatz 1 Satz 2 gilt. Hat der Versicherte in 
diesen Fällen Anspruch auf Ubergangsgeld, 
ist dieses wenigstens in Höhe der Rente zu 
zahlen. 

(5) Hat der Versicherte in den Fällen der 
Absätze 2 und 4 Anspruch auf Rente, weil 
Anspruch auf Übergangsgeld nicht besteht, 
ist anstelle der Rente Übergangsgeld in Hö-
he der Rente zu zahlen." 

1 b. In § 80 Satz 2 Nr. 1 werden die Worte „Arbeits-
losengeld erhalten hat, weil die Entscheidung 
des zuständigen Rentenversicherungsträgers 
nach § 103 Abs. 2 Satz 1 des Arbeitsförderungs-
gesetzes noch nicht vorlag" durch die Worte 
„Arbeitslosengeld nach § 105 a des Arbeitsför-
derungsgesetzes erhalten hat" ersetzt. 
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2. In § 86 Abs. 3 werden die Worte „Die Rente 
wird" durch die Worte „Wird eine Rente entzo-
gen oder umgewandelt, wird sie" ersetzt. 

3. In § 103 Abs. 1 Satz 1 wird die Zahl „1301"  durch 
die Zahl „1298" und die Zahl „80" durch die Zahl 
„77" ersetzt. 

§9  

Anderung des Knappschaftsrentenversicherungs

-

Neuregelungsgesetzes  

In Artikel 2 § 19 a des Knappschaftsrentenver-
sicherungs-Neuregelungsgesetzes in der im Bundes-
gesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 822-8, ver-
öffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch Artikel 2 § 6 des Gesetzes vom 27. Juni 1977 
(BGBl. I S. 1040, 1744), werden die Worte „§ 86 
Abs. 2 a des Reichsknappschaftsgesetzes" durch die 
Worte „§ 46 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch" 
ersetzt. 

§ 10  

Änderung des Gesetzes  
über eine Altershilfe für Landwirte  

Das Gesetz über eine Altershilfe für Landwirte in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Septem-
ber 1965 (BGBl. I S. 1448), zuletzt geändert durch 
Artikel 2 § 8 des Gesetzes vom 27. Juni 1977 (BGBl. I 
S. 1040, 1744), wird wie folgt geändert: 

1. § 10 Abs. 7 Satz 1 und Abs. 8, § 27 a Abs. 1 
Satz 3, § 31 Abs. 3, § 40 Abs. 4 Satz 2 und § 48 
Abs. 2 Satz 3 werden gestrichen. 

2. In § 10 Abs. 3 werden die Zahlen „1281, 1288, 
1289, 1299" gestrichen. 

3. In § 10 Abs. 7 Satz 2 werden die Worte „Das 
Altersgeld wird" durch die Worte „Wird das 
Altersgeld entzogen, wird es" ersetzt. 

4. In § 12 Abs. 5 Satz 3 wird die Zahl „1424" ge-
strichen. 

5. In § 17 Abs. 3 Satz 2 werden das Semikolon 
durch einen Punkt ersetzt und der folgende Satz-
teil gestrichen. 

6. In der Überschrift zu § 19 werden die Worte 
„Organe der Selbstverwaltung und" gestrichen. 

7. In § 29 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte „mit Be-
gründung und Rechtsbehelfsbelehrung" gestri-
chen. 

8. In § 32 werden die Worte „sowie der von § 29 
der Reichsversicherungsordnung abweichenden 
landesrechtlichen Verjährungsvorschriften" ge-
strichen. 

9. § 39 Abs. 2 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„§ 1418 der Reichsversicherungsordnung gilt 
nicht." 

Entwurf 

2. unverändert 

3. unverändert 

§ 9  
Änderung des Knappschaftsrentenversicherungs

-

Neuregelungsgesetzes  

In Artikel 2 § 19 a des Knappschaftsrentenver-
sicherungs-Neuregelungsgesetzes in der im Bundes-
gesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 822-8, ver-
öffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 6. November 1978  
(BGBl. I S. 1710), werden die Worte „§ 86 Abs. 2 a 
des Reichsknappschaftsgesetzes" durch die Worte 
„§ 46 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch" ersetzt. 

§ 10  

Änderung des Gesetzes  
über eine Altershilfe für Landwirte  

Das Gesetz über eine Altershilfe für Landwirte in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Septem-
ber 1965 (BGBl. I S. 1448), zuletzt geändert durch 
Artikel 6 des Gesetzes vom 23. Juli 1979 (BGBl. I  
S. 1189), wird wie folgt geändert: 

1. § 10 Abs. 7 Satz 1 und Abs. 8, § 27 a Abs. 1 
Satz 3, § 31 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 3, § 40 Abs. 4 
Satz 2 und § 48 Abs. 2 Satz 3 werden gestrichen. 

2. unverändert 

3. In § 10 Abs. 7 Satz 2 werden die Worte „Das 
Altersgeld wird" durch die Worte „Wird das 
vorzeitige Altersgeld entzogen, wird es" ersetzt. 

4. unverändert 

5. unverändert 

6. unverändert 

7. unverändert 

8. unverändert 

9. unverändert 
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§ 11 

Änderung des Gesetzes 
über die Krankenversicherung der Landwirte 

Das Gesetz über die Krankenversicherung der 
Landwirte vom 10. August 1972 (BGBl. I S. 1433), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 § 3 des Gesetzes 
vom 27. Juni 1977 (BGBl. I S. 1069), wird wie folgt 
geändert: 

1. § 61 Abs. 5 Satz 4 wird gestrichen. 

2. § 82 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 werden die Worte „und die 
Vorschriften des Selbstverwaltungsgesetzes" 
gestrichen, sowie die Worte „704, 978 und 
1744" durch die Worte „704 und 978" ersetzt. 

b) In Nummer 2 werden die Worte „26 bis 27 f, 
30 bis 32, 115 bis 117," gestrichen. 

§ 12 

Änderung des Gesetzes zur Neuregelung der  Mitten

-

knappschaftlichen Pensionsversicherung im Saarland 

Das Gesetz zur Neuregelung der hüttenknapp-
schaftlichen Pensionsversicherung im Saarland vom 
22. Dezember 1971 (BGBl. I S. 2104), zuletzt geän-
dert durch Artikel 2 § 6 des Gesetzes vom 7. Mai 
1975 (BGBl. I S. 1061), wird wie folgt geändert: 

1. In § 10 Abs. 1 werden die Worte „1299 bis" ge-
strichen. 

2. In § 16 Abs. 2 werden nach den Worten „finden 
die" die Worte „Vorschriften des Ersten, Vierten 
und Zehnten Buches Sozialgesetzbuch sowie die" 
eingefügt. 

§ 13 

Änderung des Fremdrentengesetzes 

§ 11 Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 sowie § 31 Abs. 2 
Satz 2 und Abs. 3 des Fremdrentengesetzes in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
824-2, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt 
geändert durch § 6 der RV-Bezugsgrößen-Verord-
nung 1978 vom 16. Dezember 1977 (BGBl. I S. 2581), 
werden gestrichen. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

§ 11 

Änderung des Gesetzes 
über die Krankenversicherung der Landwirte 

Das Gesetz über die Krankenversicherung der 
Landwirte vom 10. August 1972 (BGBl. I S. 1433), 
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
15. Dezember 1979 (BGBl. 'I S. 2241), wird wie folgt 
geändert: 

01. In § 8 Abs. 1 Nr. 2 wird das Wort „dreißigsten" 
durch das Wort „zwanzigsten" ersetzt. 

1. unverändert 

2. unverändert 

§ 12 

Änderung des Gesetzes zur Neuregelung der hütten

-

knappschaftlichen Pensionsversicherung im Saarland 

Das Gesetz zur Neuregelung der hüttenknapp-
schaftlichen Pensionsversicherung im Saarland vom 
22. Dezember 1971 (BGBl. I. S. 2104), zuletzt geän-
dert durch Artikel 2 § 6 des Gesetzes vom 7. Mai 
1975 (BGBl. I S. 1061), wird wie folgt geändert: 

1. In § 4 Abs. 2 wird in Satz 1 der Punkt durch ein 
Semikolon ersetzt und danach folgender Halb-
satz eingefügt: 

„für die Berechnung der Zusatzrente gilt die 
allgemeine Bemessungsgrundlage für die Be-
rechnung der Renten in der Rentenversicherung 
der Arbeiter entsprechend." 

2. In § 8 Abs. 1 wird in Satz 1 das Wort „jedem" 
durch die Worte „mindestens einem" ersetzt. 
Satz 2 wird gestrichen. 

1. unverändert 

2. unverändert 

§ 13 

Änderung des Fremdrentengesetzes 

§ 11 Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 sowie § 31 Abs. 2 
Satz 2 und Abs. 3 des Fremdrentengesetzes in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
824-2, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt 
geändert durch § 4 der RV-Bezugsgrößen-Verord-
nung 1980 vom 22. November 1979 (BGBl. I S. 1945), 
werden gestrichen. • 
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§ 14 

Änderung des Gesetzes zur Regelung der Wieder

-

gutmachung nationalsozialistischen Unrechts in der 
Sozialversicherung 

In § 2 des Gesetzes zur Regelung der Wiedergut-
machung nationalsozialistischen Unrechts in der So-
zialversicherung in der Fassung des Artikels 1 des 
Gesetzes vom 22. Dezember 1970 (BGBl. I S. 1846), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 § 10 des Gesetzes 
vom 27. Juni 1977 (BGBl. I S. 1040, 1744), werden 
die Worte „§ 115 Abs. 1 der Reichsversicherungs-
ordnung und § 220 des Reichsknappschaftsgesetzes" 
durch die Worte „§§ 3 bis 7 des Zehnten Buches 
Sozialgesetzbuch" ersetzt. 

§ 15 

Änderung des Bundesversorgungsgesetzes 

Das Bundesversorgungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 22. Juni 1976 (BGBl. I S. 1633), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 27. Juni 1977 
(BGBl. I S. 1037), wird wie folgt geändert: 

1. §§ 27 f und 62 Abs. 1 Satz 1 werden gestrichen. 

2. § 1 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 werden die Worte „Versorgung in 
gleicher Weise wie für Schädigungsfolgen ge

-

währt" durch die Worte „die Gesundheits-
störung als Folge einer Schädigung aner-
kannt" ersetzt. 

b) Es wird folgender Satz 3 angefügt: 
„Eine Anerkennung nach den Sätzen 1 und 2 
und hierauf beruhende Verwaltungsakte kön-
nen mit Wirkung für die Vergangenheit zu-
rückgenommen werden, wenn unzweifelhaft 
feststeht, daß die Gesundheitsstörung nicht 
Folge einer Schädigung ist; erbrachte Leistun-
gen sind nicht zu erstatten." 
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§ 14 

unverändert 

§ 15 

Änderung des Bundesversorgungsgesetzes 

Das Bundesversorgungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 22. Juni 1976 (BGBl. I S. 1633), 
zuletzt geändert durch § 2 des Gesetzes vom 19. Ja-
nuar 1979 (BGBl. I S. 98), wird wie folgt geändert: 

1. § 16 f Abs. 4 Satz 1, §§ 27 h und 62 Abs. 1 Satz 1 
werden gestrichen. 

2. unverändert 

2 a. § 11 a erhält folgende Fassung: 

„§ 11a 

(1) Versehrtenleibesübungen werden in 
Übungsgruppen unter ärztlicher Betreuung und 

fachkundiger Leitung im Rahmen regelmäßiger 
örtlicher Übungsveranstaltungen geeigneter 
Sportgemeinschaften durchgeführt. 

(2) Die Eignung einer Sportgemeinschaft setzt 
voraus, daß Größe, ärztliche Betreuung, sport-
liche Leitung und Übungsmöglichkeiten Gewähr 
für einen ordnungsgemäßen Ablauf der Übungs-
veranstaltungen bieten. 

(3) Die Verwaltungsbehörde soll sich bei der 
Erbringung der Leistungen einer Sportorganisa-
tion bedienen, die in der Lage ist, durch geeig-
nete Sportgemeinschaften ein ausreichendes 
Leistungsangebot im gesamten Landesbereich 
sicherzustellen. Mehrerer Sportorganisationen 
soll sie sich nur bedienen, wenn jede Organi- 
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sation die Sicherstellung in einem bestimmten 
Gebiet übernimmt und wenn dadurch der ge-
samte Landesbereich erfaßt wird. Anstelle einer 
Sportorganisation kann sich die Verwaltungs-
behörde geeigneter Sportgemeinschaften unmit-
telbar bedienen. 

(4) Soweit sich die Verwaltungsbehörde bei 
der Erbringung der Leistungen geeigneter Sport-
organisationen oder Sportgemeinschaften be-
dient, werden den organisatorischen Trägern die 
dadurch entstehenden Verwaltungskosten in 
angemessenem Umfang ersetzt." 

2 b. Nach § 16 f werden folgende §§ 16 g und 16 h 
eingefügt:  

„§ 16 g 

(1) Ist ein Arbeitnehmer am Tag nach der 
Beendigung eines auf einer Dienstpflicht beru-
henden Dienstverhältnisses nach dem Wehr-
pflichtgesetz, dem Bundesgrenzschutzgesetz 
oder dem Zivildienstgesetz wegen einer Ge-
sundheitsstörung arbeitsunfähig, so werden dem 
privaten Arbeitgeber, der auf Grund eines be-
reits vor dem Beginn des Dienstverhältnisses 
bestehenden Arbeitsverhältnisses zur Fortzah-
lung des Arbeitsentgelts im Krankheitsfalle ver-
pflichtet ist, das fortgezahlte Arbeitsentgelt, die 
darauf entfallenden von dem Arbeitgeber zu 
tragenden und abgeführten Beiträge zur Sozial-
versicherung und zur Bundesanstalt für Arbeit 
sowie zu Einrichtungen der zusätzlichen Alters- 
und Hinterbliebenenversorgung erstattet, wenn 
die Gesundheitsstörung durch eine Schädigung 
im Sinne der §§ 80 bis 81 a des Soldatenversor-
gungsgesetzes, des § 59 des Bundesgrenzschutz-
gesetzes oder der §§ 47, 47 a des Zivildienstge-
setzes verursacht worden ist. Den in Satz 1 be-
zeichneten Dienstverhältnissen steht ein Dienst-
verhältnis eines Soldaten auf Zeit gleich, für 
das die Dienstzeit zunächst auf sechs Monate 
oder endgültig auf insgesamt nicht mehr als 
zwei Jahre festgesetzt worden ist. 

(2) Die Erstattung nach Absatz 1 ist auf den 
Zeitraum beschränkt, für den der Arbeitgeber 
zur Fortzahlung des Arbeitsentgelts im Krank-
heitsfalle verpflichtet ist. Der Erstattungszeit-
raum endet schon früher, wenn die am Tage 
nach Beendigung des Dienstverhältnisses be-
stehende Arbeitsunfähigkeit entfällt oder nicht 
mehr durch die Folgen der Schädigung verur-
sacht wird. 

(3) Ist dem Arbeitnehmer ein Anspruch er-
wachsen, auf Grund gesetzlicher Vorschriften 
von einem Schädiger Ersatz wegen des Ver-
dienstausfalls, der ihm durch die Arbeitsunfä-
higkeit entstanden ist, verlangen zu können, so 
kann der Arbeitgeber Erstattung nach Absatz 1 
nur gegen Abtretung dieses Anspruchs im Um-
fang der nach Absatz 1 begründeten Leistungs-
pflicht verlangen. 
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(4) Die Aufwendungen der Arbeitgeber wer-
den auf Antrag erstattet. Die Erstattung wird 
erst nach der Entscheidung über den Versor-
gungsanspruch geleistet. Der Anspruch auf die 
Erstattung verjährt mit Ablauf von vier Jahren 
seit dem Ende des Jahres der Beendigung des 
Dienstverhältnisses. 

§ 16h 

Erfüllt der Arbeitgeber während der Arbeits-
unfähigkeit des Berechtigten den Anspruch auf 
Fortzahlung des Arbeitsentgelts nicht, so geht 
der Anspruch des Berechtigten gegen den Ar-
beitgeber bis zur Höhe des gezahlten Über-
gangsgeldes auf den Kostenträger der Kriegs-
opferversorgung über. In dem Umfang, in dem 
der Arbeitgeber Erstattung nach § 16 g Abs. 1 
verlangen kann, ist dieser Anspruch nicht gel-
tend zu machen." 

2 c. In § 18 Abs. 1 erhält Satz 2 folgende Fassung: 
„Dies gilt auch, wenn eine Anerkennung nicht 
möglich ist, weil nach Abschluß der Heilbe-
handlung keine Gesundheitsstörung zurückge-
blieben ist, oder wenn ein Beschädigter die 
Heilbehandlung vor der Anmeldung des Ver-
sorgungsanspruchs in dem Zeitraum durchge-
führt hat, für den ihm Beschädigtenversorgung 
gewährt werden kann oder wenn ein Beschä-
digter durch Umstände, die außerhalb seines 
Willens lagen, an der Anmeldung vor Beginn 
der Behandlung gehindert war." 

2 d. § 18 c wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden in Satz 1 nach den Wor-
ten „Kleider- und Wäscheverschleiß, die 
Worte „Erstattungen nach § 16 g," einge-
fügt. 

b) In Absatz 2 wird in Satz 1 nach „§ 16 bis 
16 f," „§ 16 h" eingefügt. 

2 e. § 24 a wird wie folgt geändert: 

a) Nach Buchstabe b wird folgender Buchstabe 
c eingefügt: 

„c) für Beschädigte nach dem Bundesver-
sorgungsgesetz und den Gesetzen, die 
dieses Gesetz für anwendbar erklären, 
Art, Umfang und besondere Vorausset-
zungen der Versehrtenleibesübungen so-
wie die Sportarten, die als Versehrten-
leibesübungen, die Grundlagen und die 
Höchstbeträge der bei Sicherstellung 
der Versehrtenleibesübungen gelten, 
näher zu bestimmen, die Durchführung 
der Versehrtenleibesübungen, die 
Grundlagen und die Höchstbeträge der 
bei Sicherstellung der Versehrtenleibes-
übungen durch Sportorganisationen 
zu vereinbarenden pauschalen Vergü-
tung der Aufwendungen festzulegen, so- 
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3. In § 64 f Abs. 2 Satz 1 werden hinter dem Wort 
„kann" die Worte „unbeschadet der §§ 13 bis 15 
des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch" eingefügt. 

§ 16 

Änderung des Gesetzes über das 
Verwaltungsverfahren der Kriegsopferversorgung 
 
Das Gesetz über das Verwaltungsverfahren der 

Kriegsopferversorgung in der Fassung der Bekannt-
machung vom 6. Mai 1976 (BGBl. I S. 1169) wird wie 
folgt geändert: 

1. § 4 Abs. 1, §§ 5, 7 bis 11 Abs. 1, § 11 Abs. 2 
Satz 2, § 12 Abs. 1, §§ 14, 16, 20, 21, 22 Abs. 1 
Satz 2 und 3 sowie Abs. 2 und 3, §§ 23 bis 31 
Abs. 1, §§ 32 bis 35, §§ 37 bis 40 Abs. 2, § 41 
Abs. 1 und §§ 42 bis 47 werden gestrichen. 

2. In § 18 werden die Worte „oder die Zustimmung 
zur Erteilung der Auskunft nach § 16 Abs. 1 oder 
kommt er einem Verlangen nach den §§ 61 
und 62 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch nicht 
nach" gestrichen. 

§ 17 

Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes 

(1) Das Soldatenversorgungsgesetz in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 18. Februar 1977 
(BGBl. I S. 337), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Zwölften Gesetzes zur Änderung des Soldatengeset-
zes vom 23. Dezember 1977 (BGBl. I S. 3114), wird 
wie folgt geändert: 

1. § 81 Abs. 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 werden die Worte „Versorgung in 
gleicher Weise wie für Folgen einer Wehr-
dienstbeschädigung gewährt" durch die Worte 
„die Gesundheitsstörung als Folge einer 
Wehrdienstbeschädigung anerkannt" ersetzt. 

b) Es wird folgender Satz 3 angefügt: 

„Eine Anerkennung nach den Sätzen 1 und 2 
und hierauf beruhende Verwaltungsakte kön

-

nen mit Wirkung für die Vergangenheit zu- 
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wie die Grundlagen für die mit Sport

-

gemeinschaften zu vereinbarende an-
teilige Vergütung der Aufwendungen, 
die durch die Teilnahme der Beschädig-
ten an den Ubungsveranstaltungen ent-
stehen, näher zu regeln," 

b) die Buchstaben c und d werden Buchstaben d 
und e,". 

3. unverändert 

§ 16 

Änderung des Gesetzes über das Verwaltungs- 
verfahren der Kriegsopferversorgung 

Das Gesetz über das Verwaltungsverfahren der 
Kriegsopferversorgung in der Fassung der Bekannt-
machung vom 6. Mai 1976 (BGBl. I S. 1169) wird wie 
folgt geändert: 

1. § 4 Abs. 1, §§ 5, 7 bis 12 Abs. 1, §§ 14, 16, 20, 
21, 22 Abs. 1 Satz 2 und 3 sowie Abs. 2 und 3, 
§§ 23 bis 31 Abs. 1, §§ 32 bis 40 Abs. 2, § 41 
Abs. 1 und §§ 42 bis 47 werden gestrichen. 

2. unverändert 

§ 16a 

Änderung der Verordnung 
zur Kriegsopferfürsorge 

§ 57 der Verordnung zur Kriegsopferfürsorge vom 
16. Januar 1979 (BGBl. I S. 80) wird gestrichen. 

§ 17 

Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes 

(1) Das Soldatenversorgungsgesetz in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 18. Februar 1977 
(BGBl. I S. 337), zuletzt geändert durch Artikel 7 des 
Gesetzes vom 30. Juli 1979 (BGBl. I S. 1301), wird 
wie folgt geändert:  

1. unverändert 
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rückgenommen werden,  wenn unzweifelhaft 
feststeht, daß die Gesundheitsstörung nicht 
Folge einer Wehrdienstbeschädigung ist; er-
brachte Leistungen sind nicht zu erstatten." 

2. In § 81 a werden die Worte „Ist ein Soldat, der 
zur Wahrnehmung einer Tätigkeit," durch die 
Worte „Ist ein Soldat zur Wahrnehmung einer 
Tätigkeit," ersetzt. 

3. § 85 Abs. 4 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„§ 60 Abs. 4 Satz 1 und 2 sowie § 62 Abs. 2 und 3 
des Bundesversorgungsgesetzes gelten entspre-
chend." 

4. § 88 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 2 werden hinter die Worte 
„§ 81 Abs. 5 Satz 2" ein Komma gesetzt und 
die Worte „§ 81 a" eingefügt. 

b) Absatz 3 Satz 1 und 2 erhalten folgende Fas-
sung: 

„In Angelegenheiten des Absatzes 1 Satz 1 
und des § 41 Abs. 2 sind das Gesetz über das 
Verwaltungsverfahren der Kriegsopferver-
sorgung, die §§ 60 bis 62 sowie 65 bis 67 des 
Ersten Buches Sozialgesetzbuch und das 
Zehnte Buch Sozialgesetzbuch entsprechend 
anzuwenden. In Angelegenheiten des Absat-
zes 1 Satz 2, soweit die Beschädigtenversor-
gung nicht in der Erbringung von Leistungen 
der Kriegsopferfürsorge nach den §§ 25 bis 
27 e des Bundesversorgungsgesetzes besteht, 
sind das Gesetz über das Verwaltungsverfah-
ren der Kriegsopferversorgung, das Erste und 
Zehnte Buch Sozialgesetzbuch mit folgenden 
Maßgaben entsprechend anzuwenden:". 

c) Dem Absatz 3 Satz 2 wird folgende Nummer 3 
angefügt: 

„3. Anträge im Sinne des Dritten Teils die-
ses Gesetzes sind auch rechtswirksam gestellt, 
wenn sie bei einer Dienststelle der Bundes-
wehr eingegangen sind." 

d) In Absatz 3 letzter Satz sowie in Absatz 4 
Satz 1 und Absatz 5 Satz 1 werden jeweils die 
Worte „§§ 25 bis 27 f" durch die Worte „§§ 25 
bis 27 e" ersetzt. 

e) In Absatz 5 Satz 2 Nr. 3 werden hinter die 
Worte „des § 81" ein Komma gesetzt, das 
Wort „oder" gestrichen sowie hinter den 
Worten „§ 81 Abs. 5 Satz 2" die Worte „oder 
über das Vorliegen einer Schädigung im Sinne 
des § 81 a" eingefügt. 

(2) Absatz 1 gilt nicht im Land Berlin. 

§ 18 

Änderung des Häftlingshilfegesetzes 

§ 4 Abs. 3 des Häftlingshilfegesetzes in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 29. September 1969  

2. unverändert 

3. unverändert 

4. § 88 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) Absatz 3 Satz 1 und 2 erhalten folgende Fas-
sung:  
„In Angelegenheiten des Absatzes 1 Satz 1 
und des § 41 Abs. 2 sind das Gesetz über das 
Verwaltungsverfahren der Kriegsopferver-
sorgung, die §§ 60 bis 62 sowie 65 bis 67 des 
Ersten Buches Sozialgesetzbuch und das 
Zehnte Buch Sozialgesetzbuch entsprechend 
anzuwenden. In Angelegenheiten des Absat-
zes 1 Satz 2, soweit die Beschädigtenversor-
gung nicht in der Erbringung von Leistungen 
der Kriegsopferfürsorge nach den §§ 25 bis 
27 g des Bundesversorgungsgesetzes besteht, 
sind das Gesetz über das Verwaltungsverfah-
ren der Kriegsopferversorgung, das Erste und 
Zehnte Buch Sozialgesetzbuch mit folgenden 
Maßgaben entsprechend anzuwenden:". 

c) unverändert 

In Absatz 3 letzter Satz sowie in Absatz 4 
Satz 1 und Absatz 5 Satz 1 wird jeweils die 
Zahl „27 h" durch die Zahl „27 g" ersetzt. 

d) unverändert 

(2) unverändert 

 
§ 18 

Änderung des Häftlingshilfegesetzes 

§ 4 Abs. 3 des Häftlingshilfegesetzes in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 29. September 1969 
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(BGBl. I S. 1793), zuletzt geändert durch Artikel 51 
des Gesetzes vom 14. Dezember 1976 (BGBl. I 
S. 3341), wird wie folgt geändert: 

1. In Satz 2 werden die Worte „Versorgung in glei-
cher Weise wie für Schädigungsfolgen gewährt" 
durch die Worte „die Gesundheitsstörung als 
Folge einer Schädigung anerkannt" ersetzt. 

2. Es wird folgender Satz 3 angefügt: 

„Eine Anerkennung nach den Sätzen 1 und 2 und 
hierauf beruhende Verwaltungsakte können mit 
Wirkung für die Vergangenheit zurückgenom-
men werden, wenn unzweifelhaft feststeht, daß 
die Gesundheitsstörung nicht Folge einer Schä-
digung ist; erbrachte Leistungen sind nicht zu er-
statten." 

§ 19 

Änderung des Zivildienstgesetzes 

(1) Das Zivildienstgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 7. November 1977 (BGBl. I 
S. 2039), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23. De-
zember 1977 (BGBl. I S. 3110), wird wie folgt geän

-

dert: 

1. § 47 Abs. 6 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 werden die Worte „Versorgung in 
gleicher Weise wie für Schädigungsfolgen ge-
währt" durch die Worte „die Gesundheits-
störung als Folge einer Schädigung aner-
kannt" ersetzt. • 

b) Nach Satz 2 wird folgender Satz 3 eingefügt: 

„Eine Anerkennung nach den Sätzen 1 und 2 
und hierauf beruhende Verwaltungsakte kön-
nen mit Wirkung für die Vergangenheit zu-
rückgenommen werden, wenn unzweifelhaft 
feststeht, daß die Gesundheitsstörung nicht 
Folge einer Schädigung ist; erbrachte Lei-
stungen sind nicht zu erstatten." 

c) Der bisherige Satz 3 wird Satz 4. 

2. § 50 Abs. 4 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„§ 60 Abs. 4 Satz 1 und 2 und § 62 Abs. 2 und 3 
. des Bundesversorgungsgesetzes finden entspre-
chende Anwendung." 

3. § 51 Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„In Angelegenheiten des Absatzes 1, soweit die 
Beschädigtenversorgung nicht in der Gewährung 
von Leistungen der Kriegsopferfürsorge nach 
§§ 25 bis  27 e des Bundesversorgungsgesetzes 
besteht, des § 35 Abs. 5 und 6 und des § 50 
finden das Gesetz über das Verwaltungsverfah-
ren der Kriegsopferversorgung, das Erste und 
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(BGBl. I S. 1793), zuletzt geändert durch Artikel 2 
des  Gesetzes vom 29. Oktober 1979 (BGBl. I S. 1769), 
wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 

2. unverändert  

§ 19 

Änderung des Zivildienstgesetzes 

(1) Das Zivildienstgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 9. August 1973 (BGBl. I S. 1015), 
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
16. Juli 1979 (BGBl. I S. 1013), wird wie folgt geän-
dert: 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. § 51 Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„In Angelegenheiten des Absatzes 1, soweit die 
Beschädigtenversorgung nicht in der Gewährung 
von Leistungen der Kriegsopferfürsorge nach 
§§ 25 bis  27 g des Bundesversorgungsgesetzes 
besteht, des § 35 Abs. 5 und 6 und des § 50 
finden das Gesetz über das Verwaltungsverfah-
ren der Kriegsopferversorgung, das Erste und 
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Zehnte Buch Sozialgesetzbuch und die Vorschrif-
ten des Sozialgerichtsgesetzes über das Vorver-
fahren entsprechende Anwendung." 

4. In § 51 Abs. 3 Nr. 1 werden hinter die Worte 
„§ 47 Abs. 2 bis 5" ein Komma gesetzt, das Wort 
„oder" gestrichen und nach den Worten „§ 47 
Abs. 5 Satz 2" die Worte „oder über das Vor-
liegen einer Schädigung im Sinne des § 47 a" 
eingefügt. 

(2) Absatz 1 gilt nicht im Land Berlin. 

§ 20 
Änderung des Bundesgesetzes zur 

Wiedergutmachung nationalsozialistischen Unrechts 
in der Kriegsopferversorgung 

Dem § 6 Abs. 1 des Bundesgesetzes zur Wieder-
gutmachung nationalsozialistischen Unrechts in der 
Kriegsopferversorgung in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 832-1, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, werden die Worte „dem Ersten 
und Zehnten Buch Sozialgesetzbuch" angefügt. 

§ 21 

Änderung des Bundesgesetzes zur 
Wiedergutmachung nationalsozialistischen Unrechts 

in der Kriegsopferversorgung für Berechtigte 
im Ausland 

In § 11 Abs. 1 des Bundesgesetzes zur Wieder-
gutmachung nationalsozialistischen Unrechts in der 
Kriegsopferversorgung für Berechtigte im Ausland 
in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs-
nummer 832-3, veröffentlichten bereinigten Fassung, 
zuletzt geändert durch Artikel II § 11 des Gesetzes 
vom 11. Dezember 1975 (BGBl. I  S.  3015), werden 
hinter dem Wort „nach" die Worte „dem Ersten 
und Zehnten Buch Sozialgesetzbuch und nach" ein-
gefügt. 
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Zehnte Buch Sozialgesetzbuch und die Vorschrif-
ten des Sozialgerichtsgesetzes über das Vorver-
fahren entsprechende Anwendung." 

4. unverändert 

(2) unverändert 

§ 19a 

Änderung des Bundes-Seuchengesetzes 

§ 52 Abs. 2 des Bundes-Seuchengesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 18. Dezember 
1979 (BGBl. I S. 2263) wird wie folgt geändert: 

1. In Satz 2 werden die Worte „Versorgung in glei-
cher Weise wie für einen Impfschaden gewährt" 
durch die Worte „der Gesundheitsschaden als 
Folge einer Impfung anerkannt" ersetzt. 

2. Es wird folgender Satz 3 angefügt: 

„Eine Anerkennung nach den Sätzen 1 und 2 und 
hierauf beruhende Verwaltungsakte können mit 
Wirkung für die Vergangenheit zurückgenom-
men werden, wenn unzweifelhaft feststeht, daß 
der Gesundheitsschaden nicht Folge einer Imp-
fung ist; erbrachte Leistungen sind nicht zu er-
statten." 

§ 20 

unverändert 

§ 21 

unverändert 
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§ 22  
Änderung des Bundeskindergeldgesetzes 

Das Bundeskindergeldgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 31. Januar 1975 (BGBl. I 
S. 412), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 16. August 1977 (BGBl. I S. 1586), wird 
wie folgt geändert: 

1. §§ 13, 14, 19 Abs. 1 und 2, §§ 22, 23 Abs. 3 und 
§ 26 werden gestrichen. 

2. Dem § 20 werden folgende Absätze 4 und 5 an-
gefügt: 

„ (4) § 43 Abs. 3 des Zehnten Buches Sozial-
gesetzbuch findet keine Anwendung. 

(5) Ein rechtswidriger nicht begünstigender 
Verwaltungsakt ist abweichend von § 42 Abs. 1 
des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch für die Zu-
kunft zurückzunehmen; er kann ganz oder teil-
weise auch für die Vergangenheit zurückgenom-
men werden." 

3. § 23 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Worte „Hat der nach 
§ 13" durch die Worte „Ist Kindergeld auf 
Grund der §§ 42 bis 46 des Zehnten Buches 
Sozialgesetzbuch zurückzuzahlen und hat der" 
ersetzt. 

b) In Satz 3 werden die Worte „des § 13 Nr. 1 
oder 2" durch die Worte „der Rücknahme 
nach § 43 Abs. 2 Satz 3 Nr. 1, 2 oder 3 oder 
§ 46 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 des Zehnten Buches 
Sozialgesetzbuch" ersetzt. 

4. In § 25 Abs. 1 werden die Worte „mit Begrün-
dung und Belehrung über den Rechtsbehelf" ge-
strichen. 

5. § 29 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„3'. entgegen § 60 Abs. 1 Nr. 2 des Ersten 
Buches Sozialgesetzbuch eine Änderung 
in den Verhältnissen, die für einen An-
spruch auf Kindergeld erheblich ist, nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 
unverzüglich mitteilt." 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

,, § 64 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch 
gilt entsprechend." 

§ 23 

Änderung des Wohngeldgesetzes 

Das Wohngeldgesetz in der Fassung der Bekannt-
machung vom 29. August 1977 (BGBl. I S. 1685), 
wird wie folgt geändert: 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

§ 22 

Änderung des Bundeskindergeldgesetzes 

Das Bundeskindergeldgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 31. Januar 1975 (BGBl. I 
S. 412), zuletzt geändert durch Artikel 14 des Ge-
setzes vom 30. November 1978 (BGBl. I S. 1849), 
wird wie folgt geändert: 

1. § 13 Nr. 1 und 2, §§ 14, 19 Abs. 1 und 2, §§ 22, 23 
Abs. 3 und § 26 werden gestrichen. 

2. unverändert 

3. § 23 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Worte „Hat der nach 
§ 13" durch die Worte „Ist Kindergeld zurück-
zuzahlen und hat der" ersetzt. 

b) In Satz 3 werden die Worte „des § 13 Nr. 1 
oder 2" durch die Worte „der Rücknahme 
nach § .43 Abs. 2 Satz 3 oder § 46 Abs. 1 Satz 2 
Nr. 2 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch" 
ersetzt. 

4. unverändert 

5. unverändert 

§ 23 

Änderung des Wohngeldgesetzes 

Das Wohngeldgesetz in der Fassung der Bekannt-
machung vom 29. August 1977 (BGBl. I S. 1685), wird 
wie folgt geändert: 
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1. §§ 24, 25 Abs. 1, § 26 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halb-
satz und Satz 2, § 28 Abs. 1 Satz 3, §§ 31 und 32 
werden gestrichen. 

2. § 8 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„Die Bundesregierung berichtet dem Bundestag 
jeweils in einem Abstand von längstens vier 
Jahren über die Durchführung dieses Gesetzes 
und über die Entwicklung der Mieten für Wohn-
raum, um insbesondere eine Entscheidung über 
die Anpassung der nach Absatz 1 maßgebenden 
Beträge zu ermöglichen." 

3. In § 11 Abs. 1 Satz 2 zweiter Halbsatz wird das 
Wort „ergänzenden" gestrichen. 

4. In § 16 Abs. 3 Satz 3 werden nach der ersten 
Anführung der §§ 10 bis 15 die Worte „sowie 
der Absätze 1 und 2" gestrichen. 

5. In § 17 Satz 2 Nr. 1 werden die Worte „und zur 
Bundesanstalt für Arbeit" gestrichen. 

6. Die Überschrift des Vierten Teils erhält folgende 
Fassung: 

„Bewilligung, Erhöhung, Wegfall des Wohn-
geldes". 

7. § 23 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„ (2) Die Vorschrift des § 65 a des Ersten 
Buches Sozialgesetzbuch (Aufwendungsersatz) 
ist nicht anzuwenden." 

8. § 30 erhält folgende Fassung: 

„§ 30 

Wegfall des Wohngeldanspruchs 

(1) Wird der Wohnraum, für den Wohngeld 
bewilligt ist, vor Ablauf des Bewilligungszeit-
raums von allen zum Haushalt rechnenden Fami-
lienmitgliedern nicht mehr benutzt, so entfällt 
der  Anspruch auf Wohngeld von dem folgenden 
Zahlungsabschnitt an. 

(2) Wird das Wohngeld nicht zur Bezahlung 
der Miete oder zur Aufbringung der Belastung 
verwendet, so entfällt der Anspruch auf Wohn-
geld von dem folgenden Zahlungsabschnitt an. 
Satz 1 gilt nicht, soweit der Wohngeldanspruch 
Gegenstand einer Aufrechnung, Verrechnung, 
Verpfändung oder Pfändung ist &der auf einen 
Träger der Sozialhilfe oder Kriegsopferfürsorge 
übergegangen ist. 

(3) Ist ein alleinstehender Antragsberechtig-
ter nach der Antragstellung verstorben, so ent-
fällt der Anspruch auf Wohngeld von dem auf 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

1. unverändert 

Nummer 2 entfällt 

Nummer 3 entfällt 

Nummer 4 entfällt 	 - 

Nummer 5 entfällt 

6. unverändert 

7. unverändert 

7a. Die Überschrift des § 25 erhält folgende Fassung: 

„Auskunftspflicht" 

8. § 30 erhält folgende Fassung: 

„§ 30 

(1) unverändert 

(2) Wird das Wohngeld nicht zur Bezahlung 
der Miete oder zur Aufbringung der Belastung 
verwendet, so entfällt der Anspruch auf Wohn-
geld von dem folgenden Zahlungsabschnitt an. 
Satz 1 gilt nicht, soweit der Wohngeldanspruch 
Gegenstand einer Aufrechnung, Verrechnung, 
Verpfändung oder Pfändung ist oder auf einen 
Leistungsträger (§ 12 des Ersten Buches Sozial-
gesetzbuch) übergegangen ist. 

(3) Ist ein alleinstehender Antragsberechtig-
ter nach der Antragstellung verstorben, so ent-
fällt der Anspruch auf Wohngeld von dem auf 
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den Sterbemonat folgenden Zahlungsabschnitt 
an. Rechnen zum Haushalt des verstorbenen An-
tragstellers mehrere Familienmitglieder, so ent-
fällt der Anspruch auf Wohngeld erst mit Ablauf 
eines weiteren Zahlungsabschnitts. 

(4) Wegen anderer Änderungen in den für die 
Gewährung des Wohngeldes erheblichen Ver-
hältnissen entfällt oder verringert sich der An-
spruch auf Wohngeld nicht." 

9. In Anlage 10 Absatz 3 Nr. 3 werden die Worte 
„aus Absatz 1 Spalte 46" gestrichen. 

§ 24 

Änderung des Gesetzes für Jugendwohlfahrt 

§ 76 Satz 1 sowie § 85 a des Gesetzes für Jugend-
wohlfahrt in der Fassung der Bekanntmachung vom 
25. April 1977 (BGBl. I S. 633, 795) werden ge-
strichen. 

§ 25 

Änderung des Bundessozialhilfegesetzes 

Das Bundessozialhilfegesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 13. Februar 1976 (BGBl. I 
S. 289, 1150) wird wie folgt geändert: 

1. §§ 117 und 118 werden gestrichen. 

2. Den §§ 97 und 98 wird jeweils folgender neuer 
Absatz 3 angefügt: 

„(3) § 2 Abs. 3 des Zehnten Buches Sozial-
gesetzbuch findet keine Anwendung." 

§ 26 

Änderung des Ersten Buches Sozialgesetzbuch 

Das Erste Buch Sozialgesetzbuch (Artikel I des 
Gesetzes vom 11. Dezember 1975, BGBl. I S. 3015), 
geändert durch Artikel 2 § 14 des Gesetzes vom 
27. Juni 1977 (BGBl. I S. 1040, 1744), wird wie folgt 
geändert: 

1. In § 35 Abs. 2 werden nach dem Wort „Lei-
stungsträgern" ein Komma und die Worte „ihren 
Verbänden, den sonstigen in diesem Gesetzbuch 
genannten öffentlich-rechtlichen Vereinigungen 
und den Aufsichtsbehörden" eingefügt. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

den Sterbemonat folgenden Zahlungsabschnitt 
an. Rechnen zum Haushalt des verstorbenen An-
tragstellers mehrere Familienmitglieder, so ent-
fällt der Anspruch auf Wohngeld erst mit Ablauf 
des Bewilligungszeitraumes. 

(4) unverändert 

Nummer 9 entfällt 

§ 24 

Änderung des Gesetzes für Jugendwohlfahrt 

§§ 10, 49 Abs. 2, § 76 Satz 1 sowie § 85 a des 
Gesetzes für Jugendwohlfahrt in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 25. April 1977 (BGBl. I S. 633, 
795), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 18. Juli 1979 (BGBl. I S. 1061), werden gestri-
chen. 

§ 25 

Änderung des Bundessozialhilfegesetzes 

Das Bundessozialhilfegesetz in der .Fassung der 
Bekanntmachung vom 13. Februar 1976 (BGBl. I 
S. 289, 1150) wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 

Nummer 2 entfällt 

§ 26 

Änderung des Ersten Buches Sozialgesetzbuch 

Das Erste Buch Sozialgesetzbuch (Artikel I des 
Gesetzes vom 11. Dezember 1975, BGBl. I S. 3015), 
geändert durch Artikel 3 § 14 des Gesetzes vom 
23. Juli 1979 (BGBl. I S. 1189), wird wie folgt geän-
dert: 

01. § 34 wird gestrichen. 

1. § 35 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 35 

Sozialgeheimnis 

(1) Jeder hat Anspruch darauf, daß Einzel-
angaben über seine persönlichen und sachlichen 

_ Verhältnisse (personenbezogene Daten) von den 
Leistungsträgern als Sozialgeheimnis gewahrt 
und nicht unbefugt offenbart werden. Der An-
spruch richtet sich auch gegen die Verbände 
und Arbeitsgemeinschaften der Leistungsträger, 
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2. In § 51 Abs. 2 wird der Punkt durch ein Komma 
ersetzt und folgender Halbsatz angefügt: 

„soweit der Leistungsberechtigte dadurch nicht 
hilfebedürftig im Sinne der Vorschriften des Bun-
dessozialhilfegesetzes über die Hilfe zum Lebens-
unterhalt wird." 

3. Nach § 65 wird folgender § 65 a eingefügt: 

„§ 65a 
Aufwendungsersatz 

(1) Wer einem Verlangen des zuständigen 
Leistungsträgers nach den §§ 61 oder 62 nach-
kommt, kann auf Antrag Ersatz seiner -notwen-
digen Auslagen und seines Verdienstausfalls in 
angemessenem Umfang erhalten. Bei einem Ver-
langen des zuständigen Leistungsträgers nach 
§ 61 sollen Aufwendungen nur in Härtefällen er-
setzt werden. 

(2) Absatz 1 gilt auch, wenn der zuständige 
Leistungsträger ein persönliches Erscheinen oder 
eine Untersuchung nachträglich als notwendig 
anerkennt." 

§ 27 

Änderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch 

Das Vierte Buch Sozialgesetzbuch (Artikel I des 
Gesetzes vom 23. Dezember 1976, BGBl. I S. 3845), 
geändert durch Artikel 2 § 15 des Gesetzes vorn 
27. Juni 1977 (BGBl. I S. 1040, 1744), wird wie folgt 
geändert: 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

die in diesem Gesetzbuch genannten öffentlich-
rechtlichen Vereinigungen, die Künstlersozial-
kasse, die Deutsche Bundespost, soweit sie mit 
der Berechnung oder Auszahlung von Sozial-
leistungen betraut ist, und die aufsichts- oder 
weisungsberechtigten Behörden. 

(2) Eine Offenbarung ist nur unter den Vor-
aussetzungen der §§ 65 bis 74 des Zehnten 
Buches zulässig. 

(3) Soweit eine Offenbarung nicht zulässig ist, 
besteht keine Auskunftspflicht, keine Zeugnis-
pflicht und keine Pflicht zur Vorlegung oder 
Auslieferung von Schriftstücken, Akten, Da-
teien und sonstigen Datenträgern. 

(4) Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse stehen 
personenbezogenen Daten gleich." 

1 a. In § 37 werden die Worte „Vorschriften des 
Dritten Abschnitts" durch die Worte „§§ 38 bis 
67" ersetzt. 

2. unverändert 

3. unverändert 

§ 27 

Änderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch 

Das Vierte Buch Sozialgesetzbuch (Artikel I des 
Gesetzes vom 23. Dezember 1976, BGBl. I S. 3845), 
geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 15. De-
zember 1979 (BGBl. I S. 2241), wird wie folgt ge-
ändert: 
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1. Nach § 36 wird folgender § 36 a eingefügt: 

„§ 36 a 
Besondere Ausschüsse 

(1) Durch Satzung, kann 

1. der Erlaß von Widerspruchsbescheiden und 

2. die Feststellung nach § 1569 a der Reichsver-
versicherungsordnung 

besonderen Ausschüssen übertragen werden. § 35 
Abs. 2 gilt entsprechend. 

(2) Die Satzung regelt das Nähere, insbeson-
dere die Zusammensetzung der besonderen Aus-
schüsse und die Bestellung ihrer Mitglieder. Zu 
Mitgliedern der besonderen Ausschüsse können 
nur Personen bestellt werden, die die Vorausset-
zungen der Wählbarkeit als Organmitglied er-
füllen und, wenn die Satzung deren Mitwirkung 
vorsieht, Bedienstete des Versicherungsträgers. 

(3) Die §§ 40 bis 42 gelten für die ehrenamt-
lichen Mitglieder der besonderen Ausschüsse 
entsprechend." 

2. § 93 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

b) Folgende Absätze 2 und 3 werden angefügt: 

„(2) Die Versicherungsämter haben Anträge 
auf Leistungen aus der Sozialversicherung entge-
genzunehmen. Auf Verlangen des Versicherungs-
trägers haben sie den Sachverhalt aufzuklären, 
Beweismittel beizufügen, sich, soweit ' erforder-
lich, zu den entscheidungserheblichen Tatsachen 
zu äußern und Unterlagen unverzüglich an den 
Versicherungsträger weiterzuleiten. 

(3) Zuständig ist das Versicherungsamt, in des-
sen Bezirk der Leistungsberechtigte zur Zeit des 
Antrags seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt oder seinen Beschäftigungsort oder 
Tätigkeitsort hat. Ist ein solcher Ort im Gel

-tungsbereich dieses Gesetzbuchs nicht vorhan-
den, richtet sich die Zuständigkeit nach dem Ort, 
in dem zuletzt die Voraussetzungen des Satzes 1 
erfüllt waren." 

3. § 96 Abs. 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„§ 64 des  Zehnten Buches gilt entsprechend." 

§ 28 

Änderung des Sozialgerichtsgesetzes 

Das Sozialgerichtsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 23. September 1975 (BGBl. I S. 
2535), zuletzt geändert durch Artikel II § 12 des Ge-
setzes vom 23. Dezember 1976 (BGBl. I S. 3845), 
wird wie folgt geändert: 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

§ 28 

unverändert 
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Nach § 204 wird folgender § 205 eingefügt: 

„§ 205 

Erfolgt die Vernehmung oder die Vereidigung von 
Zeugen und Sachverständigen nach dem Zehnten 
Buch Sozialgesetzbuch durch das Sozialgericht, findet 
sie vor dem dafür im Geschäftsverteilungsplan be-
stimmten Richter statt. Über die Rechtmäßigkeit einer 
Verweigerung des Zeugnisses, des Gutachtens oder 
der Eidesleistung nach dem Zehnten Buch Sozial-
gesetzbuch entscheidet das Sozialgericht durch Be-
schluß." 

 

§ 29 

Änderung der Verwaltungsgerichtsordnung 

In § 180 der Verwaltungsgerichtsordnung in der 
im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
340-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 3. Dezember 1976 (BGBl. 
I S. 3281), werden jeweils nach dem Wort „Verwal-
tungsverfahrensgesetz" die Worte „oder nach dem 
Zehnten Buch Sozialgesetzbuch" eingefügt. 

§ 30 

Änderung der Kostenordnung 

§ 144 der Kostenordnung in der im Bundesgesetz-
blatt Teil III, Gliederungsnummer 361-1, veröffent-
lichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 2. Juli 1976 (BGBl. I S. 1749), wird wie 
folgt geändert: 

1. In Absatz 1 wird hinter dem Wort „bis" die 
Zahl „5" durch die Zahl „4" ersetzt. 

2. Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die in § 62 Abs. 2 Satz 3 Nr. 2 des Zehn-
ten Buches Sozialgesetzbuch bestimmte Gebüh-
renfreiheit gilt auch für den Notar." 

§31 

Änderung des Gesetzes über 
Kosten der Gerichtsvollzieher 

§ 8 Abs. 2 Satz 1 des Gerichtsvollzieherkostenge-
setzes in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliede-
rungsnummer 362-1, veröffentlichten bereinigten 
Fassung, geändert durch Gesetz vom 20. August 1975 
(BGBl. I S. 2189), erhält folgende Fassung: 

„Bei der Durchführung des Bundessozialhilfegesetzes 
gilt die in § 62 Abs. 2 des Zehnten Buches Sozial-
gesetzbuch bestimmte Gebührenfreiheit für die Trä-
ger der Sozialhilfe." 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

 

§ 29 

Änderung der Verwaltungsgerichtsordnung 

In § 180 der Verwaltungsgerichtsordnung in der 
im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
340-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 25. Juli 
1978 (BGBl. I S. 1107), werden jeweils nach dem 
Wort „Verwaltungsverfahrensgesetz" die Worte 
„oder nach dem Zehnten Buch Sozialgesetzbuch" 
eingefügt. 

§ 30 

Änderung der Kostenordnung 

§ 144 der Kostenordnung in der im Bundesgesetz-
blatt Teil III, Gliederungsnummer 361-1, veröffent-
lichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 26. November 1979 (BGBl. I S. 1953), 
wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 

2. unverändert 

§ 31 

Änderung des Gesetzes über Kosten der 
Gerichtsvollzieher 

In § 8 Abs. 2 Satz 1 des Gerichtsvollzieherkosten-
gesetzes in der im Bundesgesetzblatt III, Gliede-
rungsnummer 362-1, veröffentlichten bereinigten 
Fassung, zuletzt geändert durch Gesetz vom 21. Mai 
1979 (BGBl. I S. 545), werden die Worte „vom 30. 
Juni 1961 (BGBl. I S. 815)" gestrichen. 
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§ 32  
Änderung des Gesetzes über die Errichtung einer 
Zusatzversorgungskasse für Arbeitnehmer in der 

Land- und Forstwirtschaft 

Das Gesetz über die Errichtung einer Zusatzversor-
gungskasse für Arbeitnehmer in der Land- und 
Forstwirtschaft vom 31. Juli 1974 (BGBl. I S. 1660), 
geändert durch § 25 des Gesetzes vom 3. Juni 1976 
(BGBl. I S. 1373), wird wie folgt geändert: 

1. Es werden gestrichen 

a) § 4 Abs. 3, §§ 3, 15 Abs. 4, 

b) in § 15 Abs. 2 Satz 2 das Semikolon und die 
Worte „§ 1613 Abs. 5 der Reichsversiche-
rungsordnimg gilt entsprechend". 

2. § 10 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„ (1) Soweit dieses Gesetz nichts anderes vor-
schreibt, sind die für die landwirtschaftliche Un-
fallversicherung geltenden Vorschriften der 
Reichsversicherungsordnung, des Ersten, Vierten 
und Zehnten Buches Sozialgesetzbuch sowie die 
auf Grund dieser Gesetze für die landwirtschaft-
liche Unfallversicherung erlassenen Rechtsver-
ordnungen entsprechend anzuwenden. Die 
§§ 652, 690 bis 704 der Reichsversicherungsord-
nung gelten nicht." 

3. § 12 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„ (1) Die Ausgleichsleistung erhält, wer 

a) aus der gesetzlichen Rentenversicherung ein 
Altersruhegeld oder eine Rente wegen Er-
werbsunfähigkeit erhält, 

b) in den letzten 25 Jahren vor Beginn des Al-
tersruhegeldes oder der Rente wegen Er-
werbsunfähigkeit mindestens 180 Kalender-
monate eine Beschäftigung als landwirtschaft-
licher Arbeitnehmer ausgeübt hat und 

c) am 1. Juli 1972 das 50. Lebensjahr vollendet 
hatte." 

4. In § 12 Abs. 4 Nr. 1 werden nach dem Wort „ha-
ben" die Worte „oder nur deshalb nicht erwor-
ben haben, weil sie eine anderweitige zusätz-
liche Sicherung erhalten haben, auf Grund deren 
sie dieser Zusatzeinrichtung nicht angehören" 
eingefügt. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

§ 32 

Änderung des Gesetzes über die Errichtung einer 
Zusatzversorgungskasse für Arbeitnehmer in der 

Land- und Forstwirtschaft 

Das Gesetz über die Errichtung einer Zusatzversor-
gungskasse für Arbeitnehmer in der Land- und 
Forstwirtschaft vom 31. Juli 1974 (BGBl. I S. 1660), 
geändert durch § 25 des Gesetzes vom 3. Juni 1976 
(BGBl. I S. 1373), wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. In § 12 Abs. 4 Nr. 1 werden nach dem Wort „ha-
ben" die Worte „oder für die der Arbeitgeber Bei

-

träge der Höherversicherung in der gesetzlichen 
Rentenversicherung oder Beiträge zu einer Lebens-
versicherung entrichtet hat und dadurch eine Be-
freiung von einer anderen Zusatzversorgungsein-
richtung eingetreten ist," eingefügt. 

§ 32 a 

Änderung des Gesetzes über die Angleichung 
der Leistungen zur Rehabilitation 

In § 41 des Gesetzes über die Angleichung der Lei-
stungen zur Rehabilitation vom 7. August 1974 
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Zweiter Abschnitt 

Überleitungsvorschriften 

§ 33 

Überleitung von Verfahren 

(1) Bereits begonnene Verfahren sind nach den 
Vorschriften dieses Gesetzes zu Ende zu führen. 

(2) Fristen, deren Lauf vor Inkrafttreten dieses 
Gesetzes begonnen hat, werden nach den bisher gel-
tenden Rechtsvorschriften berechnet. 

(3) Für die Erstattung von Kosten im Vorverfah-
ren gelten die Vorschriften dieses Gesetzes, wenn 
das Vorverfahren vor Inkrafttreten dieses Gesetzes 
noch nicht abgeschlossen worden ist. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

(BGBl. I S. 1881), zuletzt geändert durch Artikel 2 
§ 8 des Gesetzes über die Sozialversicherung Behin-
derter vom 7. Mai 1975 (BGBl. I S. 1061), wird die 
Zahl „1980" durch die Zahl „1982" ersetzt. 

§ 32 b 

Änderung des Bundesdatenschutzgesetzes 

In § 45 Nr. 1 des Bundesdatenschutzgesetzes vom 
27. Januar 1977 (BGBl. I S. 201) werden nach dem 
Wort „Fernmeldeanlagengesetzes" ein Komma und 
die Worte „§ 35 des Ersten Buches Sozialgesetz-
buch" angefügt. 

 

Zweiter Abschnitt 

Überleitungsvorschriften 

§ 33 

Überleitung von Verfahren 

(1) unverändert 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

(4) Mit dem Inkrafttreten von Artikel II § 15 
Nr. 2 a und 2 e erlöschen die den Versehrtensport-
gemeinschaften nach bisher geltendem Recht er-
teilten Anerkennungen. 

(5) Sofern nach dem 31. Dezember 1980 bisher 
anerkannte Versehrtensportgemeinschaften Ver-
sehrtenleibesübungen durchführen, sind ihnen die 
Aufwendungen nach dem bis zum 31. Dezember 1980 
geltenden Recht bis zum Abschluß vertraglicher Re-
gelungen im Sinne von § 11 a Abs. 3 des Bundesver-
sorgungsgesetzes, längstens jedoch bis zum 30. Juni 
1981, zu erstatten. 	 - 

§ 33 a 

Leibesfrucht 

Die durch Artikel II § 4 Nr. 6 a bis 6 c vorgenom-
menen Änderungen gelten auch für Arbeitsunfälle, 
die in der Zeit vom 24. Mai 1949 bis zum 31. Okto-
ber 1977 eingetreten sind. Leistungen sind vom 
1. November 1977 an zu erbringen, wenn der An-
spruch innerhalb eines Jahres nach dem Ende des 
Monats, in dem dieses Gesetz verkündet worden ist, 
geltend gemacht wird, sonst vom Ersten des Antrags-
monats an. Ist der Anspruch vor dem 1. November 
1977 geltend gemacht worden und bis zu diesem 
Zeitpunkt keine unanfechtbare Entscheidung ergan-
gen, sind die Leistungen auch für die Zeit vor dem 
1. November 1977 zu erbringen. 
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Entwurf 

Dritter Abschnitt 

Schlußvorschriften 

§ 34 
Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Ber-
lin; Artikel II § 17 Abs. 2 und § 19 Abs. 2 bleibt un-
berührt. Rechtsverordnungen, die aufgrund dieses 
Gesetzes erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 35 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1980 in Kraft, 
soweit in den Absätzen 2 bis 5 nichts anderes be-
stimmt ist. Mit dem Inkrafttreten treten alle entge-
genstehenden oder gleichlautenden Vorschriften au-
ßer Kraft, insbesondere 
1. die Verordnung über Geschäftsgang und Verfah-

ren der Versicherungsämter in der im Bundesge-
setzblatt Teil III, Gliederungsnummer 827-1, ver-
öffentlichten bereinigten Fassung, 

2. die Verfahrensordnung für die Ausschüsse der 
Angestelltenversicherung in der im Bundesge-
setzblatt Teil III, Gliederungsnummer 827-2, ver-
öffentlichten bereinigten Fassung. 

(2) Artikel I §§ 42 bis 47 ist erstmals anzuwenden, 
wenn nach dem 30. Juni 1980 ein Verwaltungsakt 
aufgehoben wird. Dies gilt auch dann, wenn der auf-
zuhebende Verwaltungsakt vor dem 1. Juli 1980 er-
lassen worden ist. Ausgenommen sind jedoch solche 
Verwaltungsakte in der Sozialversicherung, die be-
reits bestandskräftig waren und bei denen auch nach 
§ 1744 der Reichsversicherungsordnung in der vor 
dem .... geltenden Fassung eine neue Prüfung nicht 
vorgenommen werden konnte. 

(3) Artikel II § 4 Nr. 8 bis 12 sowie die Streichung 
der §§ 815, 820 bis 824, 826 und 827 der Reichsver-
sicherungsordnung treten mit Beginn des vierten 
auf die Verkündung folgenden Kalenderjahres in 
Kraft. 

(4) Artikel II § 23 Nr. 2 bis 5 und Nr. 9 so-
wie Artikel II § 26 Nr. 1 und 2 treten am Tage nach 
der Verkündung in Kraft. 
(5) Artikel II § 27 Nr. 1 und die Streichung des 

§ 1569 b der Reichsversicherungsordnung treten mit 
Wirkung vom 1. Juli 1977 in Kraft. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Dritter Abschnitt 

Schlußvorschriften 

§ 34 
Berlin-Kläusel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleistungsgesetzes auch im Land Ber-
lin. Rechtsverordnungen, die aufgrund dieses Geset-
zes erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 35 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar -1981 in Kraft, 
soweit in den Absätzen 2 bis 5 nichts anderes be-
stimmt ist. Mit dem Inkrafttreten treten alle entge-
genstehenden oder gleichlautenden Vorschriften au-
ßer Kraft, insbesondere 

 1. unverändert 

2. die Verfahrensordnung für die Ausschüsse der 
Angestelltenversicherung in der im Bundesge-
setzblatt Teil III, Gliederungsnummer 827-2, ver-
öffentlichten bereinigten Fassung, 

3. die Verordnung zu § 157 des Arbeitsförderungs-
gesetzes vom 23. Februar 1973 (BGBl. I S. 133), 
zuletzt geändert durch die Zweite Verordnung 
vom 28. Juli 1975 (BGBl. I S. 2084). 
(2) Artikel I §§ 42 bis 47 ist erstmals anzuwenden, 

wenn nach dem 31. Dezember 1980 ein Verwaltungs- 
akt aufgehoben wird. Dies gilt auch dann, wenn der 
aufzuhebende Verwaltungsakt vor dem 1. Januar 
1981 erlassen worden ist. Ausgenommen sind jedoch 
solche Verwaltungsakte in der Sozialversicherung, 
die bereits bestandskräftig waren und bei denen 
auch nach § 1744 der Reichsversicherungsordnung 
in der vor dem 1. Januar 1981 geltenden Fassung 
eine neue Prüfung nicht vorgenommen werden 
konnte: 

(2 a) Artikel II § 4 Nr. 6 a bis 6 c tritt mit Wir-
kung vom 1. November 1977 in Kraft. 

(3) unverändert 

(4) Artikel II § 26 Nr. 2 tritt am Tage nach der 
Verkündung in Kraft. 

(5) Artikel II § 12 Nr. 01 tritt mit Wirkung vom 
1. Juli 1978, Artikel II § 27 Nr. 1 und die Streichung 
des § 1569 b der Reichsversicherungsordnung treten 
mit Wirkung vom 1. Juli 1977 in Kraft. 
(6) Artikel II § 32 Nr. 3 tritt mit Wirkung vom 

1. Juli 1979 in Kraft. Artikel II § 32 Nr. 4 gilt nur 
für die Fälle, in denen Ausgleichsleistungen erstmals 
für Zeiten nach dem 30. Juni 1980 bewilligt werden. 
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Bericht des Abgeordneten Gansel 

I. Allgemeines 

1. 

Der Deutsche Bundestag hat den von der Bundes-
regierung eingebrachten Entwurf eines Sozialge-
setzbuchs — Verwaltungsverfahren — (Drucksa-
che 8/2034) in seiner 107. Sitzung am 28. September 
1978 in erster Lesung beraten und dem Ausschuß für 
Arbeit und Sozialordnung federführend, dem Innen-
ausschuß, dem Rechtsausschuß, dem Ausschuß für 
Jugend, Familie und Gesundheit, dem Ausschuß für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau und dem 
Ausschuß für Bildung und Wissenschaft mitbera-
tend sowie dem Haushaltsausschuß mitberatend 
und gemäß § 96 der Geschäftsordnung überwiesen. 
Der Innenausschuß hat in seiner Sitzung .am 
23. April 1980 zu dem Gesetzentwurf Stellung ge-
nommen und dabei einige Änderungen vorgeschla-
gen, auf die in den Erläuterungen der einzelnen 
Vorschriften eingegangen wird. 

Außerdem haben der Ausschuß für Jugend, Familie 
und Gesundheit am 19. März 1980, der Ausschuß für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau am 16. April 
1980 und der Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 
am 30. Mai 1979 und am 17. Januar 1980 einige 
Änderungen empfohlen, auf die ebenfalls in Ab-
schnitt II. dieses Berichtes eingegangen wird. Der 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat seine 
Beschlüsse vorbehaltlich der Stellungnahme des mit-
beratenden Haushaltsausschusses gefaßt. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat am 
7. Februar 1979 ein Informationsgespräch mit dem 
Bundesbeauftragten für den Datenschutz geführt so-
wie in nichtöffentlichen Informationssitzungen am 
14. März 1979 zum Schutz der Sozialdaten und am 
16. April 1980 zu den Regelungen über die Verbes-
serung der Nahtlosigkeit von Sozialleistungen die 
betroffenen Verbände und Organisationen gehört. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat den 
Gesetzentwurf in seiner Sitzung am 13. Mai 1980 
abschließend beraten, nachdem er sich in neun vor-
angegangenen Sitzungen seit dem 18. November 
1978 damit befaßt hatte. Auf Grund von Anträgen 
der Koalitionsfraktionen hat der Entwurf erhebliche 
Erweiterungen erfahren. Die Vorschrift über das So-
zialgeheimnis — § 35 des Allgemeinen Teils SGB — 
wurde neu gefaßt und dem Entwurf ein Zweites Ka-
pitel über den Schutz der Sozialdaten hinzugefügt, 
das die Geheimhaltung im Bereich der Soziallei-
stungsträger umfassend regelt. Außerdem wurde ei-
ne Reihe von anstehenden sozialpolitischen Proble-
men in weiteren Ergänzungen, die auf Anträgen der 
Koalitionsfraktionen beruhen, einer gesetzlichen 
Regelung zugeführt. Von besonderer Bedeutung ist 
die sogenannte „Nahtlosigkeit" zwischen den Lei-
stungen nach dem Arbeitsförderungsgesetz einerseits 

und denen der Renten- und Krankenversicherung an-
dererseits. Auf interfraktionellen Antrag ist im Be-
reich der Krankenversicherung die Senkung des 
Alters für Krebs-Vorsorgeuntersuchungen vorge-
sehen worden. Diese Ergänzungen werden bei den 
einzelnen Vorschriften besonders erläutert. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat den 
Entwurf in der vorstehenden Fassung zusammen mit 
einer Entschließung zum Schutz der Sozialdaten ohne 
Gegenstimmen bei drei Enthaltungen von Abgeord-
neten der Fraktion der CDU/CSU angenommen. 

2. 

Der Gesetzentwurf enthält die dritte Stufe einer 
umfassenden Kodifikation des Sozialrechts, die in 
der Regierungserklärung vom 28. Oktober 1969 an-
gekündigt wurde. Er hat in seinem Ersten Kapitel, 
dem Verwaltungsverfahren, das Ziel, das in zahlrei-
chen Gesetzen zersplitterte, aus unterschiedlicher 
Tradition stammende und daher unterschiedliche 
Verwaltungsverfahrensrecht für die Sozialleistungs-
träger in einem Gesetz nach einheitlichen Gesichts-
punkten zusammenzufassen. Das Verwaltungsver-
fahrensrecht soll ebenso wie der Allgemeine Teil 
und die Gemeinsamen Vorschriften für die Sozial-
versicherung auch hier zum besseren Verständnis 
des Bürgers beitragen, dessen Rechtsstellung stär-
ken, die Rechtsanwendung durch Verwaltung und 
Rechtsprechung erleichtern und die Rechtssicher-
heit fördern. Entsprechend dieser Zielsetzung wer-
den in der vorliegenden Neuordnung des Verwal-
tungsverfahrensrechts die bestehenden Vorschrif-
ten bereinigt, aktualisiert, vereinfacht und soweit 
wie möglich harmonisiert. Bei der Ausgestaltung 
des Entwurfs wurde von § 2 Abs. 2 Nr. 1 und 4 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes ausgegangen, der 
die Bereiche des Sozialgesetzbuchs „von der Gel-
tung dieses Gesetzes" ausgenommen hat. Es hat sich 
gezeigt, daß es nicht einfacher, zweckmäßiger und 
klarer ist, nur die Besonderheiten des sozialrecht-
lichen Verfahrens im Sozialgesetzbuch zusammen-
zufassen und im übrigen das Verwaltungsverfah-
rensgesetz gelten zu lassen. Der Ausschuß für Ar-
beit und Sozialordnung ist einhellig dem Aufbau des 
Entwurfs gefolgt. Die mitberatenden Ausschüsse ha-
ben ihn nicht in Frage gestellt. Bei den Änderungs-
anträgen hat der Ausschuß für Arbeit und Sozial-
ordnung darauf geachtet, die Abweichungen auf das 
Maß zu beschränken, das aus sozialpolitischen Not-
wendigkeiten heraus erforderlich war. 

Entsprechend der großen praktischen Bedeutung lag 
der Schwerpunkt der Arbeit bei den Vorschriften 
über die Rücknahme von rechtswidrigen Verwal-
tungsakten, über die Aufhebung eines Verwaltungs-
aktes bei Änderungen der Verhältnisse und über 
die Erstattung zu Unrecht erbrachter Leistungen 
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(§§ 42 ff.). Der Vertrauensschutz des einzelnen wur-
de nur für die Fälle ausdrücklich ausgeschlossen, 
in denen ihm Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur 
Last fällt. Die Frist für eine Rücknahme fehlerhafter 
begünstigender Verwaltungsakte wurde auf zwei 
Jahre verkürzt. Nur bei Vorliegen von Vorsatz und 
grober Fahrlässigkeit darf ein rechtswidriger be-
günstigender Verwaltungsakt mit Wirkung für die 
Vergangenheit zurückgenommen werden. Als Folge 
dieser Änderungen wurde geregelt, daß dem Betrof-
fenen nicht die Einrede der fehlenden Bereicherung 
zusteht. 

3. 

Die Koalitionsfraktionen haben im Ausschuß An-
träge zu einer grundlegenden Neuregelung des So-
zialgeheimnisses eingebracht. Auf diese Aufgabe 
hatte der Bundesrat mit einem Novellierungsvor-
schlag besonders hingewiesen. Das Ziel der Erör-
terungen war hierbei, eine abschließende, mög-
lichst Generalklauseln vermeidende Regelung für 
den Schutz der Sozialdaten unter Anlehnung an das 
Bundesdatenschutzgesetz zu erarbeiten. Das Ergeb-
nis der sehr eingehenden Beratungen war die Neu-
fassung des § 35 des Allgemeinen Teils SGB als 
Grundnorm für den Schutz des Sozialgeheimnisses 
und die Schaffung eines Zweiten Kapitels im Zehn-
ten Buch SGB mit 18 Vorschriften über die Geheim-
haltung und den Schutz der Sozialdaten bei der Da-
tenverarbeitung (§§ 65 ff.). Die Brücke zwischen der 
Grundnorm im Allgemeinen Teil und den einzelnen 
Regelungen wird durch die Verweisung in § 35 
Abs. 2 des Allgemeinen Teils geschlagen. Leitlinie 
für den gesamten Regelungskomplex war das Be-
streben, daß niemand dadurch, daß er der Sozial-
versicherung angehört oder sonst Ansprüche auf 
Sozialleistungen hat, mehr als andere Bürger der 
Preisgabe seiner personenbezogenen Daten ausge-
setzt werden darf (vgl. Protokoll der 35. Sitzung des 
Ausschusses am 15. März 1978). Mit dieser Leitlinie 
waren die Notwendigkeiten zur Zusammenarbeit 
der Leistungsträger und ähnlicher Stellen und die 
Erfordernisse der Amtshilfe in Einklang zu bringen. 
Zum Schutz der Ansprüche von Unterhaltsberech-
tigten wurde eine besondere Offenbarungsbefugnis 
geschaffen. Die Mitteilung von personenbezogenen 
Daten für Forschung oder Planung wurde einem 
strengen Genehmigungsverfahren unterworfen. Die 
Offenbarung besonders „empfindlicher" Daten wie 
z. B. medizinischer Befunde wurde zusätzlich einge-
schränkt. 

Das Bundesdatenschutzgesetz ist ein Auffanggesetz, 
das dem speziellen Datenschutz in den jeweiligen 
Fachgesetzen Raum gelassen hat. Die erforderlichen 
bereichsspezifischen Ergänzungen für die Sozial-
daten sind im Zweiten Abschnitt des Zweiten Kapi-
tels (§§ 76 ff.) getroffen worden. Demgegenüber hat 
die CDU/CSU-Fraktion im Ausschuß für Arbeit und 
Sozialordnung und im Innenausschuß die Auffas-
sung vertreten, das Bundesdatenschutzgesetz be-
dürfe keiner Erweiterung des Anwendungsbereiches, 
da der Datenschutz für die in § 35 genannten Stel-
len ausreichend im Bundesdatenschutzgesetz bzw. 
für die landesunmittelbaren Sozialleistungsträger in 

den Landesdatenschutzgesetzen geregelt sei. Sie hat 
außerdem die Ansicht vertreten, die §§ 65 ff. des 
Zehnten Buches als §§ 35 a bis § 35 o nach § 35 im 
Ersten Buch anzufügen, da die gesamten Vorschrif-
ten in einem engen Zusammenhang stünden. Auf 
weitere Einzelheiten der Änderungsanträge der 
CDU/CSU-Fraktion wird bei den einzelnen Vor-
schriften eingegangen. 

4. 

Die Fraktion der CDU/CSU hat bei der Einzelabstim-
mung den Vorschriften des Gesetzentwurfs ganz 
überwiegend zugestimmt, mit Ausnahme einiger 
Regelungen im wesentlichen zum Sozialdatenschutz 
— siehe oben 3. —. Die von der Fraktion der CDU/ 
CSU eingebrachten Anträge zum Beitragseinzugs

-

recht für die Ersatzkassen sind vom Ausschuß mit 
Mehrheit abgelehnt worden. 

II. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zur Begründung der einzelnen Vorschriften wird, 
soweit sie im Verlauf der Ausschußberatungen 
keine Änderung oder Ergänzung erfahren haben, 
auf den Regierungsentwurf — Drucksache 8/2034 — 
verwiesen. Hinsichtlich der vom Ausschuß für Ar-
beit und Sozialordnung abgeänderten und neu ein-
geführten Vorschriften ist folgendes zu bemerken: 

Zu Artikel I 

Zur Überschrift des Zehnten Buches 

Die Änderung war aus zwei Gründen. erforderlich: 
Zum einen ist ein neues Zweites Kapitel mit der 
Überschrift „Schutz der Sozialdaten" geschaffen 
worden (vgl. Artikel I §§ 65 ff.). Zum anderen soll 
die Überschrift des künftigen, noch zu erstellenden 
Dritten Kapitels des Zehnten. Buches „Zusammen-
arbeit der Leistungsträger und ihre Beziehungen zu 
Dritten" lauten. 

Zu § 2 — Örtliche Zuständigkeit — 

Die  Änderung von Absatz 1 Satz 1 und 3 dient der 
Klarstellung. Sie beruht auf einem Vorschlag des 
Bundesrates, dem auch die Bundesregierung zuge-
stimmt hat. 

§ 2 findet im Bereich der Sozial- und Jugendhilfe 
wegen deren ausdrücklichen Regelungen der sach-
lichen und örtlichen Zuständigkeit (vgl. insbeson-
dere §§ 97 bis 100 BSHG sowie §§ 11, 30, 70 JWG) 
keine Anwendung. 

Zu § 4 — Voraussetzungen und Grenzen der Amts

-

hilfe — 

Die  Änderung in Absatz 2 Satz 2 stellt für die Sätze 
1 und 2 eine Übereinstimmung in der Wortwahl her 
und dient damit der Stärkung des Geheimnisschut-
zes. 
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Die Änderung in Absatz 5 Satz 2 dient der Klarstel-
lung.  Sie beruht auf einem Vorschlag des Bun-
desrates, dem auch die Bundesregierung zuge-
stimmt hat. 

Zu § 7 — Kosten der Amtshilfe — 

Die Änderung in Absatz 1 Satz 2 hat zum Ziel, daß 
nur im Bereich der Sozialversicherung eine Erstat-
tung der Auslagen dann nicht erfolgen soll, wenn 
im Einzelfall 150 Deutsche Mark nicht überstiegen 
werden. Eine Anhebung der Grenze, bis zu der eine 
Erstattung der Auslagen nicht erfolgt, ist nur im 
Sozialversicherungsbereich, insbesondere wegen der 
dort erstellten Gutachten, gerechtfertigt. 

Zu § 13 — Bevollmächtigte und Beistände — 

Die  Änderung in Absatz 3 Satz 1 und 3 trägt einem 
Bedürfnis der Praxis, insbesondere im Kriegsopfer- 
und Rentenrecht, Rechnung. Der vor allem von den 
Kriegsopfer- und Rentnerverbänden vertretene Per-
sonenkreis macht es notwendig, daß in jedem Falle 
der Bevollmächtigte unterrichtet wird. Einer Emp-
fehlung des Innenausschusses, es bei der Regie-
rungsfassung zu belassen, konnte deshalb nicht ent-
sprochen werden. 

Durch die Anfügung nach Satz 3 in Absatz 3 wird 
sichergestellt, daß das Recht des einzelnen Sozial-
leistungsempfängers, sich durch die Behörde un-
mittelbar ohne Dazwischenschalten einer dritten 
Person unterrichten zu lassen, wegen der elemen-
taren Bedeutung, die die Entscheidung von Sozial-
behörden für das Leben des einzelnen hat, nicht be-
schnitten wird. Der Beteiligte muß, wenn er es will, 
auch selbst von der Behörde unterrichtet werden. 
Aus diesem Grunde ist der Empfehlung des Innen-
ausschusses, es beim Regierungsentwurf zu belas-
sen, nicht gefolgt worden. 

Die Änderung in Absatz 6 Satz 1 dient der Anglei-
chung an § 14 Abs. 6 des Verwaltungsverfahrens-
gesetzes (VwVfG). 

Die Änderung beruht auf einem Vorschlag des 
Bundesrates, dem auch die Bundesregierung zuge-
stimmt hat. 

Wegen der Bedeutung der Zurückweisung eines Be-
vollmächtigten oder Beistandes für  die Beteiligten 
ist die Änderung in Absatz 7 Satz 1 erforderlich. 
Der Empfehlung des Innenausschusses, es beim Re-
gierungsentwurf zu belassen, ist deshalb nicht ge-
folgt worden. 

Zu § 19 — Amtssprache — 

Die  Änderungen in Absatz 2 Satz 1 und 3 und in 
Absatz 4 Satz 1 bringen im Interesse der Rechtsklar-
heit eine notwendige Übereinstimmung der Fristen. 
Die Änderung beruht auf einer Anregung des Bun-
desrates. 

Die Änderung von Absatz 2 Satz 4 ist erforderlich, 
damit die Befugnis zur vertraglichen Regelung nicht 
von der Häufigkeit der Heranziehung der Dolmet-
scher und Übersetzer abhängig gemacht wird. Aus 

Gründen der  Fl exibilität wird die  bisherige Praxis  

aufrechterhalten. 

Nach § 20  

Die Einführung einer Vorschrift, wie sie in § 25 
Satz 1 VwVfG (Beratung, Auskunft) besteht, ist 
im Zehnten Buch SGB nicht notwendig, weil die 
im VwVfG geregelte Hinweispflicht bereits durch 
§§ 14 und 16 Abs. 3 des Ersten Buches SGB geregelt 
ist. 

Zu § 21 — Beweismittel — 

Die  Änderung von Absatz 3 Satz 2 ist erforderlich, 
damit die Pflicht zur Erstattung von Gutachten nicht 
über die in § 407 ZPO vorgesehene Pflicht hinaus-
geht. 

Die Änderung von Absatz 3 Satz 4 ist aus den glei-
chen Gründen wie die Änderung von § 19 Abs. 2 
Satz 4 erforderlich. 

Zu § 23 a — Anhörung Beteiligter — 

Diese Vorschrift entspricht § 34 des Ersten Buches 
Sozialgesetzbuch. Aus Gründen des Sachzusammen-
hangs ist die Vorschrift nunmehr in das Verwal-
tungsverfahrensrecht eingestellt worden. Das ent-
spricht einem Vorschlag des Bundesrates. 

Zu § 24 — Akteneinsicht durch Beteiligte — 

Durch die Umstellung der Absätze 2 und 3 wird 
eine bessere Übersicht erreicht. 

Die Änderung von Absatz 2 stellt sicher, daß der 
Beteiligte trotz Eröffnung durch einen Arzt selbst 
in die Akten einsehen kann, auch wenn diese weit

-

tragende Angaben über den Gesundheitszustand 
enthalten. 

Die Änderung von Absatz 3 bringt eine notwendige 
Anpassung an die speziellen Bedürfnisse der Sozial-
leistungsverwaltung. Auch eine auf Bitten des In-
nenausschusses vorgenommene Prüfung, ob nicht 
doch wie im Regierungsentwurf in Absatz . 3 auch 
das Wohl des Bundes oder eines Landes berück-
sichtigt werden sollte, hat zu keinem Wegfall des 
Änderungsvorschlags geführt. Der Akteninhalt z. B. 
bei den Landesversicherungsanstalten, Ortskranken-
kassen oder ähnlichen Trägern ist nicht geeignet, 
daß durch sein Bekanntwerden das Wohl des Bun-
des oder eines Landes gefährdet werden könnte. 
Weder das Bundesarbeitsministerium noch das Bun-
desinnenministerium sind in der Lage gewesen, 
einschlägige Beispielfälle zu nennen. 

Hinsichtlich der Auskunft für in Dateien gespei-
cherte Daten wird auf den neu eingestellten § 76 
verwiesen, wodurch auch § 13 des Bundesdaten-
schutzgesetzes Anwendung findet. 

Nach § 26 a — Wiederholte Antragstellung — 

Aufgrund der Einfügung dieser Vorschrift sollen in 
Zukunft dann Rechtsnachteile vermieden werden, 
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wenn ein Berechtigter in Erwartung eines positiven 
Bescheides einen Antrag auf andere Sozialleistungen 
nicht gestellt hat. Die Einfügung beruht auf einer 
Bitte des Bundesrates, zu dem hier geschilderten 
Problem einen Lösungsvorschlag zu machen. 

Zu § 31 — Bestimmtheit und Form des Verwaltungs-
aktes — 

Durch die Ergänzung von Absatz 3 wird erreicht, 
daß für den Empfänger eines Verwaltungsaktes stets 
erkennbar ist, wer für den Verwaltungsakt verant-
wortlich zeichnet. 

Zu § 32 — Zusicherung — 

Die Änderung von Absatz 2 ist eine Folgeänderung 
zur Änderung von § 39 Abs. 1. 

Zu § 33 — Begründung des Verwaltungsaktes — 

Die  Änderung in Absatz .1 Satz 3 trägt der Recht-
sprechung des Bundessozialgerichts Rechnung, wo-
nach eine Ermessensentscheidung, die. die Gesichts-
punkte für die Ausübung des Ermessens nicht er-
kennen läßt, aufzuheben ist. Aus diesem Grunde 
konnte der Empfehlung des Innenausschusses, es 
insoweit bei der Fassung des Regierungsentwurfs 
zu belassen, nicht entsprochen werden. 

Die Anfügung des Absatzes 3 trägt dem berechtigten 
Interesse des Bürgers an einer umfassenden Infor-
mation über den Verwaltungsakt Rechnung. 

Zu § 35 — Bekanntgabe des Verwaltungsaktes — 

Die Änderung in Absatz 1 Satz 2 war aus denselben 
Gründen wie die Änderung-zu § 13 Abs. 3 Satz 1 und 
3 erforderlich. Der Empfehlung des Innenausschus-
ses, der in Absatz 1 Satz 2 die Regierungsfassung 
wiederhergestellt wissen wollte, konnte auch hier 
nicht gefolgt werden. 

Absatz 1 Satz 3 ist wegen Entbehrlichkeit gestri-
chen worden. Dies entspricht einem Vorschlag des 
Bundesrates, dem auch die Bundesregierung zuge-
stimmt hat. 

Durch die Änderung von Absatz 4 Satz 1 ist der 
Text klarer gefaßt worden. Der Bundesrat hat einen 
entsprechenden Vorschlag gemacht, dem die Bun-
desregierung auch zugestimmt hat. 

Zu § 39 — Heilung von Verfahrens- und Formfeh-
lern — 

Die Anfügung von Absatz 1 Nr. 6 war aus folgendem 
Grunde geboten: Wenn die unterlassene Anhörung 
eines Beteiligten (Nummer 3) oder eine unterblie-
bene Mitwirkung einer anderen Behörde (Nummer 5) 
geheilt werden kann, ist nicht einzusehen, warum 
dies nicht auch für die unterlassene Heranziehung 
eines Beteiligten gelten soll. Der Empfehlung des 
Innenausschusses, der sich für die Beibehaltung 
des Regierungsentwurfs aussprach, ist deshalb nicht 
gefolgt worden. 

Die Änderung von Absatz 2 ist eine Folgeänderung 
zu der Änderung von Absatz 1. 

Mit der Anfügung von Absatz 4 wird sicherge-
stellt, daß eine unterbliebene Rechtsbehelfsbeleh-
rung (§ 34) nicht zur Rechtswidrigkeit des Verwal-
tungsaktes führt. Vielmehr ergibt sich die Rechts-
folge aus § 58 VwGO bzw. § 66 SGG, wonach bei 
Fehlen einer Rechtsbehelfsbelehrung die Frist zur 
Einlegung des Rechtsbehelfs ein Jahr beträgt. 

Zu § 40 — Folgen von Verfahrens- und Formfeh-
lern — 

Die Anfügung von Satz 2 trägt der ständigen Recht-
sprechung des Bundessozialgerichts Rechnung (vgl. 
z. B. Urteil vom 31. Oktober 1978 — 2 RU 39/78 —, 
Urteil vom 2. Mai 1979 — 2 RU 9/79). Mit der ge-
setzlichen Festlegung (§ 34 des Ersten Buches So-
zialgesetzbuch, nunmehr § 23 a des Zehnten Buches 
Sozialgesetzbuch) des zum Grundrecht erhobenen 
Grundsatzes des rechtlichen Gehörs (Artikel 103 
Abs. 1 GG) im Verfahren der Sozialverwaltung ist 
der in Rechtsprechung und Rechtslehre vertretenen 
Auffassung Rechnung getragen worden, daß es mit 
Rücksicht auf das auch die Verwaltung verpflich-
tende Rechtsstaatsprinzip und damit im Kern zur 
Wahrung der Menschenwürde geboten ist, das recht-
liche Gehör im Verwaltungsverfahren jedenfalls 
dann zu geben, wenn in die Rechte eines Beteiligten 
eingegriffen werden soll. 

Zu § 41 — Umdeutung eines fehlerhaften Verwal-
tungsaktes — 

Die  Änderung beruht darauf, daß § 34 des Ersten 
Buches nunmehr in das Zehnte Buch als § 23 a ein-
gestellt worden ist. 

Zu § 42 — Rücknahme eines rechtswidrigen nicht 
begünstigenden Verwaltungsaktes — 

Durch die Änderung von Absatz 1 Satz 1 wird 
klargestellt, daß der Verwaltungsakt nur aufgeho-
ben wird, soweit sich ergibt, daß die Behörde falsch 
gehandelt hat. Ansonsten bleibt der Verwaltungsakt 
bestehen. 

Die Änderung von Absatz 1 Satz 2 dient der Ver-
einfachung. Es wird nunmehr nur noch der wichtig-
ste Fall erfaßt. 

Die Änderung von Absatz 2 bringt eine Klarstellung. 

Die Anfügung von Satz 2 in Absatz 4 vereinfacht 
das Verfahren. Der neue Satz 3 von Absatz 4 be-
wirkt, daß sich bei einer Rücknahme aufgrund eines 
Antrags Verzögerungen nicht zum Nachteil des Lei-
stungsberechtigten auswirken. 

Zu § 43 — Rücknahme-eines rechtswidrigen begün-
stigenden Verwaltungsaktes —

Aufgrund der Änderung von Absatz 2 Satz 3 Nr. 2 
führt nur noch die vorsätzlich oder grob fahrläs-
sig falsche Angabe zum Verlust des Vertrauens-
schutzes. Es wird zusammen mit Absatz 4 verhin-
dert, daß im Sozialleistungsbereich ein nicht mehr 
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anfechtbarer rechtswidriger begünstigender Verwal-
tungsakt bei schuldlos falschen Angaben oder bei 
einfacher Fahrlässigkeit für die Vergangenheit zu-
rückgenommen werden kann. Die Neufassung bringt 
insofern keine wesentliche materielle Änderung, 
weil in § 48 Abs. 1 des Regierungsentwurfs für die 
Erstattung des Geleisteten ohnehin die grobe Fahr-
lässigkeit vorgesehen war. 

Die Ergänzung von Absatz 2 Satz 3 Nr. 3 soll die 
Rechtsanwendung erleichtern helfen. Die Definition 
der groben Fahrlässigkeit entspricht der allgemein 
anerkannten Standarddefinition des Bundesgerichts-
hofs. 

Die Leistungsträger haben aufgrund der geänderten 
Nummern 2 und 3 von Absatz 2 Satz 3 in ihren Pro-
grammen und Formularen in Zukunft verstärkt auf 
Meldepflichten etc. des einzelnen aufmerksam zu 
machen. 

Absatz 2 Satz 3 Nr. 4 konnte gestrichen werden, 
weil eine besondere Regelung im Falle von ruhen-
den oder weggefallenen Leistungen nicht erforder-
lich erschien. Hat der Empfänger eine ruhende oder 
weggefallene Leistung erhalten und kannte er die 
Rechtswidrigkeit oder war ihm aus grober Fahrläs-
lässigkeit die Kenntnis der Rechtswidrigkeit entgan-
gen, greift bereits Absatz 2 Satz 3 Nr. 3. 

Die Streichung von Absatz 2 Satz 4 und Neufassung 
von Absatz 4 bewirken, daß ein rechtswidriger be-
günstigender Verwaltungsakt nur noch unter den 
in Absatz 4 genannten Fällen für die Vergangenheit 
zurückgenommen werden kann. Fehler der Verwal-
tung sollen im Interesse des sozialen Schutzes nicht 
zu Lasten des Begünstigten gehen, wenn diesen nicht 
Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit trifft. 

Durch die Änderung von Absatz 3 Satz 1 wird die 
Rücknahmemöglichkeit im Interesse des Vertrau-
ensschutzes und der Rechtssicherheit weiter redu-
ziert. Eine Zwei-Jahresfrist gibt es im anderen Zu-
sammenhang bereits in der Unfallversicherung (§ 622 
Abs. 2 RVO). 

Entsprechend der Änderung von Absatz 3 Satz 1 
hat auch die Änderung von Absatz 3 Satz 3 zum 
Ziel, die Rücknahme von Verwaltungsakten ab einer 
gewissen Zeit im Interesse der Rechtssicherheit 
nicht mehr zuzulassen. 

Der neue Satz 3 legt deshalb fest, daß in den dort 
genannten Fällen nach Ablauf von zehn Jahren der 
Verwaltungsakt in seinem Bestand nicht mehr an-
gegriffen werden kann. Lediglich bei Vorliegen von 
Wiederaufnahmegründen entsprechend § 580 der 
Zivilprozeßordnung soll es nach Absatz 3 Satz 2 
bei der im Regierungsentwurf vorgesehenen zeitlich 
unbeschränkten Rücknahmemöglichkeit verbleiben. 
Was im Rahmen des Gerichtsverfahrens möglich ist, 
muß auch im Verwaltungsverfahren zulässig sein. 
Von dem neuen Satz 2 werden auch die in Nummer 
1 von Absatz 2 Satz 3 angesprochenen Fälle erfaßt. 

Zu § 46 — Aufhebung eines Verwaltungsaktes mit 
Dauerwirkung bei Änderung der Verhält-
nisse — 

Der neue Absatz 1 a stimmt bis auf eine Abwei

-

chung mit dem gestrichenen Absatz 1 Satz 2 über- 

ein. Abweichend vom bisherigen Absatz 1 Satz 2 
wird bei der Neufassung vermieden, daß sich eine 
Änderung der Rechtsprechung des zuständigen ober-
sten Gerichtshofs zum Nachteil des Berechtigten 
auswirkt. Dies entspricht der heute schon im Ver-
waltungsverfahrensrecht der Kriegsopferversorgung 
geltenden Rechtslage (vgl. § 40 Abs. 2 KOV-VerfG). 
Der neue Absatz 1 a stellt weiterhin sicher, daß § 42 
neben § 46 anwendbar ist. Aufgrund der Streichung 
von Absatz 1 Satz 2 verliert das Verbindungswort 
„auch" in Absatz 1 Satz 3 seinen Sinn. Es ist des-
halb gestrichen worden. 

Durch die Änderung von Absatz 1 Satz 3 Nr. 2 er-
folgt eine Anpassung an die Änderung in § 43 Abs. 3 
Satz 2 Nr. 2. 

Die Änderung von Absatz 1 Satz 3 Nr. 4 bringt eine 
Anpassung an die Änderung in § 43 Abs. 2 Satz 3 
Nr. 3. 

Die Änderung von Absatz 2 dient der Verdeutli-
chung. Eine inhaltliche Veränderung gegenüber dem 
Regierungsentwurf ist dadurch nicht erfolgt. 

Die Änderung von Absatz 3 ist wegen der Neufas-
sung von § 43 Abs. 3 und 4 erforderlich geworden. 

Zu § 48 — Erstattung zu Unrecht erbrachter Lei-
stungen — 

Die Änderung von Absatz 1 und 2 ist durch die Än-
derung in § 43 bedingt. Da nach § 43 rechtswidrige 
begünstigende Verwaltungsakte in der Regel für 
die Vergangenheit nur noch dann zurückgenommen 
werden können, wenn Vorsatz oder grobe Fahrläs-
sigkeit von seiten des Begünstigten im Spiele ist, ist 
es gerechtfertigt, daß in diesen Fällen die erbrachten 
Leistungen stets zu erstatten sind. Die Einrede des 
Wegfalls der Bereicherung erscheint hier nicht mehr 
sachgerecht. 

Der Änderungsantrag der CDU/CSU-Fraktion, einen 
neuen Absatz 2 a einzufügen, wonach bei Verwal-
tungsakten unter Vorbehalt eine Berufung auf den 
Wegfall der Bereicherung nicht zugelassen ist, ist 
von der Mehrheit des Ausschusses abgelehnt wor-
den, weil durch die Änderung von § 43 Abs: 2 Satz 3 
und § 48 Abs. 1 und 2 dem Petitum bereits Rechnung 
getragen worden ist. 

Zu § 58 — Unterwerfung unter die sofortige Voll-
streckung — 

Das Wort „zuständigen" konnte wegen Entbehrlich-
keit gestrichen werden. Die Streichung entspricht 
einem Vorschlag des Bundesrates, dem auch die 
Bundesregierung zugestimmt hat. 

Zu § 61 — Erstattung von Kosten im Vorver-
fahren —  

Die Streichung in Absatz 1 ist zur Vermeidung von 
überhöhten Anwaltsgebühren erforderlich gewesen. 

Zum Kassenarztrecht ist auf § 368 n Abs. 5 Satz 3 
RVO hinzuweisen, der aufgrund von § 1 Abs. 1 als. 
Sondervorschrift erhalten bleibt. 
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Zu § 62 — Kostenfreiheit — 

Die Ergänzung von Absatz 2 Satz 3 und die Num-
mern 4 und 5 ist zur Aufrechterhaltung des bisher 
geltenden Rechtszustands erforderlich gewesen 
(vgl. § 34 Abs. 1 Gesetz über das Verwaltungsver-
fahren in der Kriegsopferversorgung sowie § 26 Bun-
deskindergeldgesetz) . 

Zu § 63 —Zustellung — 

Die Änderung von Absatz 1 Satz 2 ist zur Aufrecht-
erhaltung des bisherigen Rechtszustandes erforder-
lich. 

Zu § 64 — Vollstreckung — 

Die Änderung in Absatz 2 ist zur Aufrechterhaltung 
des bisherigen Rechtszustandes notwendig. 

Die Änderung in Absatz 4 Satz 3 dient den prakti-
schen Erfordernissen im Bereich der Sozialverwal-
tung, insbesondere auf dem Gebiet der Kranken-
versicherung. Auch die Anfügung von Satz 4 in Ab-
satz 4 entspricht praktischen Erfordernissen. Zu-
gleich wird die Selbstverwaltung gestärkt. 

Vor § 65 — Geheimhaltung — 

Die  §§ 65 bis 75 knüpfen an den neugefaßten I § 35 
SGB (vgl. Artikel II § 26 Nr. 1) an. Die §§ 65 bis 74 
regeln abschließend die Fälle, in denen eine Offen- 
barring von Sozialdaten zulässig ist. § 75 legt dem 
Empfänger zum Schutz dieser Daten besondere Ver-
pflichtungen auf. 

Zu § 65 — Grundsatz — 

Die Vorschrift beschränkt die Befugnis zur Offen-
barung von Sozialdaten auf die Fälle der Einwilli-
gung des Betroffenen und der gesetzlichen Offen-
barungsbefugnis. 

Die Einwilligung ist als vorherige Zustimmung zu 
verstehen. Sie muß sich auf einen Einzelfall bezie-
hen, d. h. aus einem konkreten Anlaß auf konkret 
erkennbare Datenflüsse; Pauschalermächtigungen 
werden damit ausgeschlossen. Die Form entspricht 
der des § 3 BDSG. Bei der Prüfung der Frage, ob we-
gen „besonderer Umstände" eine andere Form als 
die Schriftform angemessen ist, ist ein strenger Maß-
stab anzulegen. 

Die Fälle der gesetzlichen Offenbarungsbefugnis 
sind in den §§ 66 bis 74 abschließend geregelt. An-
dere Vorschriften, insbesondere des gerichtlichen 
Verfahrens, greifen daneben nicht durch. 

Zu § 66 — Offenbarung im Rahmen der Amtshilfe — 

Die Vorschrift geht davon aus, daß eine erhöhte Ge-
heimhaltungspflicht, wie sie in I § 35 SGB statuiert 
wird, grundsätzlich auch im Rahmen der Amtshilfe 
zu beachten ist. Sie ermöglicht aber im Hinblick auf 
Artikel 35 des Grundgesetzes die Offenbarung eini-
ger „weniger empfindlicher" Sozialdaten. 

Absatz 1 legt fest, um welche Daten es sich dabei 
handelt. Es gelten die allgemeinen Amtshilfevoraus-
setzungen. Amtshilfeberechtigt sind auch die Ge-
richte. Zu beachten ist insbesondere, daß sich die 
Amtshilfe ihrem Wesen nach nur auf den Einzel-
fall beziehen darf, d. h. auf bestimmte Sozialdaten 
eines einzelnen Betroffenen, und daß auch im Rah-
men der Amtshilfe der Verfassungsgrundsatz der 
Verhältnismäßigkeit zu beachten ist. Außerdem ist 
eine Offenbarung nur zulässig, soweit kein Grund 
zur Annahme besteht, daß dadurch „schutzwürdige 
gelange des Betroffenen" (vgl. § 11 Satz 1 BDSG) 
beeinträchtigt werden. Solche Belange werden in 
der Regel beeinträchtigt, wenn der Betroffene ein 
aus seiner Sicht berechtigtes Interesse an der Ge-
heimhaltung hat. Keine Beeinträchtigung' ist anzu-
nehmen, wenn aus den besonderen Umständen ge-
schlossen werden darf, daß der Betroffene der Of-
fenbarung nicht widersprechen würde. Die Prüfung, 
ob schutzwürdige Belange des Betroffenen beein-
trächtigt werden können, ist immer eine Einzel-
fallprüfung für den jeweiligen Betroffenen. Unzu-
lässig ist daher z. B. die Offenbarung von Sozial-
daten einer ganzen Personengruppe im Rahmen von 
Ermittlungs- und Fahndungsverfahren, soweit hier-
bei die Beeinträchtigung schutzwürdiger Belange 
des einzelnen nicht individuell überprüft werden 
kann. Die Verschärfung des § 4 Abs. 3 soll sicher-
stellen, daß den in I § 35 SGB genannten Stellen 
nicht die Funktion von Ersatzmeldebehörden zu-
kommt. Daher wurde auch ein Antrag der CDU/ 
CSU-Fraktion, den letzten Satz zu streichen, von 
der Mehrheit des Ausschusses abgelehnt. 

Absatz 2 soll gewährleisten, daß die Voraussetzun-
gen des Absatzes 1 von den in I § 35 SGB genann-
ten Stellen sorgfältig geprüft werden. 

Zu § 67 — Offenbarung für die Erfüllung sozialer 
Aufgaben — 

Die Vorschrift beruht auf der Überlegung, daß die 
nach dem Sozialgesetzbuch erhobenen oder be-
kannt gewordenen Sozialdaten, von Ausnahmen ab-
gesehen, für die Erfüllung der sich aus diesem Ge-
setzbuch ergebenden Aufgaben bestimmt sind. In-
soweit berücksichtigt sie, daß diese Aufgaben nicht 
von einer einheitlichen Sozialverwaltung, sondern 
von einer Vielzahl verschiedener Stellen durchge-
führt werden. Außerdem trägt sie dem Umstand 
Rechnung, daß auch bestimmte andere Stellen oder 
Einrichtungen vergleichbare soziale Aufgaben ha-
ben. 

Absatz 1 Nr. 1 soll nicht nur die notwendigen Eigen-
ermittlungen ermöglichen. Die Regelung soll vor 
allem die ordnungsgemäße und reibungslose Zusam-
menarbeit der in I § 35 SGB genannten Stellen ge-
währleisten. Außerdem soll sie die Tatsachen-
ermittlung in gerichtlichen Streitigkeiten nach dem 
Sozialgesetzbuch erleichtern. Durch die Worte „so-
weit sie erforderlich ist" wird die Offenbarung auf 
die Sozialdaten beschränkt, die die genannten Stel-
len für die Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben 
unbedingt kennen oder mitteilen müssen. Dabei ist 
auch hier der Verfassungsgrundsatz der Verhältnis- 
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mäßigkeit zu beachten. Dies gilt insbesondere, 
wenn ein Leistungsträger im Rahmen von Eigen-
ermittlungen Dritten Informationen zugänglich ma-
chen muß, z. B. wenn bei einem Antrag auf Hilfe 
zum Lebensunterhalt Nachfragen bei den Unter-
haltsverpflichteten erforderlich sind, wobei der Be-
troffene im Rahmen der Beratung auf die Eigen-
ermittlungen hinzuweisen ist. Die in § 73 genannten 
Daten dürfen nur unter den dort genannten Vor-
aussetzungen offenbart werden. Als „gesetzliche 
Aufgabe nach dem Sozialgesetzbuch" ist jede Auf-
gabe anzusehen, die sich aus diesem Gesetzbuch 
ergibt. Sie muß nicht ausdrücklich als Aufgabe be-
nannt sein; es genügt vielmehr, daß für die Auf-
gaben eine gesetzliche Grundlage i. S. des IV § 30 
SGB vorhanden ist. Zu den gesetzlichen Aufgaben 
der Träger der gesetzlichen Krankenversiche-
rung im Rahmen des Beitragseinzugs gehört 
daher z. B. auch eine Strafanzeige oder eine 
Anzeige an die Gewerbeaufsichtsbehörde, wenn 
diese Maßnahmen zur Wahrung der Zahlungsdis-
ziplin oder zur Verhütung weiterer Schäden für die 
Versicherten(gemeinschaft) erforderlich sind. Nicht 
zu den gesetzlichen Aufgaben nach dem Sozial-
gesetzbuch gehören allerdings die reinen Verwal-
tungsfunktionen. Eine Offenbarung von Sozialdaten 
ist daher nicht befugt, wenn die in I § 35 SGB ge-
nannten Stellen die Daten in ihrer Eigenschaft als 
Arbeitgeber oder für den fiskalischen Bereich benö-
tigen. 

Absatz 1 Nr. 2 erlaubt gemäß Absatz 1 Nr. 1 auch die 
Datenverarbeitung im Auftrag nach § 77. Die Rege-
lung stellt klar, daß die Datenverarbeitung im Auf-
trag entgegen der Betrachtungsweise des § 2 Abs. 3 
Nr. 2 BDSG eine Offenbarung im Sinne des I § 35 
SGB darstellt, die nur unter den genannten Voraus-
setzungen zulässig ist. 

Absatz 1 Nr. 3 ermöglicht in Fällen, in denen die in 
I § 35 SGB genannten Stellen von dem Betroffenen 
in der Öffentlichkeit durch die Behauptung falscher 
Tatsachen zu Unrecht angegriffen worden sind, eine 
öffentliche Richtigstellung. Die Offenbarung bedarf 
der vorherigen Genehmigung des zuständigen Bun-
des- oder Landesministers oder seines allgemeinen 
Stellvertreters. Sie ist höchstpersönlich, um einen 
so tiefgreifenden Eingriff wie die Verbreitung von 
Sozialdaten einzelner in der Öffentlichkeit auf die 
sozialpolitisch bedeutsamen Fälle zu beschränken. 
Daher wurde ein Änderungsantrag der CDU/CSU-
Fraktion, die Genehmigung der Aufsichtsbehörde zu 
übertragen, von der Mehrheit des Ausschusses ab-
gelehnt. 
Absatz 2 trägt dem Umstand Rechnung, daß sich 
eine Reihe wichtiger sozialrechtlicher Regelungen 
nicht im Sozialgesetzbuch befinden. Er stellt daher 
die Stellen, die solche Regelungen durchzuführen 
haben, für die Erfüllung ihrer gesetzlichen oder 
sich aus einem Tarifvertrag ergebenden Aufgaben 
den in I § 35 SGB genannten Stellen gleich. Num-
mer 1 betrifft vor allem Fälle, in denen . Sozial-
leistungen nach anderen Gesetzen anzurechnen sind, 
Nummer 2 insbesondere Fälle, in denen Versor-
gungswerke, die Aufgaben aus einem Tarifvertrag 
erfüllen, für ihren Beitragseinzug auf die Hilfe der 
in I § 35 SGB genannten Stellen angewiesen sind. 

Zu § 68 — Offenbarung für die Erfüllung besonde-
rer gesetzlicher Mitteilungspflichten — 

Die Vorschrift regelt abschließend die Fälle, in de-
nen besondere gesetzliche Mitteilungspflichten dem 
Sozialgeheimnis vorgehen. Leitgedanke war der Ge-
sichtspunkt des erheblich überwiegenden öffentli-
chen Interesses. Aus Gründen der Rechtsklarheit 
und weil die Entscheidung der Frage, ob eine be-
sondere gesetzliche Mitteilungspflicht dem Sozial-
geheimnis vorgeht, dem Gesetzgeber vorbehalten 
bleiben soll, wurde auf eine Generalklausel verzich-
tet und statt dessen einer enumerativen Aufzählung 
der Vorzug gegeben. Ein Antrag der CDU/CSU-Frak-
tion, nach dem Wort „Mitteilungspflichten" das 
Wort „insbesondere" einzufügen, wurde von der 
Mehrheit dés Ausschusses abgelehnt, weil eine sol-
che Änderung dem Grundgedanken der Vorschrift 
zuwidergelaufen wäre. Der letzte Halbsatz soll klar-
stellen, daß sich eine Offenbarungsbefugnis nicht 
daraus ergibt, daß ein anderes Bundesgesetz oder 
ein Landesgesetz auf eine entsprechende Anwen-
dung der genannten Vorschriften verweist. 

Zu § 69 — Offenbarung für den Schutz der inneren 
und äußeren Sicherheit —  

Die Vorschrift dient ebenso wie § 68 dem präven-
tiven Schutz öffentlicher Interessen. Da die Aufga-
ben der Sicherheitsbehörden nicht in dem Sinn um-
fassend geregelt sind, , daß ihnen besondere gesetz-
liche Mitteilungspflichten (auch) der in I § 35 SGB 
genannten Stellen gegenüberstehen, war eine be-
sondere Regelung angezeigt. 

Absatz 1 legt fest, welchen Sicherheitsbehörden wel-
che Sozialdaten offenbart werden dürfen. Da die 
Aufgaben des Bundeskriminalamtes nicht nur den 
Präventivbereich betreffen, besteht Veranlassung, 
darauf hinzuweisen, daß § 69 im Verhältnis zu § 70 
insoweit als lex specialis anzusehen ist. Aus diesem 
Grund konnte auch der Generalbundesanwalt nicht 
einbezogen werden. Ein Antrag der CDU/CSU-Frak-
tion, auch die „Grenzschutzdirektionen und Polizei-
behörden" in den Katalog aufzunehmen, wurde von 
der Mehrheit des Ausschusses abgelehnt, weil für 
die Grenzschutzdirektionen kein entsprechendes In-
formationsbedürfnis nachgewiesen ist und ein Zu-
griff der Polizeibehörden auf die Sozialdaten nur im 
Rahmen des § 66 möglich sein soll. Durch die Worte 
„im Einzelfall" soll ebenso wie in § 66 durch die Be-
zugnahme auf die Amtshilfe erreicht werden, daß 
nur die Sozialdaten eines einzelnen Betroffenen of-
fenbart werden dürfen. Unzulässig ist daher z. B. ein 
Bandabgleich im Rahmen einer einen größeren Per-
sonenkreis umfassenden Aktion. Ein Antrag der 
CDU/CSU-Fraktion, die Worte „im Einzelfall" zu 
streichen, wurde demgemäß von der Mehrheit des 
Ausschusses abgelehnt. Im übrigen ist auch hier 
bei der Erforderlichkeitsprüfung der Verfassungs-
grundsatz der Verhältnismäßigkeit zu beachten. 

Absatz 2 regelt das Verfahren. Das Offenbarungs-
ersuchen darf nur von besonders qualifizierten Per-
sonen gestellt werden. Die Unterrichtungspflicht 
dient der politischen Kontrolle. Die Unterrichtung 
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muß nicht bei jedem einzelnen Offenbarungsersu-
chen geschehen; sie kann auch in angemessenen 
regelmäßigen Zeitabständen erfolgen. Bei der er-
suchten Stelle kann die erforderliche Entscheidung 
anders als in § 66 Abs. 2 nur von dem Behördenlei-
ter oder seinem allgemeinen Stellvertreter getroffen 
werden. 

Zu § 70 — Offenbarung für die Durchführung ei-
nes Strafverfahrens — 

Die Vorschrift geht davon aus, daß § 161 Strafpro-
zeßordnung, der insbesondere auch für den Richter 
gilt, nicht nur als Ausdruck der allgemeinen Amts-
hilfepflicht zu verstehen ist, sondern in seinem Kern 
auch an Artikel 92 Grundgesetz anknüpft, so daß 
eine über § 66 hinausgehende Regelung erforderlich 
ist. Sie trägt außerdem dem Gedanken Rechnung, 
daß der Schutz des Sozialgeheimnisses grundsätz-
lich nicht geringer sein darf als der des Steuerge-
heimnisses, vermeidet jedoch den Begriff der 
„schweren Vergehen gegen Leib und Leben oder den 
Staat und seine Einrichtungen" in § 30 Abs. 4 Nr. 5 
Abgabenordnung 1977 und trifft dafür eine differen

-

ziertere Regelung. 

Die Vorschrift unterscheidet zwischen der Aufklä-
rung von Verbrechen und der Aufklärung von Ver-
gehen. Für die Aufklärung von Verbrechen dürfen 
grundsätzlich alle Sozialdaten offenbart werden. 
Das gilt für die in § 73 genannten Daten allerdings 
nur unter den dort genannten Voraussetzungen. Für 
die Aufklärung von Vergehen ist nur die Offenba-
rung bestimmter Sozialdaten zulässig. Soweit diese 
sich mit den in § 66 genannten Sozialdaten decken, 
ist eine Offenbarung auch dann zulässig, soweit 
Grund zur Annahme besteht, daß hierdurch schutz-
würdige Belange des Betroffenen beeinträchtigt wer-
den. Auch hier ist im Rahmen der Erforderlichkeits-
prüfung der Verfassungsgrundsatz der Verhältnis-
mäßigkeit zu beachten. Dabei wird insbesondere 
die Höhe der Strafe, mit der das aufzuklärende Ver-
gehen bedroht ist, und das Interesse des Betroffenen 
an der Geheimhaltung privater und intimer Daten 
(vor allem im Hinblick auf eine etwaige öffentliche 
Verhandlung) zu berücksichtigen sein. Die Offenba-
rung bedarf einer richterlichen Anordnung. Der Aus-
schuß hat sich eingehend mit der Frage befaßt, ob 
auch der Staatsanwalt anordnungsbefugt sein soll. 
Im Hinblick auf die Weisungsgebundenheit des 
Staatsanwalts hat die Mehrheit des Ausschusses auf 
Antrag der CDU/CSU-Fraktion eine Erstreckung ab-
gelehnt. Die Vorschrift gilt auch für das Ermittlungs-
verfahren. 

Zu § 71 — Offenbarung bei Verletzung der Unter-
haltspflicht — 

Die Vorschrift beruht auf dem Gedanken, daß Unter-
haltsleistungen in ihrer sozialen Funktion den So-
zialleistungen, bei denen an die Stelle der Familie 
die Versichertengemeinschaft oder der Staat tritt, 
vergleichbar sind. Die Regelung soll ähnlich wie 
I § 48 SGB die Bedürftigkeit von Unterhaltsberechtig-
ten vermeiden. 

Nummer 1 erlaubt daher in Fällen der Verletzung 
der gesetzlichen Unterhaltspflicht und in den Fäl-
len des § 844 Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
für die Durchführung eines gerichtlichen Verfah-
rens oder eines Vollstreckungsverfahrens eine Of-
fenbarung vor allem der Einkommensverhältnisse 
des Unterhaltsverpflichteten. Auskunftsberechtigt 
ist nur das Gericht. Privatpersonen können nur unter 
den Voraussetzungen der Nummer 2 Auskunft er-
halten; im Rahmen eines gerichtlichen Verfahrens 
oder eines Vollstreckungsverfahrens sind sie auf 
entsprechende Beweisanträge oder Anregungen an 
das Gericht beschränkt. 

Nummer 2 läßt eine Offenbarung gegenüber Privat-
personen, um einen Mißbrauch dieser Regelung 
möglichst zu vermeiden, nur zu, soweit der Unter-
haltsverpflichtete nach den Vorschriften des Bür-
gerlichen Rechts auskunftspflichtig ist, und nur 
dann, wenn der Auskunftspflichtige zuvor mit dem 
ausdrücklichen Hinweis gemahnt wurde, daß die in 
I § 35 SGB genannten Stellen offenbarungsbefugt 
werden, wenn er seiner gesetzlichen Pflicht nicht 
nachkommt. Die Voraussetzungen der Nummer 2 
sind den in I § 35 SGB genannten Stellen gegenüber 
nachzuweisen. 

Zu § 72 — Offenbarung für die Forschung oder 
Planung — 

Die Vorschrift berücksichtigt unter besonderer Be-
achtung der Zweckbestimmung der Sozialdaten die 
unabweisbaren Bedürfnisse der Forschung .und 
Planung. Sie ist im Verhältnis zu § 67 als Sonder-
regelung anzusehen. 

Absatz 1 enthält keine Beschränkung des Kreises der 
Daten, die zulässigerweise offenbart werden dürfen. 
Auch hier gilt jedoch § 73, der eine Offenbarung 
der dort genannten Daten nur unter den dort be-
zeichneten Voraussetzungen zuläßt. Der Aus-
schuß hat sich auf Grund der Stellungnahme 
des Ausschusses für Jugend, Familie und Ge-
sundheit eingehend mit der Frage befaßt, ob da-
durch insbesondere die Gesundheitsforschung be-
einträchtigt werden kann. Er ist zu dem Ergebnis, 
gelangt, daß sich die Zulässigkeit der Gesundheits-
forschung mit personenbezogenen Daten in erster 
Linie nach dem ärztlichen Standesrecht in Verbin-
dung mit § 203 Abs. 1 Nr. 1 des Strafgesetzbuchs 
richtet und die danach bestehende Rechtslage für 
den Sozialleistungsbereich nicht ohne zwingenden 
Grund geändert werden soll. Eine große Bedeutung 
kommt der Erforderlichkeitsprüfung zu. Soweit eine 
Anonymisierung der Daten zumutbar ist, ist für ei-
ne Anwendung des § 72 kein Raum. Satz 2 regelt 
zwei weitere Fälle fehlender Erforderlichkeit, aus 
denen sich ergibt, daß in erster Linie die Einwilli-
gung des Betroffenen eingeholt werden muß, und 
auch alternative Wege geprüft werden müssen, den 
Forschungs- oder Planungszweck zu erreichen. Wer-
den schutzwürdige Belange des Betroffenen (vgl. 
oben zu § 66), beeinträchtigt, ist eine Offenbarung 
nur zulässig, soweit ein öffentliches Interesse an der 
Forschung oder Planung das Geheimhaltungsin-
teresse des Betroffenen erheblich überwiegt. 
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Absatz 2 soll sicherstellen, daß die Offenbarung 
für die Forschung oder Planung ein Ausnahmetat-
bestand bleibt, dessen Voraussetzungen in jedem 
Einzelfall sorgfältig zu prüfen sind. Die Entschei-
dungsbefugnis des zuständigen Bundes- oder Lan-
desministers oder seines allgemeinen Stellvertreters 
ist höchstpersönlich; ihre Übertragung ist un-
zulässig. Zuständig ist der für die offenbarende 
Stelle fachlich zuständige Bundes- oder Landesmini-
ster. Ein und dasselbe Forschungs- oder Planungs-
vorhaben kann die Entscheidung mehrerer Minister 
erforderlich machen. Ist der für die offenbarende 
Stelle fachlich zuständige Bundes- oder Landesmini-
ster nicht zugleich auch der für die Forschung oder 
Planung zuständige Minister, ist dieser gemäß den 
Geschäftsordnungen der Bundes- oder Landesregie-
rungen zu beteiligen. Die sich aus Satz 2 ergebende 
Ermessensbeschränkung soll vermeiden, daß die je-
weilige politische Spitze über die Genehmigung 
mittelbar auf die Inhalte der Forschung oder Planung 
Einfluß nimmt. 

Zu § 73 — Einschränkung der Offenbarungsbefug-
nis bei besonders schutzwürdigen perso-
nenbezogenen Daten — 

Die  Vorschrift schränkt eine nach §§ 66 bis 72 zu-
lässige Offenbarung unter dem Gesichtspunkt des 
§ 203 Abs. 1 und 3 des Strafgesetzbuches ein. 

Absatz 1 gewährleistet, daß das Arztgeheimnis und 
die sonstigen Berufsgeheimnisse des § 203 Abs. 1 
und 3 des Strafgesetzbuches auch dann gewahrt 
werden, wenn der Arzt oder eine andere hiernach 
zur Geheimhaltung verpflichtete Person personen-
bezogene Daten an einen Träger der gesetzlichen 
Krankenversicherung oder eine andere in I § 35 SGB 
genannte Stelle weiterleitet. 

Absatz 2 läßt hiervon im Rahmen des § 67 Abs. 1 
Nr. 1, d. h. vor allem im Rahmen der Zusammenar-
beit der in I § 35 SGB genannten Stellen unterein-
ander, eine eng begrenzte Ausnahme zu. Die Aus-
nahme erfaßt nicht die üblichen Anamnese-, Befund-
und Diagnosedaten des behandelnden Arztes, son-
dern nur solche personenbezogenen Daten, die im 
Zusammenhang mit einer Begutachtung erfaßt wur-
den. Der Betroffene hat jedoch das Recht, auch die-
ser eng begrenzten Offenbarung zu widersprechen. 
Widerspricht er, dürfen die Sozialdaten nicht offen-
bart werden. Die I §§ 60 bis 66 SGB bleiben jedoch 
unberührt, so daß dem Betroffenen aus seinem Wi-
derspruch ggf. Nachteile erwachsen können, auf die 
er rechtzeitig gemäß I § 66 Abs. 3 SGB hinzuweisen 
ist. 

Zu § 74 — Einschränkung der Offenbarungsbefug-
nis über die Grenze — 

Die Vorschrift schränkt eine nach §§ 66 bis 73 zu-
lässige Offenbarung von Sozialdaten in ein Gebiet 
außerhalb des Geltungsbereichs des Sozialgesetz-
buchs ein. Schutzwürdige Belange des Betroffenen 
(vgl. oben zu § 66) werden insbesondere beein-
trächtigt, wenn die offenbarten Daten zu einer ras-
sischen, religiösen oder politischen Diskriminierung 
des Betroffenen führen könnten oder geeignet sind, 

Rückschlüsse auf Verstöße des Betroffenen gegen 
Rechtsvorschriften anderer Staaten zuzulassen. 

Zu § 75 — Zweckbindung und Geheimhaltungs-
pflicht des Empfängers — 

Die Vorschrift regelt die Rechtstellung des Empfän-
gers von Sozialdaten. Satz 1 stellt klar, daß der 
Empfänger Sozialdaten nur zu dem Zweck verwen-
den darf, zu dem sie ihm befugt offenbart wurden. 
Unbefugt offenbarte Sozialdaten dürfen nicht ver-
wertet werden. Nach Satz 2 hat der Empfänger die 
Sozialdaten im übrigen in gleicher Weise zu schüt-
zen wie die Stelle, von der er sie erhalten hat. 

Vor § 76 — Schutz der Sozialdaten bei der Daten-
verarbeitung — 

Das Bundesdatenschutzgesetz ist darauf angelegt, 
durch bereichsspezifische Vorschriften ergänzt zu 
werden. Die §§ 76 bis 82 treffen die entsprechenden 
Regelungen für den' Bereich des Sozialgesetzbuchs. 
Sie gewährleisten einen einheitlichen Datenschutz 
in diesem Bereich und passen die allgemeinen Re-
gelungen des Bundesdatenschutzgesetzes den Be-
sonderheiten des Rechts des Sozialgesetzbuchs an. 
Während I § 35 SGB in Verbindung mit §§ 65 bis 75 
nur die Offenbarung von Sozialdaten regelt, erfas-
sen die Datenschutzvorschriften die Verarbeitung 
allgemein, d. h. auch die Speicherung, Veränderung 
und Löschung, allerdings beschränkt auf Dateien. 

Zu § 76 — Geltung des Bundesdatenschutzgeset-
zes — 

Die Vorschrift trifft die für einen einheitlichen 
Schutz der Sozialdaten bei der Datenverarbeitung 
erforderlichen Grundsatzregelungen. 

Absatz 1 unterwirft alle in I § 35 SGB genannten 
Stellen denjenigen Vorschriften des Bundesdaten-
schutzgesetzes, die für die Datenverarbeitung der 
Behörden und sonstigen öffentlichen Stellen gelten. 
Damit haben künftig auch die privatrechtlich orga-
nisierten Verbände der Leistungsträger die Vor-
schriften des Zweiten Abschnitts des Bundesdaten-
schutzgesetzes zu beachten. Die Betriebs- und Ge-
schäftsgeheimnisse werden ebenso wie in I § 35 
SGB den personenbezogenen Daten gleichgestellt. 

Absatz 2 beseitigt für die von einem öffentlich-
rechtlichen Träger betriebenen Krankenhäuser und 
Einrichtungen zur Eingliederung Behinderter das 
Privileg des § 7 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 Satz 2 
BDSG. 

Absatz 3 erstreckt den Anwendungsbereich des 
Bundesdatenschutzgesetzes auch auf die Behörden 
und sonstigen öffentlichen Stellen der Länder und 
die landesunmittelbaren Körperschaften und Anstal-
ten des öffentlichen Rechts sowie auf die Vereini-
gungen solcher Körperschaften und Anstalten. Ein 
bundeseinheitlicher Schutz der Sozialdaten ist not-
wendig, 

— weil der Datenverkehr zwischen bundes- und 
landesunmittelbaren Leistungsträgern nicht durch 
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die Geltung jeweils unterschiedlichen Daten-
schutzrechts beeinträchtigt werden darf, und 

— weil für den Bürger ein von Land zu Land unter-
schiedlicher Schutz seiner Sozialdaten bei der 
Datenverarbeitung unverständlich wäre. 

Ein bundeseinheitlicher Schutz der Sozialdaten ist 
ferner unverzichtbar im Hinblick auf die sozial-
rechtlich gebotenen Sonderregelungen für 

— die Datenverarbeitung im Auftrag (§ 77), 

— das Rentenauskunftsverfahren der Deutschen 
Bundespost (§ 78 Abs. 2), 

— die erforderliche Publizität (§ 79) und 

— die Auskunft über medizinische Daten (§ 80). 

Ein Antrag , der CDU/CSU-Fraktion, Absatz 3 zu 
streichen, wurde daher, ebenso wie eine Reihe 
hierauf beruhender Folgeanträge, von der Mehrheit 
des Ausschusses abgelehnt. Die Kontrolle der Ein-
haltung der datenschutzrechtlichen Vorschriften 
liegt bei den nach Landesrecht zuständigen Stellen. 

Zu § 77 — Verarbeitung personenbezogener Daten 
im Auftrag — 

Die Vorschrift verschärft die Voraussetzungen des 
§ 8 Abs. 1 und 3 BDSG. 

Absatz 1 stellt das Verhältnis zu § 8 Abs. 1 und 3 
BDSG klar. 

Absatz 2 verpflichtet den Auftraggeber nicht nur 
zur sorgfältigen Auswahl des Auftragnehmers, son-
dern legt ihm darüber hinaus die Verpflichtung auf, 
erforderlichenfalls auf die technischen und organi-
satorischen Maßnahmen des Auftragnehmers Ein-
fluß zu nehmen. Demgemäß ist eine Auftragsertei-
lung an eine Stelle, auf die der Zweite Abschnitt 
des Bundesdatenschutzgesetzes nicht anzuwenden 
ist, davon abhängig, daß sich der Auftragnehmer 
mit der Überwachung durch den Auftraggeber ein-
verstanden erklärt. 

Absatz 3 soll der Aufsichtsbehörde Gelegenheit ge-
ben, noch vor der Auftragserteilung durch Beratung 
und ggf. mit den ihr sonst zur Verfügung stehenden 
Aufsichtsmitteln tätig zu werden. 

Absatz 4 soll eine über § 75 hinausgehende Zweck-
bindung und eine möglichst rasche Löschung der 
zur Datenverarbeitung im Auftrag überlassenen Da-
ten gewährleisten. 

Absatz 5 soll sicherstellen, daß die Datenverarbei-
tung im Auftrag im Interesse eines wirksamen Da-
tenschutzes grundsätzlich nur durch die in I § 35 
SGB genannten Stellen unter- und füreinander er-
folgt. Eine Auftragserteilung an andere, insbeson-
dere private Stellen oder Einrichtungen ist nur unter 
den genannten Voraussetzungen zulässig. Sie sind 
eng auszulegen. Das gilt insbesondere für die Ver-
arbeitung von Daten der Betriebskrankenkassen 
durch den Arbeitgeber. Hier sind wegen der beson-
deren abstrakten Gefährdung höchste Anforderun-
gen an den Datenschutz zu stellen, die der Auftrag-
geber in einer für die Datenschutzkontroll- und 
Aufsichtsbehörden verständlichen Form zu doku

-

mentieren hat. Ein Antrag der CDU/CSU-Fraktion, 
nicht nur Teilvorgänge der automatischen Daten-
verarbeitung zu erfassen, sondern auch die Mög-
lichkeit vorzusehen, in Fällen geringen Arbeits-
anfalls die gesamte automatische Datenverarbei-
tung externen Stellen oder Einrichtungen zu über-
tragen, wenn sich daraus wesentliche geringere Ko-
sten ergeben, wurde von der Mehrheit des Aus-
schusses abgelehnt. 

Zu § 78 — Datenübermittlung — 

Absatz 1 stellt klar, daß die §§ 67 bis 74 gegenüber 
den allgemeinen Regelungen der §§ 10 und 11 BDSG 
als bereichsspezifische Sonderregelungen anzusehen 
sind. 

Absatz 2 ermöglicht bei der Datenweitergabe die 
Zwischenschaltung geeigneter Vermittlungsstellen. 
Die Regelung soll insbesondere den Fortbestand 
des Rentenauskunftsverfahrens der Deutschen Bun-
despost gewährleisten. Aus der Bezugnahme auf den 
Zweiten Abschnitt des Bundesdatenschutzgesetzes 
ergibt sich, daß als Vermittlungsstellen grundsätz-
lich nur Behörden und sonstige öffentliche Stellen in 
Betracht kommen. Im übrigen gelten die gleichen 
Sicherheitsanforderungen wie bei der Datenverar-
beitung im Auftrag. 

Zu § 79 — Veröffentlichung über die gespeicher-
ten Daten — 

Die Vorschrift zieht die sich aus § 76 Abs. 3 erge-
benden Folgerungen für § 12 Abs. 3 BDSG und er-
möglicht für den Bereich des Sozialgesetzbuchs 
mehr Transparenz. 

Zu § 80 — Auskunft an den Betroffenen — 

Die Vorschrift soll u. a. sicherstellen, daß Auskünfte 
über gesundheitliche Verhältnisse eines Beteiligten  
auch in Fällen, in denen diese in Dateien gespei-
chert sind, erforderlichenfalls durch einen Arzt er-
folgen. 

Zu § 81 — Löschung von Daten — 

Die Vorschrift schreibt in den Fällen des § 14 
Abs. 3 Satz 1 BDSG eine Löschungspflicht vor. 

Zu § 82 — Ordnungswidrigkeiten — 

Die  Vorschrift soll den in bezug genommenen Re-
gelungen den erforderlichen Nachdruck verleihen. 

Zu Artikel II 

Soweit sich die Änderungen oder Ergänzungen des 
Entwurfs sowie die Ablehnung von Änderungsan-
trägen im Ausschuß nicht aus den materiellen Vor-
schriften des Artikels I sowie zwischenzeitlich ein-
getretenen Gesetzesänderungen ergeben, bemerkt 
der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung zu den 
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auf Grund seiner Beratungen beschlossenen Ände-
rungen des Gesetzes folgendes: 

Zu § 2 — Arbeitsförderungsgesetz — 

Der Ausschuß hat beschlossen, in den Gesetzentwurf 
Vorschriften einzufügen, die die „Nahtlosigkeit" 
zwischen den Leistungen der Bundesanstalt für Ar-
beit einerseits sowie den Leistungen der gesetzli-
chen Rentenversicherung und der gesetzlichen Kran-
kenversicherung andererseits verbessern sowie Zu-
fallsergebnisse bei der Bemessung der Lohnersatz-
leistungen des AFG vermeiden. Diese Änderun-
gen sind nach Auffassung des Ausschusses unauf-
schiebbar. 

Die Regelungen des § 103 Abs. 1 und 2 AFG, die 
einen nahtlosen Übergang vom Leistungssystem des 
Arbeitsförderungsgesetzes in das Leistungssystem 
der gesetzlichen Rentenversicherung gewährleisten 
sollen, reichen — wie die Praxis gezeigt hat — 
nicht aus. Der Ausschuß hat deshalb insbesondere 
folgende Änderungen des AFG zur Verbesserung 
der Nahtlosigkeit zwischen den Leistungen der Bun-
desanstalt für Arbeit und den Leistungen der ge-
setzlichen Rentenversicherung beschlossen: 

a) Arbeitslose, die leistungsgemindert sind und kei-
ne Vollzeitarbeit ausüben können, sollen Leistun-
gen auf der Grundlage der Arbeitszeit erhalten, 
die für das letzte Beschäftigungsverhältnis maß-
gebend war. 

b) Die für das Arbeitslosengeld getroffenen Rege-
lungen über die Nahtlosigkeit sollen zukünftig 
ohne Einschränkungen auch für die Arbeitslo-
senhilfe gelten. 

Der Ausschuß hat darüber hinaus geprüft, ob eine 
gesetzliche Regelung geschaffen werden sollte, die 
eine bessere Abstimmung zwischen beiden Lei-
stungsträgern bei der Beurteilung der Leistungsfä-
higkeit des Versicherten gewährleistet. Er hat auf 
eine solche Regelung in der Erwartung verzichtet, 
daß auf Grund einer zwischen der Bundesanstalt für 
Arbeit und den Trägern der gesetzlichen Rentenver-
sicherung im Februar 1980 abgeschlossenen Ver-
waltungsvereinbarung unterschiedliche Beurteilun-
gen der Leistungsfähigkeit des Versicherten und un-
nötige Doppeluntersuchungen in Zukunft vermieden 
werden. 

Die Bezieher von Lohnersatzleistungen nach dem 
AFG erhalten im Krankheitsfall Krankengeld in 
Höhe der jeweiligen Lohnersatzleistung von der für 
sie zuständigen Krankenkasse. Dieser Wechsel des 
Sozialleistungsträgers führt vor allem bei kurzfristi-
gen Erkrankungen zu Unzuträglichkeiten für die be-
troffenen Leistungsbezieher und die Träger. Der 
Ausschuß war einmütig der Auffassung, daß diese 
Unzuträglichkeiten am zweckmäßigsten durch eine 
Leistungsfortzahlung im Krankheitsfall nach dem 
Vorbild des Lohnfortzahlungsgesetzes beseitigt wer-
den. Er hat deshalb gesetzliche Regelungen be-
schlossen, nach denen das Arbeitslosengeld, die Ar-
beitslosenhilfe, das Unterhaltsgeld, das Kurzarbei-
tergeld und das Schlechtwettergeld im Krankheits-
fall grundsätzlich bis zu sechs Wochen fortgezahlt 

werden. In dieser Zeit soll der Anspruch auf Kran-
ken- oder Übergangsgeld ruhen (vgl. Artikel II § 4 
Nr. 2 b und 6 b). Dementsprechend sollen die Kran-
kenversicherungsbeiträge, die die Bundesanstalt für 
Arbeit für ihre Leistungsbezieher zu entrichten hat, 
zukünftig nach dem Beitragssatz für Versicherte 
berechnet werden, die bei Arbeitsunfähigkeit An-
spruch auf Fortzahlung ihres Arbeitsentgelts für 
mindestens sechs Wochen haben. 

Des weiteren hat der Ausschuß im Hinblick auf 
jüngste höchstrichterliche Rechtsprechung die Vor-
schriften über die Bemessung der Lohnersatzleistun-
gen nach dem AFG ergänzt. Jährlich wiederkehren-
de Sonderzahlungen sollen bei der Leistungsbemes-
sung anteilig berücksichtigt werden, wenn sie der 
Arbeitnehmer auch bei einer vorzeitigen Beendigung 
des Arbeitsverhältnisses auf Grund ordentlicher 
Kündigung des Arbeitgebers beanspruchen könnte. 

Zu § 2 Nr. 1 a und 3 a (§§ 65, 85 AFG) 

Arbeitnehmer, die während des Bezuges von  Kurz-
arbeitergeld oder Schlechtwettergeld arbeitsunfähig 
werden und für den Krankheitsfall einen gesetzli-
chen, tarifvertraglichen oder einzelvertraglichen 
Anspruch auf Fortzahlung ihres Arbeitsentgeltes ha-
ben, sollen während der Arbeitsunfähigkeit Kurz-
arbeitergeld oder Schlechtwettergeld erhalten, so-
lange der arbeitsrechtliche Anspruch dem Grunde 
nach besteht. Sie können also die genannten Leistun-
gen ggf. auch über sechs Wochen hinaus erhalten. 

Zu § 2 Nr. 3 b (§ 103 AFG) : 

Buchstabe a, Doppelbuchstaben aa, cc und Buch-
stabe b 

Redaktionelle Anpassung an die Zusammenfassung 
der Regelungen über die „Nahtlosigkeit" in der 
Sondervorschrift des § 105 a (vgl. Artikel II § 2 
Nr. 3 c). 

Buchstabe a, Doppelbuchstabe bb 

Die Vorschrift entspricht dem geltenden Recht; sie 
ist im Interesse der leichteren Verständlichkeit neu 
gefaßt worden. 

Zu § 2 Nr. 3 c (§ 105 a AFG) 

Die Regelungen über die „Nahtlosigkeit" zwischen 
den Leistungen der Bundesanstalt für Arbeit und 
den Leistungen der gesetzlichen Rentenversicherung 
werden im Interesse der Rechtsklarheit aus ihrem 
bisherigen Sachzusammenhang herausgenommen 
und — bei weitgehender Übernahme des geltenden 
Rechts — in einer Sondervorschrift zusammengefaßt. 

Absatz 1 übernimmt in geänderter Fassung die Rege-
lungen des § 103 Abs. 1 und 2 AFG. Diese Regelun-
gen gelten auch dann, wenn der Arbeitslose über-
haupt keine Beschäftigung ausüben kann. 

Nach Absatz 2 soll das Arbeitsamt den Arbeitslosen, 
der auf Grund des Absatzes 1 Leistungen erhält, un-
verzüglich auffordern, innerhalb eines Monats Maß-
nahmen zur Rehabilitation zu beantragen. Stellt der 
Arbeitslose diesen Antrag nicht fristgerecht, so soll 
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der Anspruch auf Leistungen vom Ablauf der Frist 
an ruhen. Die Regelung trägt dem Gedanken Rech-
nung, daß die Bundesanstalt in diesen Fällen in der 
Regel lediglich „vorschußweise" für die an sich 
leistungsverpflichtete Rentenversicherung eintritt. 
Die Vorschrift ist dem § 183 Abs. 7 RVO nachge-
bildet, der die Nahtlosigkeit zwischen den Leistun-
gen der Krankenversicherung und der Rentenver-
sicherung regelt. Werden Maßnahmen zur Rehabili-
tation abgelehnt oder erfolglos durchgeführt, soll 
der Antrag auf Arbeitslosengeld als Rentenantrag 
gelten. 

Absatz 3 entspricht inhaltlich dem § 103 Abs. 2 Satz 
3 AFG. Er gewährleistet, daß die Bundesanstalt das 
übergangsweise gezahlte Arbeitslosengeld in Höhe 
der vom Rentenversicherungsträger gewährten Lei-
stung zurückerhält (vgl. hierzu auch Artikel II § 4 
Nr. 13 a, § 6 Nr. 1 a, § 8 Nr. 1 a). 

Zu § 2 Nr. 3 b (§ 105 b AFG) 

Absatz 1 regelt die Fortzahlung des Arbeitslosengel-
des im Krankheitsfall bis zu sechs Wochen unter 
weitgehender Übernahme der Regelungen des Lohn-
fortzahlungsgesetzes; für die Arbeitslosenhilfe und 
das Unterhaltsgeld gilt sie entsprechend. Abwei-
chend vom Lohnfortzahlungsgesetz soll das Arbeits-
losengeld auch bei selbstverschuldeter Krankheit 
und bei Wiederholungskrankheiten fortgezahlt wer-
den. Andernfalls müßte die Krankenkasse — also le-
diglich ein anderer Sozialleistungsträger—Kranken-
geld zahlen. Ein Wechsel des Sozialleistungsträgers 
bei Krankheiten von weniger als sechs Wochen soll 
jedoch vermieden werden. Bei Vorbeugungs-, Heil-
oder Genesungskuren soll im Interesse einer ein-
heitlichen Leistungsgewährung allein der Rehabili-
tationsträger zuständig sein. 

Die Fortzahlung des Arbeitslosengeldes bei einer 
erforderlichen Betreuung eines erkrankten Kindes 
entspricht dem § 185 c RVO. 

Absatz 2 bestimmt, daß die Vorschriften der Reichs-
versicherungsordnung, die bei Fortzahlung des Ar-
beitsentgelts durch den Arbeitgeber im Krankheits-
fall sowie bei Zahlung von Krankengeld im Falle 
der Erkrankung eines Kindes anzuwenden sind, für 
die Fortzahlung des Arbeitslosengeldes entsprechend 
gelten. Hier sind namentlich § 368 Abs. 2 Satz 2 
RVO und § 369 b Abs. 1 Nr. 2 RVO zu nennen. § 368 
Abs. 2 Satz 2 RVO verpflichtet den Kassenarzt zur 
Ausstellung der Bescheinigungen, die der Arbeits-
lose benötigt. Nach § 369 b Abs. 1 Nr. 2 RVO sind 
die Krankenkassen verpflichtet, unabhängig von der 
Gewährung von Krankengeld eine Begutachtung der 
Arbeitsunfähigkeit durch den Vertrauensarzt zu 
veranlassen, wenn diese zur Beseitigung von be-
gründeten Zweifeln an der Arbeitsunfähigkeit er-
forderlich erscheint. 

Absatz 3 enthält die erforderliche Übergangsrege-
lung. 

Zu § 2 Nr. 3 e (§ 110 AFG) 

Die Änderung _ stellt sicher, daß die Tage, für die 
das Arbeitslosengeld im Krankheitsfall fortgezahlt 

wird, nicht auf die Dauer des Anspruchs auf Ar-
beitslosengeld angerechnet werden. Eine Anrech-
nung würde eine Verschlechterung des geltenden 
Rechts bedeuten; sie wäre auch sozialpolitisch nicht 
vertretbar, weil die Fortzahlung der Leistung wegen 
Krankheit, nicht aber wegen Arbeitslosigkeit er-
folgt. Zudem würden leistungsgeminderte Arbeits-
lose, deren Vermittlung ohnehin erschwert ist und 
die deshalb häufiger als andere Arbeitslose die volle 
Anspruchsdauer ausschöpfen müssen, durch eine 
Anrechnung besonders betroffen. 

Zu § 2 Nr. 3 f (§ 112 AFG) 

Buchstabe a 

Nach der neueren Rechtsprechung des Bundessozial-
gerichts (Urteile vom 10. Oktober 1978 — 7 RAr 
57/77 — und vom 7. August 1979 — 7 RAr 17178, 
7 RAr 42/78 —) gehören die nicht in jedem Monat 
zu erwartenden Zuwendungen wie z. B. das Urlaubs- 
geld und das 13. Monatsgehalt dann zum laufenden 
Arbeitsentgelt, wenn sie dem Arbeitnehmer, der im 
Laufe des Jahres in den Betrieb eintritt oder aus-
scheidet, anteilig zustehen. Sie sind nach der Recht-
sprechung bei- der Bemessung des Arbeitslosengel-
des voll zu berücksichtigen, wenn sie in dem für 
die Bemessung des Arbeitslosengeldes maßgebenden 
Zeitraum gezahlt werden, bleiben dagegen unberück-
sichtigt, wenn sie außerhalb des Bemessungszeit-
raumes gezahlt werden. 

Der in den § 112 Abs. 2 neu eingefügte Satz 3 und 
die Ergänzung des bisherigen Satzes 3 (jetzt Satz 4) 
greifen den Ansatz des Bundessozialgerichts auf, 
vermeiden jedoch sozialpolitisch unerwünschte Zu-
fallsergebnisse. 

Der neue Satz 3 bestimmt, daß mindestens jährlich 
wiederkehrende Zuwendungen bei der Bemessung 
des Arbeitslosengeldes anteilig zu berücksichtigen 
sind, wenn sie der Arbeitnehmer aufgrund tarif-
vertraglicher oder einzelarbeitsvertraglicher Rege-
lung im Falle einer vorzeitigen Beendigung des Ar-
beitsverhältnisses durch ordentliche Kündigung des 
Arbeitgebers anteilig beanspruchen könnte. Dabei 
kommt es nicht darauf an, ob diese Leistungen in 
der Vergangenheit schon einmal gezahlt worden 
sind oder ob sie als Sonderzahlungen ausgewiesen 
oder lediglich in Form einer auf einen bestimmten 
Zeitraum beschränkten prozentualen Erhöhung des 
Arbeits- oder Urlaubsentgeltes gezahlt werden. Un-
erheblich ist auch; auf welche Weise das Arbeits-
verhältnis im Einzelfall beendet worden ist. Die ge-
nannten Leistungen unterscheiden sich von dem 
laufenden Arbeitsentgelt nur dadurch, daß sie in 
größeren Zeitabständen als das laufende Arbeits-
entgelt gezahlt werden. Die Berücksichtigung dieser 
Leistungen soll deshalb einerseits auf den Anteil 
beschränkt werden, der auf den für die Bemessung 
des Arbeitslosengeldes maßgebenden wöchentlichen 
Arbeitsverdienst entfällt, andererseits jedoch nicht 
davon abhängig sein, ob diese Leistungen in dem — 
in  der Regel einen Monat umfassenden — Bemes-
sungszeitraum gezahlt worden sind. 

Die Neufassung des bisherigen Satzes 3 (jetzt Satz 4) 
stellt klar, daß sonstige wiederkehrende Zuwendun- 
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gen bei der Bemessung des Arbeitslosengeldes nicht 
zu berücksichtigen sind. Auf diese Zuwendungen 
hat der Arbeitnehmer bei einer vorzeitigen Beendi-
gung des Arbeitsverhältnisses durch ordentliche 
Kündigung des Arbeitgebers keinen Anspruch. Sie 
müssen deshalb bei der Bemessung des Arbeitslo-
sengeldes wie einmalige Zuwendungen außer Be-
tracht bleiben. 

Buchstabe b 

Die Regelung in Absatz 5 Nr. 4 b enthält eine redak-
tionelle Anpassung an die Änderung des § 107 Abs. 
1 Satz 1 Nr. 5 durch das Fünfte Gesetz zur Änderung 
des AFG. 

Buchstabe c 

Bei leistungsgeminderten Arbeitslosen, die keine 
Vollzeitarbeit ausüben können, soll das Arbeitslo-
sengeld künftig nicht mehr nur auf der Grundlage 
der Arbeitszeit berechnet werden, die der Arbeits-
lose noch leisten kann. Vielmehr sollen diese Ar-
beitslosen Arbeitslosengeld auf der Grundlage der 
Arbeitszeit erhalten, die sie zuletzt geleistet haben. 
Dadurch wird erreicht, daß leistungsgeminderte Ar-
beitslose in der Regel ein Arbeitslosengeld erhalten, 
das den Lebensunterhalt sichert und eine Inan-
spruchnahme der Sozialhilfe vermeidet. 

Der Antrag der CDU/CSU-Fraktion, in den Fällen 
des § 105 a dreißig Arbeitsstunden zugrunde zu le-
gen, wurde mehrheitlich abgelehnt. 

Buchstabe d 

Die Vorschrift gewährleistet, daß die neue Regelung 
auf Antrag auch auf die bei Inkrafttreten des Ge-
setzes bereits entstandenen Ansprüche angewandt 
wird, soweit sie sich auf die Zeit ab Inkrafttreten 
des Gesetzes beziehen. 

Zu § 2 Nr. 5 a (§ 134 AFG) 

Die Änderung übernimmt — in Verbindung mit § 134 
Abs. 2 Satz 1 — die für das Arbeitslosengeld in 
§ 105 a getroffene Nahtlosigkeitsregelung zur ge-
setzlichen Rentenversicherung ohne Einschränkung 
für die Arbeitslosenhilfe. 

Zu § 2 Nr. 5 b (§ 136 AFG) 

Die Änderung gewährleistet, daß bei der Bemessung 
der Arbeitslosenhilfe eine Minderung der Leistungs-
fähigkeit des Arbeitslosen außer Betracht bleibt, 
wenn diese Leistung in entsprechender Anwendung 
des § 105 a AFG (vgl Artikel II, § 2 Nr. 3 c) gewährt 
wird. 

Zu § 2 Nr. 7 a (§ 149 AFG) 

Die Regelung begründet die im Falle der Leistungs-
fortzahlung im Krankheitsfalle notwendigen Anzei-
gepflichten. Sie konkretisiert insoweit die Mitwir-
kungspflicht des Leistungsbeziehers nach dem Er-
sten Buch Sozialgesetzbuch. 

Zu §_2 Nr. 10 (§ 157 AFG) 

Buchstabe a) 

Die Neufassung der Absätze 2 bis 4 des § 157 AFG 
gleicht das Krankenversicherungs-Beitragsrecht der 
Versicherten nach dem AFG weitgehend dem Bei-
tragsrecht für Beschäftigte an. Nach Absatz 2 ist zu-
künftig nicht mehr der Beitragssatz für Versicherte 
ohne Entgeltfortzahlungsanspruch, sondern der nied-
rigere Beitragssatz für Versicherte mit Entgeltfort-
zahlungsanspruch für mindestens sechs Wochen 
maßgeblich. 

Absatz 3 bestimmt den Grundlohn, da sich die Bei-
träge gemäß § 385 RVO und bestimmte Leistungen 
(vgl. § 201 RVO) nach dem Grundlohn richten. Das 
danach maßgebliche Bemessungsentgelt für die Lei-
stungen nach dem AFG soll wie bei Beschäftigten. 
nicht berücksichtigt werden, soweit es die Beitrags-
bemessungsgrenze der Krankenversicherung über-
steigt. Die Vorschrift folgt ferner der Regelung für 
die gesetzliche Krankenversicherung, wonach die . 
Woche zu sieben Tagen anzusetzen ist. Da Arbeits-
losengeld, Arbeitslosenhilfe und Unterhaltsgeld für 
die sechs Wochentage gewährt werden (vgl. § 114 
AFG), ist bei der Entrichtung von Beiträgen der wö-
chentliche Grundlohn durch sechs zu teilen, weil 
die Krankenkassen sonst einen zu niedrigen Beitrag 
erhielten. Die  Festlegung der Modalitäten über die 
Beitragszahlung bleibt Absprachen zwischen der 
Bundesanstalt und den Krankenkassen überlassen. 
Satz 2 folgt im Interesse einer einfacheren Anwen-
dung den Regelungen der gesetzlichen Rentenver-
sicherung (vgl. § 1385 Abs. 3 Buchstabe h RVO, 
§ 112 Abs. 3 Buchstabe i AVG, § 130 Abs. 5 Buch-
stabe d RKG). 

Absatz 4 bezieht Fälle der Gewährung von Über- 
gangsgeld durch einen nach § 381 Abs. 3 a RVO 
beitragspflichtigen Rehabilitationsträger in die bis-
her nur für Renten aus der gesetzlichen Rentenver-
sicherung geltende Erstattungsregelung ein. Satz 2 
beschränkt sich auf Rehabilitationsträger, weil sich 
vergleichbare Regelungen für Rentenversicherungs-
träger bereits an anderen Stellen finden. 

Buchstabe b 

Die Vorschrift sieht zur Anpassung an das neue 
Recht für eine Übergangszeit einen höheren als den 
nach Absatz 2 maßgeblichen Krankenversicherungs-
beitrag der Bundesanstalt vor. 

Zu § 2 Nr. 10 a (§ 158 AFG) 

Die Änderungen passen die Vorschriften über die 
Höhe des Krankengeldes der durch die Leistungs-
fortzahlung veränderten Rechtslage an. 

Zu § 2 Nr. 10 b (§ 64 AFG) 

Die Änderung berücksichtigt, daß bei Erkrankung 
während des Bezuges von Kurzarbeiter- oder 
Schlechtwettergeld künftig Anspruch auf Fortzah-
lung dieser Leistungen bestehen wird. Sie stellt des-
halb klar, daß die Vorschrift in Zukunft nur noch 
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für Versicherte Bedeutung hat, die bereits erkrankt 
waren, bevor die Voraussetzungen für den Bezug 
des Kurzarbeiter- oder Schlechtwettergeldes erfüllt 
waren. 

Zu § 2 Nr. 10 c (§ 166 b AFG) 

Buchstabe a 

Redaktionelle Änderung. 

Buchstabe b 

Empfänger von Leistungen nach dem AFG, die von 
der Versicherungspflicht in der Rentenversicherung 
der Angestellten befreit sind und die neben ihren 
Beiträgen zur Versicherungs- oder Versorgungsein-
richtung oder zum Lebensversicherungsunternehmen 
in dem Jahr, das den letzten sechs Monaten vor Be-
ginn des Leistungsbezuges vorausgeht, regelmäßig 
freiwillige Beiträge zur gesetzlichen Rentenversi-
cherung entrichtet haben, sollen auch für die Zeit 
des Leistungsbezuges die anteilige Beitragsentrich-
tung der Bundesanstalt zur Versicherungs- oder 
Versorgungseinrichtung oder zum Versicherungs-
unternehmen und zur gesetzlichen Rentenversiche-
rung wählen können. Wählt der Leistungsempfän-
ger die kombinierte Vorsorge, gelten die bei-
den Beitragshöchstgrenzen von § 166 b Abs. 1 
Satz 1: Insgesamt soll die Bundesanstalt keine 
höheren Beiträge tragen,. als sie zur gesetz-
lichen Rentenversicherung zu entrichten hätte, 
wenn der Leistungsempfänger nicht von der Ver-
sicherungspflicht befreit wäre; sie trägt ferner höch-
stens den satzungsmäßigen oder vereinbarten Bei-
trag sowie den freiwilligen Beitrag zur gesetzlichen 
Rentenversicherung in der Höhe, in der sie vom Lei-
stungsempfänger im maßgebenden Zeitraum durch-
schnittlich entrichtet worden sind. Übersteigt die 
Summe beider Beiträge die genannte Höchstgrenze, 
hat der Leistungsempfänger die Wahl, ob der Bei-
trag der Bundesanstalt zur Versicherungs- oder Ver-
sorgungseinrichtung oder derjenige zum Versiche-
rungsunternehmen entsprechend zu kürzen ist. 

Buchstabe c 

Die Vorschrift enthält die erforderliche Übergangs-
regelung. 

Zu § 2 Nr. 10 d (§ 169 AFG)  

Redaktionelle Anpassung an die Zusammenfassung 
der Regelungen über die Nahtlosigkeit zwischen den 
Leistungen der Bundesanstalt für Arbeit und den Lei-
stungen der gesetzlichen Rentenversicherung in 
§ 105 a AFG (vgl. Artikel II, § 2 Nr. 3 c). 

Zu § 2 Nr. 12 (§ 230 AFG) 

Artikel I § 21 Abs. 1 enthält lediglich eine — nicht 
abschließende — Aufzählung der rechtlich zulässi-
gen Beweismittel, begründet dagegen keine Rechts-
pflicht zur Vorlage von Urkunden oder Akten. Ar-
tikel I § 21 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 kann daher nicht buß-
geldbewehrt werden. 

Zu § 2 — Finanzielle Auswirkungen 

Die Einführung der Fortzahlung der Lohnersatzlei-
stungen nach dem AFG im Krankheitsfall bringt mit-
telfristig für den Bund (Arbeitslosenhilfe) Entlastun-
gen von etwa 12 Millionen DM, für die Bundesan-
stalt für Arbeit (übrige Lohnersatzleistungen) Ent-
lastungen von etwa 80 Millionen DM jährlich. Auf 
Grund einer Übergangsvorschrift, nach der für die 
Bezieher von Lohnersatzleistungen nach dem AFG 
zunächst noch erhöhte Krankenversicherungsbei-
träge zu zahlen sind, ergeben sich für den Bund vor-
übergehend Mehrausgaben, die 1981 bis 1983 etwa 
je 18 Millionen DM, 1984 etwa 12 Millionen DM und 
1985 etwa 6 Millionen DM betragen; 1987 wird der 
Bund um etwa 6 Millionen DM entlastet. Die ent-
sprechenden Mehrausgaben der Bundesanstalt für 
Arbeit betragen 1981 bis 1983 etwa je 60 Millionen 
DM, 1984 etwa 30 Millionen DM und 1985 etwa 
3 Millionen DM; vom Jahre 1986 an wird die Bun-
desanstalt für Arbeit in steigendem Maße entlastet. 
Die volle Entlastung tritt beim Bund und der Bun-
desanstalt für Arbeit 1988 ein. 

Durch die sonstigen Änderungen des AFG wird die 
Bundesanstalt für Arbeit mit etwa 15 Millionen DM 
jährlich belastet. Die Länder und Gemeinden werden 
finanziell geringfügig entlastet. 

Zu § 4 Nr. 2 b (§ 181 Abs. 1 Nr. 2 RVO) 

Die Herabsetzung der Altersgrenze bei Frauen für 
Untersuchungen bei Früherkennung von Krebser-
krankungen entspricht einer von verschiedenen 
Seiten bereits seit längerem erhobenen Forderung. 
Wissenschaftliche Untersuchungen haben nämlich 
ergeben, daß die Zahl der bei Frauen unter 30 Jah-
ren beobachteten Krebserkrankungen deutlich hö-
her ist als bisher vermutet. Dies gilt insbesondere 
für den Gebärmutterhalskrebs (Cervix-Karzinom). 
Durch diese Änderung, die auf einer Initiative aller 
Fraktionen beruht, wird auch deutlich, daß die von 
verschiedenen Krankenkassen vorgenommenen Sat-
zungsregelungen, mit denen das Berechtigungsalter 
für Früherkennungsuntersuchungen bei Frauen her-
abgesetzt worden ist, nicht mit der Rechtslage im 
Einklang stehen. Der Umfang der Früherkennungs-
untersuchungen und das Berechtigungsalter für die-
se Maßnahmen können nur im Rahmen des Gesetzes 
und nicht durch Satzungsrecht festgelegt werden. 

Zu § 4 Nr. 4 a (§ 414 b Abs. 1 RVO) 

Für die Landesverbände und Bundesverbände kann 
nichts anderes gelten als für ihre Mitglieder. Infol-
gedessen muß § 34 Abs. 2 des Vierten Buches So-
zialgesetzbuch in Übereinstimmung des Bundesrates 
und der Bundesregierung auch für die Verbände für 
entsprechend anwendbar erklärt werden. 

Zu § 4 Nr. 4 b (§ 414 e RVO) 

Wegen der noch nicht abgeschlossenen technischen 
Entwicklung der Datenverarbeitung spricht sich der 
Ausschuß für eine Fassung aus, welche die weitere 
Entwicklung nicht einschränkt und den einzelnen 
Krankenkassen einen Freiraum läßt. Mit der vorge- 
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schlagenen Regelung werden die Landesverbände 
in die Lage versetzt, ihre bisherigen Aktivitäten wei

-

terzuentwickeln und dem technischen Fortschritt an-
zupassen. Auch der Betrieb von Rechenzentren ist 
zulässig, sofern keine ständigen Einrichtungen mit 
Benutzungszwang für die Mitglieder entstehen. 

Zu § 4 Nr. 4 c (§ 414fRVO) 

Im Bereich der Datenverarbeitung ist entsprechend 
der Regelung für die Landesverbände der Kranken-
kassen auch für deren Bundesverbände ein Ergän-
zungsaufgaben-Katalog vorzusehen; auf die Begrün-
dung zu § 4 Nr. 4 b wird verwiesen. 

Zu § 4 Nr. 6 a, c und d (§§ 555 a, 575 Abs. 4, § 636 
Abs. 3 RVO) 

Durch die Einfügung der Änderungen in die Reichs-
versicherungsordnung sollen künftig Personen, die 
als Leibesfrucht durch einen während der Schwan-
gerschaft eingetretenen Arbeitsunfall (einschl. Be-
rufskrankheit) ihrer Mutter geschädigt worden sind, 
in den Schutz der gesetzlichen Unfallversicherung 
einbezogen und wie Versicherte nach einem Ar-
beitsunfall entschädigt werden. Die Regelung ent-
spricht der Entscheidung des Bundesverfassungsge-
richts vom 22. Juni 1977 — 1 BvL 2/74 —. 

Zu § 4 Nr. 13 a (§ 1241 d Abs. 2, 4 und 5 RVO) 

Die Änderung in Absatz 2 stellt klar, daß für die 
Zeit, in der eine Rehabilitationsmaßnahme durchge-
führt wird, ein Rentenanspruch nur dann verdrängt 
wird, wenn zugleich ein Anspruch auf Übergangs-
geld besteht. In Verbindung mit Absatz 5 wird si-
chergestellt, daß der Versicherte, der bereits einen 
Rentenanspruch erworben hat, während einer Re-
habilitationsmaßnahme eine Geldleistung erhält. 

§ 1241 d Abs. 4 erstreckt in Satz 1 die Renten-
antragsfiktion des, Absatzes 3 auf die Fälle der er-
folglos durchgeführten Rehabilitationsmaßnahmen. 
Die Umdeutung hat zur Folge, daß nach erfolglosem 
Abschluß der Rehabilitationsmaßnahme ein Renten-
antrag nicht mehr gestellt werden muß. Damit wird 
der nahtlose Übergang vom Übergangsgeld zum 
Rentenbezug gewährleistet. Die Verweisung in 
Satz 2 bewirkt, daß entsprechend dem Grundsatz 
„Rehabilitation vor Rente" bis zum Abschluß der 
Maßnahme auch nach der Umdeutung des Antrags 
für die Zeit, für die Rente zu zahlen gewesen wäre, 
Anspruch auf Übergangsgeld besteht. Satz 3 garan-
tiert für die berufs- oder erwerbsunfähigen Versi-
cherten eine Mindesthöhe des Übergangsgeldes. Da-
mit wird sichergestellt, daß die Geldleistung wäh-
rend einer erfolglosen Rehabilitationsmaßnahme 
den Betrag nicht unterschreitet, der ohne eine sol-
che Maßnahme als Rente zu zahlen gewesen wäre. 

§ 1241 d Abs. 5 ermöglicht eine den bisher erworbe-
nen Rentenanwartschaften entsprechende Barlei-
stung auch dann, wenn ein Anspruch auf Über-
gangsgeld nicht besteht. Die Regelung soll vermei-
den, daß eine Rentenzahlung die Erfolgsaussichten 
der Rehabilitationsmaßnahme beeinträchtigt. Des- 

halb soll anstelle der Rentenleistung Übergangs-
geld ausgezahlt werden. Dabei sind die Vorschriften 
für das Übergangsgeld anzuwenden. Lediglich die 
Berechnung der Leistung richtet sich nach den für 
die Renten maßgebenden Vorschriften. Damit wird 
sichergestellt, daß z. B. bei den Renten auf Zeit 
Lücken in der Leistungserbringung nicht eintreten 
können. 

Der Ausschuß geht bei der Regelung der Renten-
antragsfiktion davon aus, daß hierdurch die Dispo-
sitionsbefugnis des Versicherten über die Renten-
antragstellung nicht eingeschränkt wird. Der Ver-
sicherte kann den Antrag zurücknehmen. Der An-
trag ist dann erledigt. 

Zu § 4 Nr. 15 a (§ 1385 Abs. 3 Buchstabe e RVO) 

Für die Berechnung des Beitrages zur gesetzlichen 
Rentenversicherung wird — wenn  dies  günstiger als 
eine Berechnung nach 2/3 der Beitragsbemessungs-
grenze ist — das frühere Arbeitsentgelt zugrunde-
gelegt. Nach dem geltenden Recht wird das frühere 
Arbeitsentgelt vom übernächsten Kalenderjahr an 
aktualisiert. Durch die vom Ausschuß vorgeschla-
gene Änderung soll eine Verbesserung der Aktuali-
sierung. erreicht werden. Dies erfolgt in der Weise, 
daß das frühere Arbeitsentgelt bzw. Arbeitseinkom-
men entsprechend der Entwicklung der Beitrags-
bemessungsgrenzen angepaßt wird. Der Verhältnis-
wert 0,6667 entspricht dem bisher schon vorgese-
henen Mindestentgelt von 2/3 der Beitragsbemes-
sungsgrenze. Durch die Bezugnahme auf die Absätze 
1 und 2 in den Eingangsworten zu Absatz 3 bleibt 
sichergestellt, daß das angepaßte frühere Arbeits-
entgelt bzw. Arbeitseinkommen höchstens bis zur 
Beitragsbemessungsgrenze berücksichtigt wird. 

Zu § 4 Nr. 15 b (§ 1404 Abs. 2 RVO) 

Weil das Gesetz nicht ausdrücklich Vereinbarungen 
über die Erstattung von Beiträgen durch Versicherte 
bei Auslandseinsätzen zuläßt, sind in diesem Zu-
sammenhang verschiedentlich Schwierigkeiten auf-
getaucht. Bei der Schaffung der Versicherung nach 
§ 1227 Abs. 1 Satz 1 Nr. 8 RVO und § 2 Abs. 1 
Nr. 10 AVG ging der Gesetzgeber von der Zulässig-
keit einer solchen Vereinbarung aus. In dem Urteil 
des Bundessozialgerichts vom 27. Januar 1977 
— 12/8 REh 1/75 — wurden solche Vereinbarungen 
allerdings in Frage gestellt. Die Änderung soll die 
bisherige Praxis weiter ermöglichen. 

Zu § 4 Nr. 17 (§ 1630 Abs. 3 RVO) 

Die Änderung dient der Sicherstellung, daß bei 
Hinterbliebenenrente nur ein Versicherungsträger 
zuständig ist. Sie entspricht dem geltenden Recht 
(vgl. § 1572 Abs. 3 RVO). 

Zu § 4 — Beitragseinzug durch die Ersatzkassen 

Der Antrag der Fraktion der CDU/CSU, hinsichtlich 
des Beitragseinzugs die Ersatzkassen den gesetz-
lichen Krankenkassen gleichzustellen, wurde von 
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der Ausschußmehrheit abgelehnt. Die Ausschuß-
mehrheit vertritt die Auffassung, aus verwaltungs-
mäßigen Überlegungen und Kostengründen solle 
eine Neuregelung des Beitragsrechts im Gesamt-
zusammenhang abgewartet werden; es sei deshalb 
von der Sache her nicht geboten, einzelne Rege-
lungen vorab zu ändern. 

Zu § 6 Nr. 1 a (§ 18 d AVG) 
 

Auf die Begründung zu § 4 Nr. 13 a wird verwiesen. 

Zu § 6 Nr. 3 a (§ 112 Abs. 3 Buchstabe e AVG) 

Auf die Begründung zu § 4 Nr. 15 a wird verwiesen. 

Zu § 6 Nr. 3 b (§ 126 Abs. 3 AVG) 

Auf die Begründung zu § 4 Nr. 15 b wird verwiesen. 

Zu § 8 Nr. 1 a (§ 40 d RKG) 

Auf die Begründung zu § 4 Nr. 13 a wird verwiesen. 

Zu § 11 Nr. 01 (§ 8 Abs. 1 Nr. 2 KVLG) 

Auf die Begründung zu § 4 Nr. 2 b wird verwiesen. 

Zu § 12 Nr. 01 und 02 (§ 4 Abs. 2, § 8 Abs. 1 HZvG) 

Die Ergänzung zu § 4 Abs. 2 dient der Klarstellung. 

Nach § 8 Abs. 1 Satz 1 HZvG in der bisher gelten-
den Fassung könnte entgegen der bisherigen Pra-
xis eine Anpassung der Zusatzrenten im Zweijahres-
rhythmus zum 1. Januar 1981 nicht erfolgen, weil 
- sich die allgemeine Bemessungsgrundlage 1979 nicht 
erhöht hat. Die Änderung des § 8 Abs. 1 Satz 1 
ermöglicht eine solche Anpassung, ohne den be-
stehenden zweijährigen Anpassungsrhythmus aufzu-
heben. Die Streichung des Satzes 2 in § 8 Abs. 1 ist 
notwendig, nachdem die Berechnung für Zugangs- 
und Bestandsrenten auf der gleichen allgemeinen Be-
messungsgrundlage beruht. 

Zu § 15 Nr. 2 a (§ 11 a BVG) 

Die Vorschrift sieht eine Neugestaltung der Durch-
führung der Versehrtenleibesübungen nach dem 
Bundesversorgungsgesetz vor, mit der insbesondere 
eine pauschalierte Abgeltung der den Sportgemein-
schaften bei der Durchführung der Versehrten-
leibesübungen entstehenden Aufwendungen ermög-
licht wird. 

In § 11 a Abs. 1 wird in Angleichung an die Vor-
schriften des I § 29 Abs. 1 Nr. 4 Buchstabe f SGB 
und des § 12 Nr. 5 RehaAnglG sowie an die Vor-
schriften anderer Rehabilitationsträger von der ärzt-
lichen Überwachung .zur ärztlichen Betreuung über-
gegangen. Außerdem soll durch die Beschränkung 
auf regelmäßige örtliche Übungsveranstaltungen 
klargestellt werden, daß Wettkämpfe mit Ausnahme 
von Leistungsvergleichen innerhalb einer Sport- 

gemeinschaft und Übungsveranstaltungen, die au-
ßerhalb des üblichen Übungsortes stattfinden, nicht 
als Versehrtenleibesübungen anzusehen sind. 

Die Vorschrift des § 11 a Abs. 2 sieht eine öffentlich

-

rechtliche Anerkennung der Versehrtensportge-
meinschaften nicht mehr vor, da ein derartiger Akt 
bei einer vertraglichen Lösung, wie sie Absatz 3 
vorsieht, und insbesondere bei der angestrebten 
pauschalierten Vergütung nicht mehr erforderlich 
ist. 

In § 11 a Abs. 3 wird von der öffentlich-rechtlichen 
Beauftragung der Versehrtensportgemeinschaften 
durch den einseitigen Akt der Anerkennung zu 
einer Regelung übergegangen, nach der die Verwal-
tungsbehörde mit den Sportgemeinschaften oder 
Sportorganisationen die Beauftragung durch gegen-
seitigen Vertrag vereinbart. Diese vertragliche Lö-
sung ermöglicht es den Beteiligten, ihre rechtlichen 
Beziehungen differenzierter als bisher zu regeln und 
diese bei wesentlichen Änderungen den tatsächli-
chen Gegebenheiten anzupassen. Der Verwal-
tungsbehörde werden in § 11 a Abs. 3 zwei Mög-
lichkeiten der Beauftragung alternativ eröffnet: ein-
mal die Beauftragung einer Sportorganisation für 
den gesamten Landesbereich, zum anderen von 
Sportgemeinschaften. Für die Verwaltungsbehör-
de soll hierbei die Beauftragung einer Sportorgani-
sation im Vordergrund stehen, da nur bei dieser 
Alternative die Vereinbarung einer pauschalierten 
Vergütung auf Landesebene möglich ist. Der Be-
auftragung einzelner Sportgemeinschaften kommt 
für die Fälle Bedeutung zu, daß beispielsweise in 
einem Land ein Vertrag mit einer Sportorganisation 
nicht zustande kommt bzw. aufgelöst wird. 

Der Ausschuß geht davon aus, daß mit der Sicher-
stellung der Versehrtenleibesübungen die Landes-
verbände des Deutschen Behindertensportverbandes 
beauftragt werden können, dessen Sportgemein-
schaften auch bisher schon die Versehrtenleibes-
übungen durchgeführt haben. Der Ausschuß hielt es 
bei dem auf dem Gebiete der Durchführung der Ver-
sehrtenleibesübungen gegebenen Tatsachen nicht 
für geboten, dies durch weitere Konkretisierungen 
des Begriffs der Sportorganisation hervorzuheben. 

Nach der Vorschrift des § 11 a Abs. 4 soll der durch 
die Beauftragung der Sportgemeinschaften oder 
Sportorganisationen entstehende Verwaltungsmehr-
aufwand den organisatorischen Trägern neben und 
unabhängig von der vertraglich vereinbarten Ver-
gütung für die Erbringung der Versehrtenleibes-
übungen abgegolten werden. 

Zu § 15 Nr. 2 b (§§ 16 g und 16 h BVG) 

Die Änderung sieht eine Erstattung der Aufwen-
dungen privater Arbeitgeber für die Lohn- und Ge-
haltsfortzahlung an arbeitsunfähig entlassene Solda-
ten, Zivildienstpflichtige und Grenzschutzdienst-
pflichtige vor. 

Die Vorschrift des § 16 g Abs. 1 bestimmt Voraus-
setzungen und Umfang des Erstattungsanspruchs. 
Die Arbeitsunfähigkeit muß hiernach nicht nur auf 
den Dienst nach einem der genannten Dienstpflicht- 
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gesetze zurückzuführen sein, sondern auch bereits 
am Tage nach Beendigung des Dienstverhältnisses 
und damit im unmittelbaren Anschluß an  das Dienst-
verhältnis bestanden haben. Das Arbeitsverhältnis, 
auf Grund dessen der Arbeitgeber das Arbeitsent-
gelt fortzuzahlen hat, muß bereits vor Beginn des 
Dienstverhältnisses bestanden haben, d. h., es muß 
nach den Vorschriften des Arbeitsplatzschutzgeset-
zes während der Dienstverpflichtung geruht haben 
und nach Beendigung des Dienstverhältnisses fort-
gesetzt werden. 

In § 16 g Abs. 2 wird der Zeitraum bestimmt, für 
den der Arbeitgeber Erstattung nach Absatz 1 ver-
langen kann. 

Die Regelung in § 16 g Abs. 3 stellt sicher, daß der 
Kostenträger der Kriegsopferversorgung in Fällen, 
in denen ein Dritter die Arbeitsunfähigkeit verur-
sacht hat, auf den Schädiger Rückgriff nehmen kann, 
wenn das fortgezahlte Arbeitsentgelt nach Absatz 1 
erstattet wird. 

In § 16 g Abs. 4 werden die formellen Vorausset-
zungen und die Verjährung des Erstattungsanspruchs 
geregelt. 

Die Vorschrift des § 16 h Satz 1 entspricht der bis-
herigen Regelung des § 16 f Abs. 4 Satz 1. Mit der 
Vorschrift des Satzes 2 wird bestimmt, daß in dem 
Umfang, in dem der Arbeitgeber bei Erfüllung sei-
ner Verpflichtung zur Fortzahlung des Arbeitsent-
gelts Anspruch auf Erstattung nach Absatz 1 gehabt 
hatte, kein Rückgriff auf den Arbeitgeber genom-
men werden kann. 

Für den Bund ergeben sich voraussichtlich folgende 
Mehrausgaben: 

1980 = 0,2 Millionen DM, 1981 = 0,4 Millionen DM, 
1982 = 0,5 Millionen DM, 1983 = 0,5 Millionen DM. 

Zu § 15 Nr. 2 c (§ 18 Abs. 1 Satz 2 BVG) 

Die Änderung ist im Hinblick auf die Einfügung 
der §§ 16 g und 16 h in das BVG erforderlich. 

Die Änderung erweitert den Anspruch auf Erstat-
tung der Kosten einer selbst durchgeführten Heilbe-
handlung um den Fall, daß die Heilbehandlung in 
dem Zeitraum durchgeführt wird, für den nach § 60 
Abs. 1 Satz 2 und Satz 3 BVG Versorgung gewährt 
werden kann. Da. nach § 18 Abs. 3 die Gewährung 
von Kostenersatz nach Absatz 1 Voraussetzung für 
den Anspruch auf Übergangsgeld ist, ist die Ände-
rung im Hinblick auf den Erstattungsanspruch der 
Arbeitgeber notwendig, um zu vermeiden, daß im 
Einzelfall ein Anspruch auf Erstattung des fortge-
zahlten Arbeitsentgelts entstehen kann, ohne daß ein 
Anspruch des Arbeitnehmers auf Übergangsgeld 
dem Grunde nach vorliegt. 

Zu § 15 Nr. 2 e (§ 24 a BVG) 

Die Änderung betrifft die Neugestaltung der Durch-
führung der Versehrtenleibesübungen. 

Nach § 24 a Buchstabe c können die Sportarten, die 
als Versehrtenleibesübungen gelten, durch Rechts

-

verordnung näher bestimmt werden, da diese Frage 
nach den bisherigen Erfahrungen einer besonderen 
Regelung bedarf. Weiter können nach dieser Vor-
schrift die Grundlagen und die Höchstbeträge der 
mit den Sportorganisationen zu vereinbarenden Ge-
samtvergütung durch Rechtsverordnung festgelegt 
werden. Hiermit wird dem Bund als Kostenträger 
der Kriegsopferversorgung gestattet, den Ländern, 
die die Sicherstellungsverträge mit den Sportorga-
nisationen in eigenem Namen schließen, einen finan-
ziellen Rahmen für die Vereinbarung der Gesamt-
vergütung zu setzen. 

Zu § 16 Nr. 1 (§ 11 Abs. 2 Satz 1 KOV-VerfG) 

In Übereinstimmung mit dem Bundesrat können 
auch § 11 Abs. 2 Satz 1 und § 36 KOV-VerfG ge-
strichen werden. 

Zu § 19 a (§ 52 Abs. 2 BSeuchG) 

Die Änderung enthält eine notwendige Parallelrege-
lung zu Artikel II § 15 Nr. 2 (BVG). Sie entspricht 
einem Vorschlag des Bundesrates, dem die Bundes-
regierung zugestimmt hat. 

Zu § 22 Nr. 1 und 3 a (§§ 13, 23 Abs. 1 Satz 1 BKGG) 

Entsprechend einer Empfehlung des Ausschusses für 
Jugend, Familie und Gesundheit erfolgte eine An-
passung an die Neufassungen der §§ 43 bis 48 des 
Artikels I, da dieser in der veränderten Fassung 
nicht mehr sämtliche Rückzahlungstatbestände ent-
hält, die bislang im Bundeskindergeldgesetz gege-
ben waren. Die Anpassung erfolgt zur Vermeidung 
von Doppelbegünstigungen aus öffentlichen Mitteln. 

Zu § 23 Nr. 2 bis 5, 7 a, 9 (§ 8 Abs. 4, § 11 Abs. 1, 
§ 16 Abs. 3, § 17 Satz 2 WoGG, Anlage 10 zu WoGG) 

Entsprechend einer Empfehlung des Ausschusses 
für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau sollen 
Vorschriften, die in keinem unmittelbaren sachli-
chen Zusammenhang mit Verfahrensregelungen des 
Sozialgesetzbuchs stehen, allein im Fünften Gesetz 
zur Änderung des Wohngeldgesetzes Berücksich-
tigung . finden. Im übrigen enthalten die Änderun-
gen weitere Anpassungen des Wohngeldgesetzes an 
das Sozialgesetzbuch. 

Zu § 23 Nr. 8 (§ 30 Abs. 2 und 3 WoGG) 

Die Änderung in Absatz 2 wird zu einer Gleichbe-
handlung des Forderungsübergangs auf die Lei-
stungsträger im Rahmen des Sozialgesetzbuchs füh-
ren. Die Änderung in Absatz 3 hat den Zweck, Fa-
milienmitglieder, die zum Haushalt eines verstorbe-
nen Antragstellers rechnen, vor Nachteilen zu be-
wahren. 

Zu § 26 Nr. 1 (I § 35 SGB) 

Der Ausschuß hat die Vorschrift angesichts der 
in Praxis und Rechtsprechung bestehenden Unsi- 
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cherheit über ihre Tragweite grundlegend neu ge-
faßt und in diesem Zusammenhang auch den Schutz 
der Sozialdaten bei der Datenverarbeitung geregelt 
(vgl. oben I. 3). Die Neufassung verdeutlicht die bei 
der Schaffung des Sozialgesetzbuchs getroffene 
Grundsatzentscheidung, wonach die Sozialdaten ei-
nen besonders erhöhten, dem Steuergeheimnis ver-
gleichbaren Schutz unterliegen sollen. In bezug auf 
die strafrechtliche Beurteilung bleibt § 203 Abs. 2 
des Strafgesetzbuchs unberührt (vgl. jedoch die Ent-
schließung). 

In Absatz 1 tritt an die Stelle des Geheimnisbegriffs 
der Begriff der „personenbezogenen Daten" des 
Bundesdatenschutzgesetzes. Er umfaßt alle Einzel-
angaben über die persönlichen und sachlichen Ver-
hältnisse des Betroffenen (vgl. § 2 Abs. 1 BDSG). 
Diese Daten werden künftig nicht nur gegen unbe-
fugte Offenbarung geschützt, sondern sind auch als 
Sozialgeheimnisse zu wahren, d. h. durch positive 
Vorkehrungen zu schützen. Im Interesse eines lük-
kenlosen Schutzes sind außerdem die Arbeitsge-
meinschaften der Leistungsträger, die Deutsche Bun-
despost, soweit sie mit der Berechnung oder Aus-
zahlung von Sozialleistungen betraut ist, und die 
weisungsberechtigten' Behörden in den Kreis der zur 
Geheimhaltung verpflichteten Stellen einbezogen 
worden; darüber hinaus erfordert das Künstlersozial-
versicherungsgesetz die Einbeziehung der Künstler-
sozialkasse. 

Durch Absatz 2 soll ebenfalls mehr Klarheit erreicht 
werden. Die Regelung bestimmt abschließend, un-
ter welchen Voraussetzungen eine Offenbarung von 
Sozialdaten zulässig ist. Andere Vorschriften als 
die genannten rechtfertigen keine Offenbarung. 

Absatz 3 verdeutlicht die Tragweite der Absätze 
1 und 2 insbesondere im Hinblick auf das gericht-
liche Verfahren. Aus der Regelung ergibt sich auch, 
daß z. B. in den Fällen des § 54 der Strafprozeßord-
nung und des § 376 der Zivilprozeßordnung keine 
Aussagegenehmigung erteilt werden darf. 

Bonn, den 14. Mai 1980 

Gansel 

Berichterstatter 

Absatz 4 gewährleistet, daß dem besonders erhöh-
ten Schutz dieser Vorschrift wie bisher auch die Be-
triebs- oder Geschäftsgeheimnisse unterliegen. 

Zu § 26 Nr. 2 (I § 37 SGB) 

Die Änderung des I § 37 SGB soll u. a. sicherstellen, 
daß in den besonderen Teilen des Sozialgesetzbuchs 
nicht von I § 35 SGB abgewichen wird. 

Zu § 32 Nr. 4 (§ 12 Abs. 4 ZVALG) 

Die vorgesehene Änderung trägt den Bedürfnissen 
der Praxis Rechnung, in dem sie die in Betracht zu 
ziehenden Tatbestände, die eine Ausgleichsleistung 
ausschließen, konkret bezeichnet. 

Zu § 32 a (§ 41 RehaAnglG) 

Zur Vermeidung von Anpassungsschwierigkeiten 
sprach sich die Ausschußmehrheit für eine Verlän-
gerung der Übergangsfrist um zwei Jahre aus. Der 
Antrag der CDU/CSU-Fraktion, entgegen der Ab-
sicht des geltenden Rechts den Trägern der Renten-
versicherung auf Dauer wieder zu gestatten, Heil-
behandlungen für Kinder und Nachkuren wegen 
bösartiger Geschwulsterkrankungen für nicht ver-
sicherte Ehegatten von Versicherten durchzuführen, 
wurde von der Ausschußmehrheit abgelehnt. 

Zu § 33 a (Übergangsvorschrift zu §§ 555 a, 575 
Abs. 4, § 636 RVO) 

Die Übergangsvorschrift sieht vor, daß Leistungen 
auch in den Fällen zu erbringen sind, in denen sich 
der Arbeitsunfall der Mutter in der Zeit zwischen 
dem 24. Mai 1949, dem Tag des Inkrafttretens des 
Grundgesetzes, und dem 31. Oktober 1977, dem Tag 
vor dem Inkrafttreten der Regelung, ereignet hat. 


